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Vorwort

VORWORT

Der Name der Zeit? Unklar. Post-alles, Interregnum. Die 
US-Hegemonie war schon in Zeiten neoliberaler Trans-
nationalisierung infrage gestellt, das Empire (Hardt/Ne-
gri) kein US-amerikanisches. Der Machtwechsel war 
bereits in vollem Gange, vielleicht nicht wie es die Welt-
systemtheorie (Arrighi) nahelegte mit China als neuem 
Hegemon, aber vielleicht doch mit Chimerika (Niall Fer-
guson), womit die Symbiose beider Volkwirtschaften, 
ihre wechselseitige ökonomische Abhängigkeit und die 
des Weltmarkts von beiden gemeint ist. Seit der glo-
balen Finanzkrise von 2007, verstanden als Ausgangs-
punkt einer lang anhaltenden organischen Krise, ist 
bislang kein hegemonial attraktives Projekt in Sicht, 
welches den aktiven Konsens der Subalternen reorga-
nisiert, Akkumulationsperspektiven auf erweiterter Stu-
fenleiter schafft und eine neue Weltordnung etabliert. 

Den Versuchen einer autoritären Absicherung neo-
liberaler Politiken – angefangen beim Fiskalpakt, den 
Auflagen der Troika über den harten Griff der Finanz-
märkte, den beispielsweise Argentinien zu spüren be-
kommt, bis hin zu diversen transkontinentalen und 
unzähligen bilateralen Freihandelsabkommen – steht 
mit der Arabellion der Beginn eines neuen transnatio-
nalen Bewegungszyklus gegenüber (vgl. LuXemburg 
3-4/2013). Neben der militärischen Restauration in 
Ägypten und vielerorts aufstrebenden islamistischen 
Bewegungen (und ihrer Bekämpfung) steht das Rin-
gen der verbliebenen Großmächte um Einflusszonen, 
sei es in Osteuropa oder bei der Aneignung afrikani-
scher Ressourcen. Während die USA darauf bedacht 
sind, nicht weiter an Bedeutung zu verlieren, sucht 
Russland seinen Einfluss über Energie- und Ressour-
cenpolitik sowie Waffenhandel auszudehnen und ver-
bindet China seine imperiale Ausdehnung mit aktiver 
Entwicklungshilfe und kümmert sich ansonsten nicht 
weiter um die Krisenherde der Welt. 

Doch die imperiale Lebensweise (Brand/Wissen) 
basiert nicht nur auf der Ausbeutung natürlicher und 
menschlicher Ressourcen der globalen Peripherien – 
sie übt mehr denn je eine unglaubliche Anziehungs-
kraft aus, vor allem auf die neuen Mittelklassen des 
globalen Südens, von Ecuador bis zur Ukraine, von 
China bis Nigeria, vom Iran bis nach Tunesien. Zugleich 
formiert sich überall Widerstand gegen diese Form 
der Produktions- und Lebensweise von links wie von 
rechts, von indigenen Bewegungen in den Anden oder 
den neuen Demokratiebewegungen in São Paulo, in Is-
tanbul oder in Madrid bis zur rechten Reaktion in Vene-
zuela oder in Thailand oder den an Stärke gewinnenden 
islamistischen Kräften im arabischen Raum. 

Um die EU wiederum legt sich ein «Ring of Fire», be-
fördert durch hastige und ungelenke Diplomatie (Stich-
worte: Libyen oder Ukraine). Vergessen ist die strate-
gische Partnerschaft mit Russland. Die USA muss das 
nicht kümmern, denn Russland, die Ukraine und die 
gesamte europäische Peripherie spielen für sie wirt-

schaftspolitisch keine größere Rolle mehr. Und zwei-
tens orientiert sich das Land seit 2009 außenpolitisch 
Richtung Pazifik. Dieser «Pivot to Asia», Hillary Clinton 
sprach bereits von «Amerikas pazifischem Jahrhun-
dert», ist auf eine langfristige Verbindung (und Konkur-
renz) mit dem größten Kraftzentrum der Weltwirtschaft 
ausgerichtet. Aufgrund seiner privilegierten Insellage 
müssen die USA auf nachbarschaftliche Beziehungen 
ohnehin nicht sonderlich viel Rücksicht nehmen und 
energiepolitisch arbeitet das Land erfolgreich an seiner 
Autonomie. Kurz: Die USA können sich, anders als Eu-
ropa, einen begrenzten «Unilateralismus leisten» (Da-
niljuk).

Welches Bild einer neuen Weltordnung ergibt sich 
daraus? Noch keines. Denkbar ist die Herausbildung 
von Zonen der Unsicherheit jenseits der alten und neu-
en kapitalistischen Zentren. Die direkte (militärische) 
Intervention zur Befriedung und zur Herausbildung 
marktwirtschaftlicher, liberal-demokratischer Staaten 
ist gescheitert, in Somalia und Bosnien, in Afghanistan 
und Libyen oder im Irak. Ende des «End of History» (Fu-
kuyama). Der Markt schafft es nicht, eine Besetzung 
der Märkte mit Bodentruppen steht nicht mehr auf der 
Agenda der Militärstrategen. Begrenzte Operationen 
und Luftangriffe, vor allem der Einsatz unbemannter 
und künftig selbststeuernder Drohnen ermöglichen je-
doch eine relative Kontrolle aus der Distanz. Die Zonen 
der Unsicherheit müssen nicht unbedingt kontrolliert, 
sie müssen vielmehr eingehegt werden. Im Fall der Fäl-
le muss frühzeitig «präventiv» eingegriffen werden. 
«Responsibilty to Protect» lautet die neue Formel. In-
formationen liefern die mittlerweile entgrenzten tech-
nischen Überwachungssysteme einer vernetzten Welt, 
der aufklärende Blick aus dem Weltraum (zum Aufspü-
ren von Terroristen), die Totalüberwachung unserer 
Heimcomputer und Smartphones (zur «Vorbeugung» 
gegen Terrorismus jeglicher Art). Die Institutionen der 
kollektiven Sicherheit werden an den Rand gedrängt, 
auch UNO und OSZE.

Ziel des Ganzen ist wohl eine Art «gated capitalism», 
beschützte und behütete Zonen eines globalen Kapi-
talismus, der die Ausbeutung von Ressourcen (Akku-
mulation durch Enteignung, Harvey) und den freien 
Handel gewährleistet – auch ohne funktionierende Ge-
meinwesen in den Zonen der Unsicherheit. Allerdings 
zeigt sich, dass die neuen Strategien keineswegs ein-
fach funktionieren, mehr aus der Not geboren sind. Der 
Syrien- und der Irakkonflikt haben sich nunmehr soweit 
intensiviert, dass es zum Staatszerfall kommt. Ergebnis: 
ein neues Kalifat im Herzen der Nahostregion. Die Kon-
trolle entgleitet. Wer Freund oder Feind ist, ändert sich 
rasch.

Zudem beschränkt sich die Zersetzung keineswegs 
auf die Zonen der Unsicherheit jenseits der Zentren. An 
der Peripherie der EU kommen die Krisenländer nicht 
auf die Beine, die Institutionen der Demokratie verlie-
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ren rasant an Zustimmung. In Portugal, Spanien und 
Griechenland entstehen neue linke Kräfte. Überall in 
Europa aber wachsen auch national-populistische, 
rechtsradikale und faschistische Bewegungen und Par-
teien – nicht nur in Osteuropa, auch in den alten Zent-
ren. So konnten in Frankreich und Großbritannien der 
Front National und UKIP jeweils die meisten Stimmen 
bei den Wahlen zum Europäischen Parlament verbu-
chen. Die gesellschaftliche Stimmung polarisiert sich. 
Nicht zuletzt müssen sich die europäischen Gesell-
schaften fragen, warum sich Tausende muslimischer 
junger Männer, Franzosen und Deutsche, die in Europa 
keine Perspektive für sich sehen, einem islamistisch-
verbrämten Dschihad anschließen? 

Die gesellschaftliche Desintegration schreitet vor-
an. Nicht zuletzt bei uns: Die Eurokritik allein hätte den 
Aufstieg der «Alternative für Deutschland» (AfD) kaum 
konsolidieren können. Zu eng war die Programmatik 
auf den Euro zugeschnitten, zu sehr von wütenden 
marktradikalen Professoren getragen, die den unteren 
Gruppen in der Gesellschaft eher mit Arroganz gegen-
übertreten (anders als bei den «Arbeiterparteien» UKIP 
und Front National). Erst das strategische Aufgreifen 
und Verstärken von antifeministischen, antimuslimi-
schen, homophoben, antiliberalen und gegen Minder-
heiten gerichteten Positionen ermöglicht es der AfD, 
entgegen ihrer ursprünglichen Zusammensetzung, 
auch die Missstimmung von «unten» in populare Zu-
stimmung zu verwandeln: gegen «die da oben« und 
«die weiter unten». In ihrem Kulturkampf bricht die Par-
tei mit vermeintlichen Tabus der Political Correctness, 
spricht aus, was man angeblich nicht laut sagen dürfe, 
aber doch verbreitete Volksmeinung sei – eine Taktik, 
wie sie bereits von Thilo Sarrazin erfolgreich angewen-
det wurde. Nicht zuletzt mit den Polemiken gegen die 
«Einwanderung in unsere Sozialsysteme» gelingt das 
Aufgreifen und eine «Ethnisierung der sozialen Frage». 
Die prekäre «Wohlstandsinsel Deutschland» soll vor il-
legitimen «fremden» Ansprüchen geschützt werden, 
ob vor Sinti und Roma aus Rumänien und Bulgarien, 
vor überhöhten Ansprüchen der Sozialempfänger, vor 
Rettungsaktionen für die Krisenländer in Südeuropa, 
vor den Eurokraten oder den globalisierten Bankkon-
zernen, aber auch gegen die Bedrohung von Identitä-
ten durch «Überfremdung» durch Einwanderung oder 
«Umerziehung» vonseiten der Post-68er und Feminis-
tinnen. Was zunächst als spezifischer Elitendiskurs be-
gann, wurde zu einer populären Stimmung, die etwa 
von Pegida aufgegriffen wurde. Die Verknüpfung der 
beiden Flügel der AfD begründete den Erfolg. Nach der 
Abspaltung des Lucke-Flügels schien die AfD schon 
vor ihrem Ende zu stehen. Sie nutzte dann die Bewe-
gung der Flüchtenden, um mit einer Radikalisierung ih-
rer rassistischen Positionen zu reüssieren.

Auch in den USA sind Zonen der Unsicherheit im Zu-
ge der Krise längst etabliert – etwa die gesamte Innen-
stadt von Detroit, die neben gated communities als ih-
rem Gegenstück Ausdruck dieser Polarisierung sind. 
Während die öffentliche Infrastruktur sichtbar verfällt, 

steigt die Ungleichheit trotz der Skandale um die Fi-
nanzkrise immer weiter an, und der Reichtum konzen-
triert sich immer mehr auf die 0,1 Prozent (Picketty). 
In schöner Regelmäßigkeit kommt es zu Amokläufen 
Einzelner oder zu Toten durch alltägliche Gewalt von 
Waffennarren, Polizei und Gangs – das System antwor-
tet mit Prisonfare-Modellen, der Verwaltung der «Un-
terklassen» in den Gefängnissen (Wacquant), zum Teil 
durch private Unternehmen. Der (auch institutionel-
le) Rassismus bricht immer wieder offen zutage, etwa 
wenn unbewaffnete junge Schwarze durch die Polizei 
erschossen werden, wie in Ferguson. Auch im politi-
schen Feld nimmt die Polarisierung zwischen der pro-
to-faschistischen Tea Party und radikalen Rassisten wie 
Donald Trump und den liberalen Wallstreet-Demokra-
ten und der Aufbruchsbewegung um Bernie Sanders 
weiter zu. Letzteres durchaus Ausdruck davon, dass 
sich spätestens seit Occupy meist auf lokaler Ebene ei-
ne neue Linke herausbildet. Auch hier gilt: Die Zonen 
der Unsicherheit und die sich formierenden Kräfte von 
links und rechts können und müssen nicht kontrolliert 
werden. 

Es genügt, dass sie – ob nun in den USA oder in Euro-
pa – die soliden Institutionen der Herrschaft nicht errei-
chen. Das Ganze wird durch einen autoritären Konstitu-
tionalismus abgesichert (vgl. LuXemburg 1/2014). Das 
ist wohl nicht einmal eine «marktgerechte Demokratie» 
(Merkel), denn Wachstum und Profitraten flachen kon-
tinuierlich ab. Für die Wertabschöpfung und Akkumu-
lation der Superreichen freilich reicht es noch allemal. 
Dabei bewirken das globale resource grabbing oder die 
Spezifika der Freihandelsabkommen die Zerstörung lo-
kaler Lebensräume und lokaler Ökonomien im globa-
len Süden, was wiederum neue Flüchtlingsbewegun-
gen in Gang setzt und im globalen Norden Anlass für 
rechte Propaganda bietet. Nirgendwo wird dies deut-
licher als an der Politik der Mitgliedsstaaten der EU in 
Afrika: Sie schließen Freihandelsabkommen, die vor Ort 
durch zum Teil hoch subventionierte Konkurrenz aus 
dem Norden die kleinbäuerliche Produktion zerstören. 
Sie greifen ein – etwa Frankreich –, wenn die innere De-
stabilisierung von Ländern zu weit geht; und sie sichern 
ihre Außengrenzen gegen die Flüchtlingsströme ab, 
damit im Innern der EU-Mitgliedsstaaten der schwin-
dende soziale Zusammenhalt nicht zusätzlich «belas-
tet» wird und rechte Strömungen davon profitieren. Es 
bestätigt sich, was bereits in der Debatte um die Glo-
balisierung deutlich wurde: Es gibt keine Außenpolitik 
mehr, nur noch eine Art Weltinnenpolitik oder besser: 
Weltkrisenpolitik. Sofern es noch wirkliche Außenpoli-
tik gibt, zum Beispiel der EU, so heißt sie in diesem Fall 
Frontex. 

Aus dieser Gemengelage heraus ergibt sich für die 
gesellschaftliche Linke, dass sich «Außenpolitik» kei-
neswegs auf Sicherheitspolitik beschränken lässt, viel-
mehr soziale, ökonomische und ökologische Politiken 
damit unauflöslich verwoben sind. Wie sind die geopo-
litischen und geoökonomischen Veränderungen ein-
zuschätzen? Welche zentralen Konfliktfelder nehmen 
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strategisch an Bedeutung zu? Wie könnten differen-
zierte linke Antworten darauf aussehen?

Jenseits einer klaren Position gegen vermeintlich mi-
litärische «Konfliktlösungen» gilt es, Elemente einer 
«Friedenspolitik mit friedlichen Mitteln» (van Aken) zu 
entwickeln, die Konfliktursachen präventiv angeht, mit 
Ansätzen für gerechte Wirtschaftsbeziehungen, sozi-
alökologische Entwicklung etc. Jenseits einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung und eines neuen Systems 
kollektiver Sicherheit, die beide zurzeit Utopie bleiben, 
braucht es dafür konkrete Einstiegsprojekte. Beispiele 
dafür sind etwa die Yasuni-Initiative, die den Verzicht 
auf die Ausbeutung von Öl im ecuadorianischen Ur-
wald mit einer international zu leistenden Kompensa-
tion verbinden wollte; oder neue Institutionen der wirt-
schaftlichen Kooperation wie das lateinamerikanische 
ALBA-Abkommen oder die alternative Entwicklungs-
bank der BRIC-Staaten. Auch die Durchsetzung eines 
Alternative-Trade-Mandats im Rahmen der EU wäre ein 
Schritt hin zu einem fairen Handel. Oder als allerers-
ter Schritt: ein Ende der Rüstungsexporte und gerech-
te Übergänge für die Konversion der entsprechenden 
Industrien. 

Zu oft jedoch verheddert sich die Linke in Diskussio-
nen um Konflikte und Kriege, in denen jede präventive 
Lösung zu spät kommt – dann kommt es zur Entge-
gensetzung von Verantwortungsethikern, die mit gu-
ten und weniger guten Gründen keine Alternative mehr 

zur Intervention sehen, und den Gesinnungsethikern, 
die aus Prinzip gegen gewaltsame Konfliktlösungen 
sind, aber ob ihrer vermeintlichen Naivität angesichts 
der Lage unter Rechtfertigungszwang gesetzt wer-
den. Währenddessen bereiten die deutsche Regierung 
und die NATO mit ihrem neuen Verantwortungsdis-
kurs nach längerer Zeit wieder eine Aufrüstungsrunde 
vor. Angesichts des Dilemmas, dass friedenspolitische 
Maßnahmen kaum verfolgt werden und immer erst 
reagiert wird, wenn es eigentlich zu spät ist, bleibt es 
in der Linken zu häufig bei einseitigen Solidaritätsbe-
kundungen und Bekenntnissen, statt sich um eine kri-
tische Analyse und differenzierte Einschätzungen der 
jeweiligen Kräfte(verhältnisse) zu bemühen, was über-
haupt erst ermöglichen würde, sich auf die Seite der 
Subalternen zu stellen (und nicht unbedingt auf eine 
Seite der Konfliktparteien). Wie können also Streit-
punkte der gesellschaftlichen Linken aufgegriffen und 
verbunden mit einer (bislang fehlenden) transformato-
rischen Perspektive diskutiert werden? Und wo kann 
die Linke tatsächlich einen Unterschied machen? Die 
vorliegende Studie liefert die analytischen Grundlagen 
und strategische Überlegungen im Angesicht einer 
dramatischen Krisenentwicklung.

Berlin, im März 2016
Mario Candeias
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EINLEITUNG: AUSSENPOLITIK ALS HERAUSFORDERUNG 
FÜR DIE LINKE

Die Jahre 2014/15 haben die Frage der Außenpolitik für 
die Linke nach ganz oben auf die Tagesordnung rücken 
lassen. Im kalendarisch anstehenden Gedenken des 
Beginns des Ersten Weltkriegs als «Schlafwandler-Ur-
katastrophe» (Clark 2013; Münkler 2013) und den da-
mit zusammenhängenden Diskussionen kamen Inter-
essen so gut wie gar nicht vor (vgl. kritisch dazu Deppe 
2014: 41 ff.; Pätzold 2014; Röhr 2015). Überlagert wur-
de es rasch durch zahlreiche blutige Bürgerkriege und 
militärische Konflikte, die sich seither wie ein Feuerring 
um die Europäische Union und ihre unmittelbaren oder 
erweiterten Außengrenzen gelegt haben. 

Im Frühjahr 2014 führte die Entscheidung der ukra-
inischen Regierung, den Weg einer Assoziierung mit 
der Europäischen Union nicht mehr weiterzuverfolgen, 
zu gesellschaftlichen Protesten, die als (Euro-)Maidan 
bezeichnet worden sind und bei denen bald ultranatio-
nalistische und faschistische Kräfte die Mobilisierung 
und das Erscheinungsbild dominierten. Sie sollten spä-
ter – nach dem gewaltsamen Sturz der Janukowitsch-
Regierung – etwa ein Drittel der Posten in der vom 
«Westen» unterstützten Übergangsregierung über-
nehmen. Die Ukraine wurde rasch zum Objekt eines 
Stellvertreterkriegs zwischen den USA und der EU ei-
nerseits und Russland andererseits, bei dem der russi-
sche Staat die Regierung und der «Westen» offen – ide-
ell, logistisch und finanziell – die Protestbewegung und 
später dann die neue Übergangs- beziehungsweise 
Putschregierung unterstützten. Mit der Entstehung der 
prorussischen sogenannten Volksrepubliken Luhansk 
und Donezk in der wohlhabenderen und mit Russland 
wirtschaftlich und kulturell eng verbundenen Ostukra-
ine sowie der formellen Annexion der Halbinsel Krim 
durch Russland kam es alsbald zu einem blutigen Bür-
gerkrieg und Stellvertreterkonflikt (Deppe 2014: 66 ff.). 

In Syrien ging der aus dem Arabischen Frühling ent-
standene Bürgerkrieg, der sich zum imperialen Stell-
vertreterkrieg ausweitete, in sein drittes Jahr. Lange 
sah es nach einem unmittelbaren Krieg der USA und 
ihrer Verbündeten gegen das von Russland und Iran 
unterstützte Assad-Regime aus. Schließlich kam es zu 
einer Militärintervention niedrigerer Intensität, wäh-
rend parallel auch andere regionale Mächte versuch-
ten, auf den Ausgang des syrischen Bürgerkriegs Ein-
fluss zu nehmen, darunter der NATO-Bündnispartner 
Türkei und der westliche Nicht-NATO-Partner Saudi-
Arabien aufseiten der Aufständischen und der Iran und 
Russland auf der Seite der Assad-Regierung. Seither 
wird Syrien als Schauplatz eines imperialen und subim-
perialen Stellvertreterkriegs schier zerrissen. 

Im benachbarten Irak kam es vor dem Hintergrund 
des nach zehn Jahren Kriegs- und Besatzungspolitik 
der USA und ihrer «Koalition der Willigen» hier hin-
terlassenen Chaos zum «neuen Sunniten-Aufstand» 
(Cockburn 2014). Ein während der Besatzungszeit in 

den irakischen Gefängnissen geschmiedetes Bünd-
nis von al-Qaida-Kämpfern und politisch ausgegrenz-
ten früheren Eliten des Saddam-Hussein-Regimes hat-
te sich auf syrischem Territorium im Kampf gegen das 
Assad-Regime reorganisiert und dabei Teile der radi-
kalislamistischen Kräfte der al-Nusra-Front in der syri-
schen Opposition mehr oder weniger einverleibt. Als 
Terrororganisation «Islamischer Staat im Irak und der 
Levante» (ISIL, später dann ISIS) griff es nun wieder auf 
den vom Maliki-Regime unterdrückten und politisch 
entfremdeten sunnitischen Teil des Iraks über. Seit sei-
ner Selbsterklärung zum Kalifat, zum sogenannten Isla-
mischen Staat (IS), geht der von seinen muslimischen 
Gegnern Daesh genannte Staat-im-Werden mit mör-
derischer Gewalt gegen religiöse Minderheiten und die 
kurdischen Autonomiegebiete im irakisch-syrischen 
Grenzgebiet vor, wo er bald ein Gebiet von der Größe 
Englands kontrollierte. Von dort aus greift Daesh auch 
auf andere Staaten wie den Libanon, Afghanistan und 
das nach den «Regime-Change»-Bombardierungen 
der NATO als Staat zerfallene Libyen über, wo in einem 
veritablen Bürgerkrieg Milizen die faktische Macht im 
Land übernommen haben und zugleich zwei Parla-
mente Legitimität und legislative Souveränität für sich 
reklamieren. War al-Qaida ein vergleichsweise kleines 
Netzwerk globaler Terroristen, ist Daesh nach knapp 
anderthalb Jahrzehnten des «Kriegs gegen den Terror» 
heute ein halbstaatlicher Zwitter, ein Quasi-Staat, der 
über eine eigene (Raub-)Ökonomie, eine eigene Ar-
mee mit rund 30.000 Kämpfern, ein riesiges Waffenar-
senal aus früheren US-Beständen und als Staatspro-
jekt und sichtbarster Widersacher westlicher Mächte 
Sympathien unter Hunderttausenden marginalisierter, 
entfremdeter, muslimisch sozialisierter oder zum fun-
damentalistischen Islam konvertierter christlicher Ju-
gendlicher weltweit verfügt. 

Der «Westen» reagierte auf den Aufstieg von Daesh 
aus den Trümmern des Irakkriegs der USA und ihrer 
«Koalition der Willigen» mit Luftangriffen sowie mit 
Waffenlieferungen, an denen auch Deutschland betei-
ligt ist; seit 2015 nimmt an den Bombardierungen ne-
ben den USA und Frankreich auch der russische Staat 
teil. Daesh reagierte hierauf wiederum im November 
2015 erstmals mit Terroroperationen gegen die krieg-
führenden Nationen Russland (mit einem Flugzeugab-
schuss auf der ägyptischen Sinai-Halbinsel) und Frank-
reich (mit den Terroranschlägen vom 13. November in 
Paris). Zugleich kommt es in Deutschland – wie zuletzt 
am 4. Februar 2016 – immer wieder zu präventiven 
Festnahmen von mutmaßlichen Planern von terroris-
tischen Vergeltungsaktionen aufgrund Deutschlands 
Beteiligung am Kampf gegen Daesh.

Darüber hinaus geht in Mali derweil der Bürgerkrieg 
auch nach Beginn der französischen Militärinterven-
tion im Januar 2013 weiter, führt Saudi-Arabien einen 
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blutigen Krieg im Jemen und nimmt auch die Gewalt 
in Afghanistan zu, ein Land, das sich nach dem par-
tiellen Truppenabzug des «Westens» zum 31. Dezem-
ber 2014 (nach elf Jahren) in einer äußerst unsicheren 
innenpolitischen Lage befindet, wo die Taliban wieder 
mehr und mehr Gebiete erobern und wo zugleich im-
mer noch westliche Bombardierungen stattfinden – die 
unter anderem im Oktober 2015 ein von der NGO Ärzte 
ohne Grenzen betriebenes Krankenhaus in Kundus im 
Oktober 2015 zerstörten, wobei 42 Menschen getötet 
wurden. 

All diese neuen, zwischenimperialen Kriege, deren lo-
kale Ursachen komplex und vielfältig sind, sind wiede-
rum die Hauptursache für die dramatische Ausweitung 
der globalen Flüchtlingsbewegungen. Mit rund 60 Milli-
onen ist die Zahl der global sich auf der Flucht befinden-
den Menschen auf dem höchsten Stand seit dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs. Die meisten dieser Menschen 
sind zwar Binnenflüchtlinge; außerdem ist die große 
Mehrzahl der Kriegsflüchtlinge, die vor allem aus Syri-
en stammen, grenznah in Staaten wie der Türkei, Jor-
danien oder dem Libanon untergebracht. Zugleich birgt 
die europäische «Flüchtlingskrise» große Risiken auch 
für die politische Stabilität in Deutschland, wo sich Bun-
deskanzlerin Angela Merkel zu einer Aussetzung des 
(aus deutscher Sicht bis dahin unsolidarischen) Dublin-
II-Verfahrens («Drittstaatenregelung») entschieden hat, 
was es vielen Flüchtlingen zumindest zeitweilig ermög-
lichte, in Deutschland Asyl zu beantragen. Kurz darauf 
verschärfte die Bundesregierung unter Druck eines er-
heblichen Anteils der Abgeordneten der CDU/CSU und 
im Kontext des Aufstiegs einer starken nationalistischen 
Rechten in Deutschland («Alternative für Deutschland», 
Pegida-Bewegung, starke Zunahme von rassistischen 
Straf- und Gewalttaten) und in Europa insgesamt im 
Sommer 2015 das Asylrecht: Im Asylpaket I wurden 
unter anderem mehrere Staaten (Albanien, Kosovo 
und Montenegro) zu sicheren Herkunftsstaaten erklärt, 
Abschiebungen und Inhaftierungen erleichtert und in 
Erstaufnahmeeinrichtungen Bargeld- durch Sachleis-
tungen ersetzt. Im Asylpaket II beschloss dann der Bun-
destag Ende Februar 2016 zudem, das Recht auf Fami-
liennachzug auch für anerkannte Kriegsflüchtlinge für 
zwei Jahre zu beschränken und Abschiebungen weiter 
zu erleichtern, indem nun auch die Maghreb-Staaten 
(Marokko, Tunesien, Algerien) zu sicheren Herkunfts-
staaten erklärt werden und gesundheitliche Probleme 
nicht mehr vor Abschiebungen schützen sollen. 

Die «Flüchtlingskrise» ist jedoch nicht nur für den in-
neren Zusammenhalt der Regierungskoalition voller 
Risiken, sondern sie gefährdet im Zuge der Aufhebung 
der innereuropäischen Nationalstaatsgrenzen und da-
mit der «Binnenfreizügigkeit» durchaus auch den Zu-
sammenhalt und die Bestandsfähigkeit der gesamten 
Europäischen Union. Die inneren Spaltungslinien ver-
laufen vor allem zwischen Ost und West und haben zur 
Entstehung eines Osteuropa-Bündnisses geführt, das 
gegen die westeuropäische und Merkel’sche Flücht-
lingspolitik und die Forderung nach festen Flüchtlings-

kontingenten opponiert. Dieses sich neu formieren-
de Bündnis wird vermutlich weiterhin fragil bleiben, 
weil es politisch relativ heterogen ist. Es umfasst auch 
Linksregierungen wie die slowakische und hat Rechts-
regierungen an der Spitze, die wie die eher russland-
freundliche nationalistische Regierung in Ungarn und 
die eher russlandfeindliche und USA-freundliche neue 
polnische Regierung in verschiedene globale Richtun-
gen drängen. Zugleich jedoch birgt diese Spaltungsli-
nie große Konfliktpotenziale, die nur zum Teil dadurch 
abgemildert werden, dass die osteuropäischen EU-
Mitgliedsstaaten zugleich maßgeblich von EU-Sub-
ventionen abhängig sind, weshalb ein – vertraglich 
ohnehin nicht vorgesehener – unilateraler EU-Austritt 
nicht so leicht durchsetzbar ist.

Die zwischen West und Ost verlaufenden Konflikt-
linien treffen und verstärken dabei andere innereuro-
päische Zentrifugalkräfte, die im Zuge der Eurokrise 
und der Durchsetzung einer neuen europäischen Wirt-
schaftsregierung zunehmend den Süden vom Nor-
den trennen. Die Krise in der inneren Peripherie des 
Euroraums, die Errichtung des Europäischen Stabili-
tätsmechanismus und die Implementierung harscher 
Austeritätsprogramme hat zu einer tiefen Spaltung 
zwischen und in den EU-Mitgliedsstaaten geführt. Für 
die Linke ist dies besonders entscheidend: Die Grie-
chenlandkrise, namentlich der Umgang der «Troika» 
(Europäische Kommission, Europäische Zentralbank, 
IWF) mit der im Januar 2015 gewählten SYRIZA-Links-
regierung, und die neue europäische Wirtschaftsregie-
rung sind für viele Linke ein schwieriger Lernprozess. 
Sie haben verdeutlicht, dass die Herrschenden in der 
Europäischen Union keine Alternative zum Kurs einer 
Vertiefung des Neoliberalismus in Europa dulden. Die 
Hoffnungen auf ein soziales Europa im Rahmen der 
EU-Primärverträge haben dadurch einen erheblichen 
Dämpfer erlitten und viele neue Fragen für eine linke 
Strategie für ein soziales und demokratisches Europa 
aufgeworfen (Sablowski 2015; Solty/Werner 2016). 

Spätestens seitdem mit der Griechenland- und 
«Flüchtlingskrise» europapolitische und globale Fra-
gen in bislang unbekanntem Ausmaß auf die Politik in 
Deutschland zurückwirken, ist auch der europäischen 
Linke auf neue Weise vorgeführt worden, wie die «In-
nenpolitik» von außenpolitischen Fragen überlagert 
und überdeterminiert wird. Die Verschränkungen zwi-
schen dem Globalen und dem Lokalen ist wohl selten 
so stark ins Bewusstsein gerückt wie in den letzten 
zwei Jahren verdichteter Widersprüche. Die Grenze 
zwischen «Außenpolitik» und «Innenpolitik» lässt sich 
nur schwerlich aufrechterhalten, wenn Kommunen 
mit der Unterbringung von Flüchtlingen aus Syrien rin-
gen, die vor Bedingungen geflohen sind, die auf sehr 
komplexe Arten und Weisen mit der hohen Politik der 
internationalen Beziehungen und des «Westens» ver-
schränkt sind. Das macht «Innenpolitik» zu «Außen-
politik» und «Außenpolitik» zu «Innenpolitik». Zugleich 
wirft dies die Frage nach dem inneren Zusammenhang 
der vielen neuen Kriege im Kontext der größten Wirt-
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schaftskrise des Kapitalismus seit den 1930er Jahren 
auf und daran anschließend das Thema konkreter au-
ßenpolitischer Alternativen. Welche Positionen und 
Konzepte hat die Linke hier anzubieten? 

Antworten auf diese Fragen sind umso dringlicher, 
weil sich auch in Deutschland das Feld der Außenpoli-
tik drastisch gewandelt hat. Im globalen Maßstab wird 
zunehmend offensichtlich, dass der US-Staat immer 
weniger in der Lage ist, seine historische (Nachkriegs-)
Aufgabe des Managements und der (auch direkt ge-
waltförmigen, d.h. militärischen) Durchsetzung des 
globalen Kapitalismus zu schultern wie bisher. Es zeich-
net sich ab, dass die imperiale Integrationsfähigkeit des 
US-Staates nachlässt und die Vielzahl der beschriebe-
nen (Stellvertreter-)Kriege in diesem Kontext zu sehen 
ist. Die Konsequenz der schwindenden Imperialkapa-
zitäten der USA ist eine dreifache «Einbindung-durch-
Eindämmung-Strategie» entlang der Grenzen des Ame-
rican Empire (dessen relativ eigenständig handelnder 
Teil Deutschland in der EU ist): im Verhältnis zu Russ-
land, im Verhältnis zu China und auch im Verhältnis zum 
kriselnden regionalen Integrationsprojekt in Lateiname-
rika mit seinen zwei verschiedenen und – durch Rechts-
wahlen in Argentinien und Venezuela zum Jahresende 
2015 – mittlerweile innerlich bröckelnden Achsen Bra-
silien–Argentinien–Chile und Venezuela–Bolivien–Ecu-
ador–Kuba. Insofern diese Strategie für die gegenwär-
tigen geopolitischen und geoökonomischen Konflikte 
und die neue «Aufgabenverteilung» und potenziellen 
Konflikte im transatlantischen Bündnis entscheidend 
ist, muss sie im Rahmen dieser Studie zur geostrate-
gischen Positionierung Deutschlands in der Europäi-
schen Union genauer untersucht werden. 

Dies ist auch deshalb erforderlich, weil die sinken-
de Integrationsfähigkeit des American Empire nicht 
nur die genannten und andere Konflikte an den Rän-
dern des Imperiums verstärkt – sie ist auch der Hinter-
grund für Veränderungen in der außenpolitischen Ori-
entierung Deutschlands. Im Zuge der Eurokrise 2010 ff. 
hat sich herauskristallisiert, dass die Politik der Linken/
LINKEN in Deutschland mit dem Versuch einer Neu-
definition deutscher Außenpolitik konfrontiert ist. Im 
Kontext wachsenden Drucks seitens der USA in Rich-
tung «mehr Verantwortung» Deutschlands im Rahmen 
der NATO, aber auch im Rahmen der «Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik» (GSVP) der EU 
fordern seither – mit unterschiedlicher inhaltlicher Ge-
wichtung des Militärischen und der Rhetorik – führende 
Regierungsakteure wie Verteidigungsministerin Ursu-
la von der Leyen, Bundesaußenminister Frank-Walter 
Steinmeier sowie Bundespräsident Joachim Gauck ei-
ne Neuausrichtung der deutschen Außenpolitik. War 
Gaucks Vorgänger im Amt des Bundespräsidenten, 
Horst Köhler, noch Ende Mai 2010 zurückgetreten, 
nachdem er angemahnt hatte, dass ein Land «mit einer 
solchen Exportabhängigkeit» wie Deutschland notfalls 
militärisch für freie Handelswege zu sorgen habe – was 
zu einer einheitlichen Ablehnung solcherlei «Wirt-
schaftskriege» (Thomas Oppermann) durch das (au-

ßen-)politische Establishment der BRD geführt hatte –, 
so haben sich die neue Bundesregierung und Köhlers 
mittelbarer Nachfolger einer imperialen «realistischen» 
Außenpolitikposition angenähert. Dazu gehörte auch 
die zunächst (im engen Bündnis mit den USA) aggressi-
ve Haltung der Bundesregierung (und auch der Grünen) 
in der Sanktionspolitik gegenüber Russland, welche die 
Anbindung der Ukraine an die EU und auf mittlere oder 
lange Sicht hin an die  NATO verfolgt hat. 

In gemeinsamer Arbeit mit dem German Marshall 
Fund der USA, der dem engen transatlantischen Bünd-
nis mit den Vereinigten Staaten verpflichtet ist, arbeite-
te die Stiftung Wissenschaft und Politik, der einfluss-
reichste Thinktank der deutschen Außenpolitik, das 
Papier «Neue Macht – neue Verantwortung» aus, des-
sen Grundausrichtung Gauck später auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz vom Januar 2014 propagierte. In 
diesem Papier wird gleich im zweiten Satz postuliert, 
dass Deutschland heute «mehr Macht und Einfluss» 
habe «als jedes demokratische Deutschland vor ihm», 
woraus eine «neue Verantwortung» erwachse (Stiftung 
Wissenschaft und Politik/German Marshall Fund of the 
United States 2013: 2). Köhlers damalige Auffassung 
wurde dabei nun offen formuliert, wenn es dort weiter 
heißt: Deutschland sei «überdurchschnittlich globali-
sier» (ebd.) und profitiere «wie kaum ein anderes Land 
von der Globalisierung und der friedlichen, offenen und 
freien Weltordnung, die sie möglich macht» (ebd.: 3), 
weshalb das «überragende strategische Ziel Deutsch-
lands […] der Erhalt und die Fortentwicklung dieser 
freien, friedlichen und offenen Ordnung» sei (ebd.). 
Dabei solle Deutschland die GSVP in der EU ausbau-
en, um so «Formate für NATO-Operationen» zu entwi-
ckeln, bei denen man «weniger auf US-Hilfe angewie-
sen» sei (ebd.: 43). 

Der neue deutsche Diskurs wurde dabei von den 
wichtigsten Thinktanks der US-Außenpolitik ausdrück-
lich begrüßt und als Durchbruch einer Neuregelung 
der «Aufgabenverteilung» im politischen und militä-
rischen Management und der Durchsetzung des glo-
balen Kapitalismus angesehen. Besonders enthusias-
tisch reagierte man jenseits des Atlantiks nicht nur auf 
die «Selbstkritik» an der deutschen Enthaltung unter 
FDP-Außenminister Guido Westerwelle während des 
NATO-«Militäreinsatzes» in Libyen 2011, sondern auch 
auf die wachsende Bereitschaft in Deutschland, die 
Rüstungsausgaben zu erhöhen. Eine deutliche Neu-
ausrichtung und Weichenstellung in der deutschen 
Außenpolitik war dabei die Entscheidung der Bundes-
regierung vom September 2014, auch Waffen in Kri-
sengebiete zu liefern. Zugleich konkretisierten sich 
schon vor der Bundestagswahl 2013 – ebenfalls durch-
aus im Einklang mit der Obama-Regierung – politische 
Pläne, EU-Militärkapazitäten (sogenannte Eingreift-
ruppen) aufzubauen, die unabhängig sowohl von NA-
TO-Strukturen als auch einer Mandatierung durch den 
Bundestag würden agieren können. 

Zu den Fragen, die diese Studie klären will, gehören 
deshalb diese: Wie erklärt sich der Schwenk des deut-
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schen Außenpolitik-Establishments von der Zurück-
haltung zur Zeit der Aussagen von Köhler zur jetzigen 
offensiven Einforderung einer neuen deutschen (Mi-
litär-)«Verantwortung»? Welche politökonomischen 
Ursachen und Krisenverschiebungen haben gegebe-
nenfalls zu diesem Kurswechsel geführt, der mit der 
(Selbst-)Wahrnehmung Deutschlands als «ökonomi-
scher Riese und doch außenpolitischer Zwerg» bricht? 
Gibt es einen Zusammenhang zwischen der Neuori-
entierung der deutschen Außenpolitik und der wach-
senden Bedeutung der Schwellenländer-Nachfrage 
für die Aufrechterhaltung des deutschen exportorien-
tierten Wachstums- und Wettbewerbsmodells, das 
auf einem inneren Krisenkorporatismus fußt und einen 
«mitfühlenden Konservatismus» im Innern mit einer 
harten Austeritätspolitik nach außen verbindet? Wie 
tragfähig ist die europäische Wachstums- und Wettbe-
werbsstrategie der «inneren Abwertung» von Kosten 
und Löhnen? Kann sie in einem gemeinsamen Wäh-
rungsraum, der keine Währungsabwertungen erlaubt, 
ökonomisch (im Sinne einer Wiederherstellung der Ka-
pitalprofitabilität) funktionieren? Oder verhindern der 
parallele Eintritt des NAFTA-Raums und der Eurozone 
in die Austeritätsphase der Krise und die damit zusam-
menhängende Beggar-thy-neighbor-Politik dies – auch 
und gerade weil sich die US-Strategie einer inneren 
und äußeren Abwertung (gemessen am BIP-Wachs-
tum, Arbeitslosenquote, Kapazitätenauslastung, Pro-
duktivität, Lohnquote) im Vergleich zum Euroraum bis-
lang als überlegen erwiesen hat? Welche Rolle spielen 
für die neue deutsche Außenpolitikorientierung die 
Verschiebungen in den inneren Machtverhältnissen in 
der EU seit Beginn der Eurokrise? 

Welche Ziele und Interessen verfolgt die Bundesre-
gierung also mit ihren Plänen? Und wie realistisch sind 
sie im Kontext der Wechselverhältnisse von politischer 
und ökonomischer Krise im Euroraum? Denn die Euro-
krise hat zwar die Rolle Deutschlands als ökonomisch 
mächtigsten Akteur in der EU gefestigt und zu einem 
starken Ungleichgewicht im Tandem Berlin–Paris ge-
führt. Zugleich aber ist Deutschlands Vorherrschaft im 
Kontext der neuen europäischen Wirtschaftsregierung 
nicht hegemonial (Rilling 2014b). Außerdem droht die 
politische Krise der EU, die sich im Zuge des Aufstiegs 
von euroskeptischen Parteien von rechts und links im-
mer mehr als Legitimitätskrise artikuliert, die Hand-
lungsfähigkeit der deutschen Regierung sowie des 
transnationalen historischen Blocks in der EU gerade zu 
dem Zeitpunkt zu untergraben, in dem erweiterte Politi-
kressourcen und Machtkapazitäten erforderlich wären 
(Solty/Gill 2013). Es könnte sich daher die Frage nach 
der innenpolitischen Tragfähigkeit des außenpolitischen 
Kurswechsels in Deutschland neu stellen, wenn sich die 
starke Skepsis in der Bevölkerung hinsichtlich der «Aus-
landseinsätze» der Bundeswehr, die im Kontext der Uk-
rainekrise Züge eines «Elite-Masse-Bruchs» angenom-
men hat, nunmehr in eine rechtspopulistisch befeuerte 
Unterstützung verwandelt. Und was, wenn die Folgen 
der neuen europäischen Wirtschaftsregierung in der 

Deutschland-dominierten EU tatsächlich zu einer Dau-
erkrise führen würden, bei der sich politische und öko-
nomische Krise wechselseitig verstärken? Droht dann 
ein «Teufelskreis des Autoritarismus» (Gill/Solty 2013)? 

Eine Analyse des Zusammenhangs von globaler Ka-
pitalismuskrise, ihrer regionalen Manifestation in Euro-
pa, der Verschiebungen in der Weltwirtschaft, den neu-
en Beggar-thy-neighbor-Wettbewerbsstrategien nach 
dem Scheitern der grünkapitalistischen Reformversu-
che und der Forcierung der Freihandelspolitik seither 
ist jedoch mehr als bloß eine Analyse. Es ist nicht nur 
die strategische Neuausrichtung der deutschen Au-
ßenpolitik, die der Linken/LINKEN in Deutschland ei-
ne Diskussion über «linke Außenpolitik» regelrecht 
aufdrängt. Hinzu kommt eine Neukonfigurierung der 
innenpolitischen Konstellation. Mit ihrem Leipziger 
Parteitag vom Herbst 2013 beendete die SPD endgültig 
ihren – mit den vorgezogenen Bundestagswahlen von 
2005 – eingeleiteten und politisch gescheiterten Kurs, 
der auf eine parlamentarische und politische Margina-
lisierung der Linkspartei abzielte («Ausschließeritis»). 
Mit Blick auf die Bundestagswahl 2017 hatte die SPD 
sich für ein rotrotgrünes Bündnis geöffnet und sich da-
mit der Realität gestellt, dass es vor dem Hintergrund 
der dauerhaften politischen Schwächung der SPD 
nach der «Agenda 2010» sobald keinen SPD-Kanzler 
mehr geben wird. Die SPD wird sich stattdessen dau-
erhaft in der Rolle des Juniorpartners in einer CDU-ge-
führten Bundesregierung wiederfinden, solange sie 
ein rotrotgrünes «Reformbündnis» als Koalitionsopti-
on ausschließt. Tatsächlich ist diese Option schon jetzt 
durch den Aufstieg der neuen nationalliberal-rechtspo-
pulistischen Kraft «Alternative für Deutschland» (AfD) 
gefährdet. Jedoch: Auch wenn Gregor Gysi Anfang Ja-
nuar 2015 in einem Interview mit der ZEIT darauf hin-
wies, dass die «Umverteilungsfrage» das (vielleicht) 
größte Einigungsproblem zwischen den drei Parteien 
ist (denn die SPD und auch die Grünen halten weiter-
hin am herrschenden Eurokurs, der «Schuldenbrem-
se» etc. fest). Es wurde bis hierhin von beiden Parteien 
stets die Außenpolitik (und namentlich die Anerken-
nung der NATO und ihrer globalen Interventionspolitik) 
als Haupthindernis für «r2g» angesehen. Auch auf dem 
Leipziger Parteitag formulierte die SPD als Bedingung 
für eine solche Öffnung nach links, dass «eine verant-
wortungsvolle Europa- und Außenpolitik im Rahmen 
unserer internationalen Verpflichtungen gewährleis-
tet sein» müsse (zitiert nach: ZEIT Online, 12.11.2013). 
Vor diesem Hintergrund und dem Beschluss einer ers-
ten rotrotgrünen Koalition (und zwar unter der Führung 
eines Ministerpräsidenten der LINKEN) im Dezember 
2014 in Thüringen wächst das, was in der Linken/LIN-
KEN die einen als Annäherung im linken Lager zuguns-
ten eines (radikalen) Reformbündnisses begrüßen und 
die anderen als «Anpassungsdruck» in Sachen westli-
cher Kriegseinsätze befürchten.1

1 Allerdings verstärkten der Ukrainekonflikt und die Griechenlandkrise die Entfrem-
dung, insbesondere zwischen der LINKEN und den Grünen. 
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Dabei stützen sich die Befürworter eines rotrotgrü-
nen Bündnisses darauf, dass auch die SPD und die 
Grünen sich (selbst-)kritisch mit den Problemen der 
von ihnen erstmals eingeleiteten «Auslandseinsät-
ze der Bundeswehr» auseinandersetzen – vom völ-
kerrechtswidrigen Krieg im Kosovo 1999 über Afgha-
nistan 2002 bis zum Scheitern der neokonservativen 
Regime-Change- und Nation-Building-Kriege im Irak 
oder in Libyen. Tatsächlich beschränkte sich rotgrüne 
Außenpolitik nie allein auf Militäreinsätze. Die Über-
einstimmungen im linken Lager werden dabei von 
Befürwortern in einer geteilten universalistischen 
Menschenrechtstradition gesehen, die – im Extrem-
fall – auch militärische Interventionen einschließt, an-
sonsten aber vor allem zivile Krisenprävention und 
Konfliktbearbeitung verfolgt (vgl. hierzu ausführlich 
die Beiträge von Schäfer und Liebich von der LINKEN, 
Wieczorek-Zeul von der SPD und Brugger von den Grü-
nen in Schäfer 2014). Allerdings wird vonseiten der 
Linken/LINKEN und namentlich von Jan van Aken und 
Maria Oshana der SPD und den Grünen zu Recht vor-
geworfen, dass «Primat des Zivilen» sei rein rhetorisch 
(Aken/Oshana 2014: 216 ff.). 

In jedem Fall stellen die neue außenpolitische Orien-
tierung der Bundesregierung und die neue innenpoli-
tische Konstellation die Linke/LINKE vor große neue 
Herausforderungen, denn eine linke Außenpolitik, die 
das Ziel einer «Friedenspolitik mit friedlichen Mitteln» 
verfolgt, existiert in Deutschland allenfalls in Ansätzen. 
Dies ist allerdings für die Linke/LINKE ein großes Pro-
blem: Zwar kann sie ihren konsequent friedenspoliti-
schen Markenkern mit einem «Nein zu Militäreinsätzen 
der Bundeswehr» aufrechterhalten, der ihr ein Allein-
stellungsmerkmal in der parlamentarischen Parteien-
landschaft verschafft und sich auf die Mehrheitsfä-
higkeit dieser Position in der deutschen Bevölkerung 
stützen kann. Allerdings ist sie so in eine Position des 
Attentismus und im Kern reinen Reagierens (auf plötz-
lich auftretende internationale Konflikte und [humani-
täre] Krisensituationen) gezwungen. Eben dies führt 
dann zu jener Konfrontation von «Gesinnungs- und 
Verantwortungsethikern» in Situationen, in denen das 

außenpolitische Kind bereits in den Brunnen gefal-
len ist und sich das politische Handlungsfeld auf eine 
emotional und moralisch aufgeladene Tertium-non-da-
tur-Entscheidung zwischen Intervention und Nichtin-
tervention reduziert, ja verengt. Die Fortführung exis-
tierender Diskussionsansätze bezüglich einer linken 
Außenpolitik ist deshalb vor dem Hintergrund der neu-
en außen- und innenpolitischen Konstellation eine ab-
solut notwendige und dringliche Angelegenheit, will 
die Linke/LINKE nicht von der oben skizzierten Dop-
peldynamik überrollt werden. Zu diesem Zweck müs-
sen die dominanten zivilgesellschaftlichen und prä-
ventionsorientierten friedenspolitischen Praxisansätze 
kritisch evaluiert werden, um in Auseinandersetzung 
hiermit eine langfristigere linke Handlungsfähigkeit 
und perspektivisch eine friedenspolitisch orientierte 
genuin «linke Außenpolitik» zu entwickeln. 

Die hierfür benötigten Diskussionsprozesse und 
Auseinandersetzungen stecken jedoch noch so gut 
wie in den Kinderschuhen und das Ganze wird keine 
leichte Aufgabe werden. Politische Handlungsfähig-
keit setzt nämlich voraus, Antworten für eine Realpoli-
tik zu finden, die kritisch ist, insofern sie von einer Visi-
on einer besseren (Welt-)Gesellschaft angetrieben wird 
und auf einer systematischen Analyse des globalen 
Kapitalismus und seiner Widersprüche in eben diese 
Widersprüche intervenierend die Grenzen des Mögli-
chen stetig in Richtung der menschlichen Emanzipati-
on verschiebt. Das ist der Punkt, wo kritische Wissens-
produktion und Forschung praktisch werden im Sinne 
einer transformatorischen Wissenschaft. Die Einheit 
zwischen der systemischen Ursachenanalyse und der 
Praxis aufzuheben, wäre dabei fatal: Die Analyse ohne 
Praxis- und Transformationsorientierung gefährdet die 
gesellschaftliche Relevanz des produzierten Wissens; 
die Praxisorientierung ohne eine systematische Ana-
lyse und Kenntnis der gesellschaftlichen Strukturen, 
in denen politisches Handeln stattfindet und die dem 
politischen Veränderungswillen die Grenzen des Mög-
lichen aufzeigen, die linke Politik zu verschieben hat, 
führt letztlich zum Erhalt eines unhaltbaren Status quo.
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I. DEUTSCHE ELITENDISKURSE: DER MYTHOS VON 
DER REAKTIVEN ZÄSUR 2014/15 IN DER DEUTSCHEN 
AUSSENPOLITIK

Nach Darstellungen der hiesigen politischen Eliten hat 
sich 2014/15 für «Deutschland» eine Zäsur in der Au-
ßenpolitik ergeben. Dabei gilt Außenpolitik – wenigs-
tens verglichen mit anderen Policy-Feldern wie der So-
zial- oder Arbeitsmarktpolitik – quasi per definitionem 
als Elitenpolitik, also als ein Beschäftigungsfeld von 
Politikeliten, das «meist unter relativ weitgehender Ab-
schottung von dem öffentlichen Prozess» stattfindet 
(Schmidt 1992: 80). Hierbei gibt es wiederum bislang 
kaum ein anderes Politikfeld, in dem die politische Hal-
tung und der Elitenkonsens sich so deutlich von der 
dominanten politischen Haltung und dem auf histo-
rischen Erfahrungen mit dem Faschismus und in der 
Bonner Republik und der DDR beruhenden Konsens 
der Massen unterscheiden. Gerade die Ukrainekrise 
förderte diesen von Außenminister Steinmeier beklag-
ten «‹Graben› zwischen den außenpolitischen Eliten 
und dem Volk» wieder in aller Offenheit zutage (Frank-
furter Allgemeine Zeitung, 23.5.2014).

In keinem anderen Politikfeld ist daher ein politischer 
Duktus so gängig geworden, der Politik wesentlich als 
die Kunst der Vermittlung von scheinbar alternativlo-
sen Notwendigkeiten an das Wahlvolk versteht – eine 
Politikform also, aus der eine paternalistische, liberal-
elitäre Haltung spricht, der zufolge die Bevölkerung 
den Sinn von (Außen-)Politik nicht verstehen kann und 
entsprechend gelenkt werden muss. Dies hat – zu-
sammen mit der Tatsache, dass Außenpolitik letztlich 
über Frieden und Krieg und damit Leben und Tod zu 
entscheiden hat – wiederum zur Folge, dass gerade in 
der Außenpolitik die Bedeutung von politischer Propa-
ganda eine solch herausragende Rolle gespielt hat und 
spielt. Der Volksmund sagt nicht grundlos: Das ers-
te Todesopfer im Krieg ist die Wahrheit. Dabei speist 
sich diese populare Erkenntnis aus der historischen 
Erfahrung mit der langen und ungebrochenen Reihe 
von Kriegslügen der politischen Eliten vor Beginn ih-
rer Kriege – vom Sender-Gleiwitz-Vorfall zu Beginn des 
deutschen Überfalls auf Polen im Zweiten Weltkrieg 
über den Golf-von-Tonkin-Mythos der USA zum Viet-
namkrieg und der Brutkasten-Lüge im Zweiten Golf-
krieg 1990/91 bis hin zum «Hufeisenplan» und Rudolf 
Scharpings Geschichten über «gegrillte Föten» im Ko-
sovokrieg und schließlich George W. Bushs und Tony 
Blairs Behauptungen über Saddam Husseins Massen-
vernichtungswaffen.

Das Besondere an der eingangs erklärten Zäsur ist 
jedoch nicht nur, dass ein weitgehender Konsens in Be-
zug auf ihre Wahrnehmung innerhalb der politischen 
Eliten in Deutschland existiert, der weite Teile der his-
torisch lange verfeindeten politischen Milieus im bür-
gerlichen Lager (schwarzgelbes Bürgertum vs. grünes 
Bürgertum) und zugleich die mitregierende Sozialde-
mokratie umfasst. Mit dieser Deklaration einer Zäsur 

verknüpft ist die vorherrschende Perspektive (oder 
wenigstens die öffentliche Darstellung), dass dieser 
Einschnitt nicht etwa das Ergebnis einer aktiven Wil-
lensentscheidung der die deutsche Außenpolitik be-
stimmenden Eliten ist, sondern dem deutschen Staat 
als dem zentralen Akteur deutscher Außenpolitik quasi 
von außen aufgenötigt worden sei. Aber stimmt das 
auch? Fest steht zunächst, dass nicht zum ersten Mal 
in der jüngeren Geschichte der deutschen Außenpo-
litik eine Zäsur erklärt worden ist. Das Verhältnis von 
Tradition und Neuem, Kontinuität oder Bruch ist schon 
lange eine zentrale Frage in Bezug auf die deutsche Au-
ßenpolitik vor allem seit Ende des Kalten Krieges. Viele 
Zäsuren sind schon ausgerufen worden, die auch zu-
sammengenommen eine größere Zäsur nahelegen. 
Allein nach 1989/90 war von wenigstens vier histori-
schen Einschnitten die Rede: 1992, 1999, 2001 und 
2014/15.

Vom «außenpolitischen Zwerg» zur  
«neuen Verantwortung» 
Bis 1989/90 war die Selbstdarstellung der bundes-
deutschen Außenpolitik die von einem «wirtschaft-
lichen Riese», aber «außenpolitischem Zwerg». Die 
Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland zielte 
darauf ab, ihre Souveränität durch konsequente West-
bindung und ihre militärische Kraft auf dem Weg der 
europäischen (Militär-)Integration (bis diese 1953 in 
einer Abstimmung der französischen Nationalver-
sammlung scheiterte) und später über das NATO-Mi-
litärbündnis wiederzuerlangen. Dies ging konform mit 
Thomas Manns Forderung nach einem «europäischen 
Deutschland» anstatt einem «deutsche[n] Europa» (zi-
tiert nach: Mertes 2002: 19), und dazu gehörte ebenso 
der auch regierungsseitig vertretene Ansatz einer Au-
ßenpolitik, die geprägt war von einer «Politik der militä-
rischen Zurückhaltung» (Bredow 2008: 65).

Die Koordinaten änderten sich nach der «Wiederver-
einigung» und dem Ende der bipolaren Weltordnung 
und der Systemkonkurrenz. Die unter den Bedingun-
gen der US-Hegemonie nach dem Zweiten Weltkrieg 
geschaffene «Grand Area» des rekonstruierten Kapita-
lismus im «Westen» wurde auf die ganze Welt ausge-
dehnt. Unter Führung des US-Staates war nach dem 
Zweiten Weltkrieg ein US-amerikanisches Imperium 
mit der EU als relativ eigenständigem, subimperialen 
Akteur errichtet worden, mit dem sich nun der An-
spruch auf die globale Durchsetzung und notfalls krie-
gerische Aufrechterhaltung des globalisierten und zu 
globalisierenden Kapitalismus verband (vgl. hierzu aus-
führlich Panitch/Gindin 2012 sowie ferner Deppe u. a. 
2011: 41 ff.). Der Kapitalismus wurde im Rahmen einer 
Internationalisierung des Staates, das heißt der Schaf-
fung von ursprünglich US-dominierten Formen globa-
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ler Staatlichkeit (IWF, Weltbank, BIZ, GATT/WTO), zu 
denen vor allem in Gestalt der NATO auch militärische 
Kapazitäten als Fortsetzung der Politik mit anderen Mit-
teln gehörten, globalisiert. Dabei hat sich das Manage-
ment dieses globalen Kapitalismus seit den 2000er 
Jahren zunehmend gewaltförmig gestaltet (Candeias 
2004: 424 ff.). 

1990/91 schien vor diesem Hintergrund auch für 
die deutsche Außenpolitik eine Wende zu sein, weil 
Deutschland im Zweiten Golfkrieg beziehungsweise 
Kuwaitkrieg noch traditionelle «Scheckbuchdiploma-
tie» betrieben hatte, sich aber ein Jahr später bereits – 
jenseits der Grenzen des deutschen Nationalstaates 
und damit im Widerspruch zur Definition der Bun-
deswehr als reiner Verteidigungsarmee – aktiv an der 
Überwachung des Embargos gegen das zerfallende 
Jugoslawien beteiligte. Es war in dieser Zeit des Um-
bruchs im Zuge des Kalten-Kriegs-Endes, dass selbst 
der SPD-nahe Günter Grass vor einer neuen deut-
schen Großmachtpolitik warnte, als er zwei Tage nach 
der «Wiedervereinigung» schrieb: «Ein Monstrum will 
Großmacht sein» (DIE ZEIT, 5.10.1990). 

Für die Linke war allerdings vor allem der Kosovo-
krieg ein entscheidender Moment in der deutschen 
Außenpolitik. Aber nicht nur in ihren Augen, auch für 
einen Vertreter der Deutschen Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik wie Roland Friedrich (2005) kann der 
Kosovokrieg als «eine der dramatischen Zäsuren in 
der Geschichte bundesdeutscher Außenpolitik» er-
scheinen, insofern die Bundesrepublik «[m]it der Teil-
nahme an der NATO-Operation Allied Force […] zum 
ersten Mal seit 1949 gleichberechtigt im internationa-
len Verbund diplomatische und militärische Konflikt-
bewältigung [betrieb]. Das deutsche Engagement im 
Kosovo-Konflikt war damit ein wichtiger Entwicklungs-
schritt hin zu der aktiven Rolle, die Berlin heute im Zu-
ge globalen Konfliktmanagements wahrnimmt.» Ähn-
lich sah es Rolf Mützenich, zwischen 2009 und 2013 
außenpolitischer Sprecher der SPD-Fraktion und seit 
2013 stellvertretender SPD-Fraktionsvorsitzender für 
die Bereiche Außenpolitik, Verteidigung und Men-
schenrechte, der in einem vielbeachteten Artikel im 
Journal Internationale Politik und Gesellschaft (IPG) von 
einem «doppelten Tabubruch» sprach, insofern die rot-
grüne Regierung «erstmals seit 1945 außenpolitische 
Ziele mit kriegerischen Mitteln durch[setzte] und […] 
dies zudem ohne ein Mandat des UN-Sicherheitsrates 
[tat]. Dies war zweifelsohne das Ende einer im Kalten 
Krieg an der Schnittstelle der Bündnisse eingeübten 
und in die neue Zeit hinübergeretteten Praxis» (Mütze-
nich 2014).

Der doppelte Tabubruch konnte dabei letztlich nur 
durch eine Regierung mit den Entnazifizierungs-
Credentials der bundesrepublikanischen 1968er-Gene-
ration vollzogen werden. Aus «Nie wieder Auschwitz! 
Nie wieder Krieg!» wurde Joseph Fischers «Krieg für 
‹Nie wieder Auschwitz!›». Während des Kosovokriegs 
standen sich frühere Verbündete im Widerstand gegen 
den «NATO-Doppelbeschluss» als Teil von Ronald Rea-

gans «Zweitem Kalten Krieg», der unter anderem auch 
die Stationierung von Cruise-Missiles-Atomraketen 
in der Bundesrepublik vorsah, plötzlich als politische 
Gegner gegenüber. Diese Zäsur und der Übergang zur 
Befürwortung «humanitärer Interventionen» oder auch 
zur Position des «Menschenrechtsbellizismus», wie 
seine linken Gegner es nannten, waren dabei Pars pro 
Toto einer allgemeinen Kooptation und (Selbst-)Ein-
schreibung von größeren Teilen der oppositionellen, 
vor allem der neuen sozialen Bewegungen der 1980er 
und frühen 1990er Jahre in den Neoliberalismus. Die-
se Kooptation und (Selbst-)Einschreibung nahmen die 
Gestalt einer «per-vertierten» teilweisen und zugleich 
transformierten Realisierung des alten Programms der 
breiteren neuen sozialen Bewegungen an (Candeias 
2004: 405 ff.). Während die allgemeinen Grundlagen 
des Kapitalismus (Privateigentum an den Produktions-
mitteln) und Neoliberalismus (Liberalisierung des Han-
dels, Deregulierung der Arbeits-, Finanz- und anderer 
Märkte, Privatisierung von öffentlichem Eigentum und 
Staatsbetrieben, allgemeine Marktorientierung) nicht 
angetastet, sondern vielmehr zum eigenen – sozial 
und ökologisch abzufedernden – politischen «Reform-
projekt» erhoben wurden, wurden zugleich diejenigen 
Teile des alten Programms der neuen sozialen Bewe-
gungen, die mit diesem neoliberalen Entwicklungs-
modell kompatibel waren, teilverwirklicht, aber eben 
«per-vertiert», vom ursprünglichen Anspruch und Ziel 
weggekehrt, entfremdet (ebd.). Die Verwandlung der 
Solidarität mit der Dritten Welt in die Befürwortung von 
Menschenrechtskriegen in Teilen der alten Friedens- 
und Internationalismusbewegungen ist damit äquiva-
lent zur Entradikalisierung des vormals sozialistischen 
Feminismus, der zum Teil in einen institutionalisier-
ten bürgerlich-(neo-)liberalen Repräsentationsfemi-
nismus (Frauen in DAX-Konzernvorständen, Gender-
Mainstreaming, inklusive sprachlich-symbolischer 
Repräsentation) mündete, oder zur Entwicklung einer 
ausdrücklich antikapitalistischen ökologischen Wachs-
tumskritik hin zum marktförmigen Handel mit Emissi-
onsrechten. Damit aber verbreiterte die rotgrüne Re-
gierung die Herrschaftsbasis des Neoliberalismus, den 
sie modernisierte, während die Kooptation und Selbst-
einschreibung dieser alten Linken die übriggebliebe-
ne, «standhafte» Linke durch den Verlust einer Reihe 
ihrer Repräsentanten oder ihrer spezifischen Sprache 
schwächten (ebd.). Zur Brisanz des Menschenrechts-
bellizismus gehört dabei, dass die neoliberale Globa-
lisierung (mitsamt ihrer oft schuldenimperialistisch 
durchgesetzten «Freihandelsabkommen») die Staaten 
des globalen Südens doppelt unter Druck setzte: von 
oben durch die Disziplinarmechanismen der internatio-
nalen (Finanz-)Märkte und von unten durch die inneren 
gesellschaftlichen Widersprüche in Folge des Zwangs 
zum Sozial- und öffentlichen Beschäftigungsabbau. 
Damit wurden maßgeblich jene Staatszerfallsprozes-
se und innerstaatlichen «Neuen Kriege» (Kaldor 2000; 
Münkler 2002) – oftmals ethnisierte Ressourcenkriege 
(Altvater/Mahnkopf 2002) – hervorgerufen, auf die der 
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«Krieg-für-nie-wieder-Auschwitz»-Menschenrechts-
bellizismus in «Verantwortung» dann reagierte. Dieser 
schafft sich selbst stets neue Begründungszusammen-
hänge, während die selbstverantworteten Kriegs- und 
Fluchtursachen aus dem Blick geraten.

Die Zäsur war jedoch real. Im Zuge der Rückkehr 
dieser ideengeschichtlich mit dem außenpolitischen 
Idealismus verknüpften Konzepte eines vermeintlich 
«guten Imperialismus» (vgl. Deppe u. a. 2011: 103 ff.) 
blieb von dem dezidierten «never again» von einst nur 
noch das Credo «never alone», das sich gegen die nun 
als «deutscher Sonderweg» karikierte militärische Zu-
rückhaltung richtete (Heitmann-Kroning 2015). Dabei 
hatte Fischer noch vier Jahre zuvor am 30. Juni 1995 
im Deutschen Bundestag mit explizitem Bezug auf 
den Faschismus die geplante Entsendung von Bun-
deswehr-Tornados nach Jugoslawien scharf kritisiert: 
«Wir sagen klar nein zu dieser Zäsur, die Sie heute an-
streben. Wir wollen keine neue deutsche Außenpoli-
tik, die die Selbstbeschränkung aufgibt, und sei es un-
ter Bündniskriterien. Schon gar nicht wollen wir das 
dort, wo die Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg auf 
grausamste Art und Weise gewütet hat» (zitiert nach 
Schwab-Trapp 2002: 125). 

Während selbst Ex-Bundeskanzler Schröder heute 
den völkerrechtswidrigen Charakter des Kosovokriegs 
einräumt, sieht ein Großteil des Außenpolitikestablish-
ments 9/11 als die wahre Zäsur an. Deutschland ste-
he, so brachte seinerzeit der Nachrichtensender ntv 
(2.9.2002) den neuen Konsens auf den Begriff, in der 
«neuen Verantwortung», sich auch an Kriegseinsätzen 
«zur Verteidigung von Freiheit und Menschenrechten» 
zu beteiligen. Vor diesem Hintergrund formulierte der 
SPD-Verteidigungsminister Peter Struck seinen be-
rühmt gewordenen Satz, Deutschland werde auch am 
Hindukusch verteidigt. Der SPD-Bundeskanzler formu-
lierte hierbei das Ziel einer «Enttabuisierung des Militä-
rischen» (zitiert nach Der Freitag, 12.7.2002). Seither 
richten sich die Eliten ganz explizit immer wieder ge-
gen die «Kultur der (militärischen) Zurückhaltung», die 
mit der Bonner Republik assoziiert wird.

Auch die Friedensbewegung hat in den letzten 
25 Jahren immer wieder die «Militarisierung» oder die 
neue Offensivausrichtung der deutschen Außenpolitik 
beklagt. Interessanterweise tat sie das gegenläufig zu 
Großteilen der Ost- wie West-Linken, die in der Nach-
kriegszeit eher die Kontinuität der Bundesrepublik mit 
dem Imperialismus seit den Kaiserreich und Hitler-
deutschland betonten. Kontinuität, nicht Zäsur laute-
te hier die Kritik an der bundesdeutschen Außenpolitik 
(vgl. Bredow 2008: 81).2

Für viele Friedensbewegte und Linke ist – etwa im 
Zuge der außenpolitischen Grundsatzentscheidung 
vom September 2014, Waffen nun auch in Krisenge-
biete zu exportieren – heute wieder ein historischer 
Einschnitt zu beobachten. Von einer Zäsur sprechen je-
doch auch diesmal die außenpolitischen Eliten selbst. 
In ihrer Darstellung hat diese 2014/15 stattgefunden 
und sei Deutschland von außen aufgezwungen wor-

den. So sprach der frühere Bundesfinanzminister und 
2013 unterlegene Kanzlerkandidat der SPD, Peer Stein-
brück, mit Bezug auf Heinrich August Winkler – von 
2014 als dem «Jahr der weltpolitischen Zäsur» und be-
nannte in einer Vortragsreihe als Gründe «den blinde[n] 
Terror des IS in Syrien und im Irak, Russlands Rückfall 
in die Großmächtepolitik des 19. und 20. Jahrhunderts 
oder die um sich greifende Ebola-Epidemie». Des-
halb müsse die «Bundesrepublik verstärkt internatio-
nales Engagement zeigen und global Verantwortung 
übernehmen« (Steinbrück 2015). Ähnlich formuliert 
es eine Studie der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(Kaim u. a. 2015): 2015 sei das Jahr gewesen, in dem 
die «gesamteuropäische Ordnung vor einer Zäsur» ge-
standen habe. «Mit der Annexion der Krim und der De-
stabilisierung der Ostukraine» habe Russland «wich-
tige Grundlagen der gesamteuropäischen Ordnung 
von 1990 zerstört». Über den Bruch des 2+4-Vertrags, 
des (mündlichen) Versprechens an Gorbatschow, die 
NATO und die EG/EU würden nicht nach Osten aus-
geweitet, oder die Abspaltung des Kosovo von Serbi-
en, auf die sich Putin als eine «Büchse der Pandora» 
völkerrechtswidriger Sezessionen zu Recht berufen 
konnte, verlieren die Autoren kein Wort. Das Beson-
dere an dieser Diagnose ist jedoch die neue Offenheit: 
Immerhin nehmen die Verfasser im Gegensatz zum (al-
ten) Menschenrechtsbellizismus-Spektrum kein Blatt 
mehr vor den Mund, sondern äußeren sich freimütig zu 
den außenpolitischen Interessen. Sie gehen von zwei 
konkurrierenden Expansionsmodellen aus. Das russi-
sche basiere auf den Säulen panrussischer Nationa-
lismus, «gelenkte Demokratie», wirtschaftspolitischer 
Protektionismus und Interventionismus und verfolge 
einen «politisch-kulturellen Sonderweg zwischen Asi-
en und Europa». Mit der Eurasischen Wirtschaftsunion 
(EAWU) beanspruche Russland eine «Führungsrolle 
in ‹Eurasien›». Der westliche Ordnungsentwurf beru-
he auf den Prinzipien der Erweiterung und der Vertie-
fung von EU und NATO. Dabei wird von den Autoren 
der imperiale Charakter Europas klar umrissen, wenn 
es da heißt: «In diesem Rahmen bemühte sich die EU 
zunächst in Mitteleuropa – insbesondere seit der Jahr-
hundertwende im Zuge der Nachbarschaftspolitik aber 
auch über die neuen Mitgliedstaaten ausgreifend – 
um eine Stabilisierung ihres Umfelds im Osten und im 
Süden Europas, indem sie ihre Verfassungs-, Gesell-
schafts- und Wirtschaftsordnung zu exportieren such-
te.» Die Ukrainekrise sei «nur das sichtbarste Zeichen 
dafür, dass diese Politik in ihren Grundannahmen frag-
lich geworden ist und von Russland als Konkurrenzpro-
jekt wahrgenommen» werde (ebd.; vgl. kritisch ferner 
Strutynski/Altmann 2014: 18 ff.).

Eine durch Russlands Außenpolitik, den IS oder Ebo-
la ausgelöste reaktive Zäsur ist jedoch ein Mythos. In 

2 Für die alte Friedensbewegung und auch die DDR war (fälschlicherweise) die 
«Militarisierung» das Hauptmerkmal der imperialistischen Kontinuität, was teilwei-
se zu peinlichen Versuchen führte, neue Qualitäten in der Rüstungspolitik zu iden-
tifizieren, wo keine existierten.
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Wahrheit erfolgte diese schon viel früher – lange vor 
dem (Euro-)Maidan und dem imperialen Zerren um die 
Ukraine, wobei hier verschiedenste innenpolitische 
Kräfte und ideologische Legitimationen beiderseitig 
instrumentalisiert werden (Heyden 2015). Die Wurzeln 
reichen tatsächlich bis zum NATO-Krieg in Libyen im 
Frühjahr 2011 zurück – und letztlich bis 1990/91, dem 
Ende der bipolaren Ordnung und der Ausdehnung 
und auch des militärischen Managements des globa-
len Kapitalismus durch das American Empire, zu dem 
Deutschland und die EU als teilautonome Formationen 
gehören. 

Die Annexion der Krim erfolgte im März 2014, nach-
dem der (Euro-)Maidan am 21. Februar eskaliert war. 
Die Ausrufung des «Islamischen Staats» im (Nord-
west-)Irak und in (Ost-)Syrien erfolgte wiederum erst 
am 29. Juni 2014, und erst jetzt mehrten sich die Be-
richte über ISIS-Gräueltaten, die mit dazu führten, dass 
die USA zwei Monate später begannen, ISIS-Stellun-
gen zu bombardieren, und sich Ende August der Golf-
Kooperationsrat und Anfang September die Arabische 
Liga von ISIS distanzierten. Zuvor hatten die USA noch 
ISIS geduldet, weil der mit seinen Unterorganisationen 
wie der al-Nusra-Front gegen die Regierungstruppen 
von Baschar al-Assad kämpfte und sich erst nach und 
nach auch gegen andere Assad-Gegner wie die Freie 
Syrische Armee und die kurdischen Volkseinheiten 
(YPG) wendete. Dass ISIS staatsähnliche Strukturen 
aufbaut, wurde der westlichen Öffentlichkeit im Übri-
gen erst im November 2014 bekannt. 

Das zentrale Dokument der neuen deutschen Au-
ßenpolitik und der Positionen der sie tragenden Eliten 
ist immer noch die bereits in der Einleitung erwähnte 
Studie «Neue Macht – neue Verantwortung» der Stif-
tung Wissenschaft und Politik, die sie gemeinsam 
mit dem German Marshall Fund der USA erstellt hat 
(im Folgenden abgekürzt NMNV-Studie). Der Erar-
beitungszeitraum lag zwischen November 2012 und 
September 2013, das heißt lange vor der Konfronta-
tion mit dem IS und der Krim-Annexion durch Russ-
land. Vorgestellt wurde die Studie durch Bundespräsi-
dent Joachim Gauck in seiner Eröffnungsrede auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz am 31. Januar 2014. 
Schon der Titel macht deutlich, dass es weniger dar-
um geht, was sich in der Welt verändert hat (etwa die 
Entstehung «neuer Unsicherheit»), sondern vor allem 
in Deutschland («die neue Macht»). Dabei ist die glo-
bale Projektion dieser Macht das offen angestrebte 
Ziel: Deutschland sei «überdurchschnittlich globali-
siert» und profitiere «wie kaum ein anderes Land von 
der Globalisierung und der friedlichen, offenen und 
freien Weltordnung, die sie möglich macht», weshalb 
das «überragende strategische Ziel Deutschlands […] 
der Erhalt und die Fortentwicklung dieser freien, fried-
lichen und offenen Ordnung» sei. Dabei solle Deutsch-
land die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungs-
politik (GSVP) in der EU ausbauen, um so «Formate für 
NATO-Operationen» zu entwickeln, bei denen man – 
angesichts der schwindenden Kräfte der USA im Mili-

tärmanagement des globalen Kapitalismus – «weniger 
auf US-Hilfe angewiesen» sei. Getestet hatte Gauck 
diese neue Rhetorik und Orientierung schon ein-
mal in seiner Rede zum 3. Oktober 2013, als er sagte, 
Deutschland sei «bevölkerungsreich, in der Mitte des 
Kontinents gelegen und die viertgrößte Wirtschafts-
macht der Welt», deshalb könne es nicht angehen, 
«dass Deutschland sich klein macht». Fast wortgleich 
formulierte SPD-Außenminister Frank-Walter Stein-
meier diese Botschaft in einer Anfang 2014 vor dem 
Deutschen Bundestag gehaltenen Rede: Deutschland 
sei «zu groß und zu wichtig», als dass es sich noch län-
ger darauf beschränken könne, die «Weltpolitik nur von 
der Außenlinie zu kommentieren» (zitiert nach Stern, 
23.10.2014, S. 76). Aufgrund seiner wirtschaftlichen 
Macht und geografischen Lage im Zentrum Europas 
trage Deutschland eine besondere Verantwortung für 
die Weltpolitik. Steinmeier fügte hinzu: «Wir erkennen 
unsere Verantwortung an.» Deutschland wolle und 
werde Impulsgeber für eine gemeinsame europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik sein. Der Einsatz von Mi-
litär sei dabei zwar immer nur Ultima Ratio, dürfe aber 
nicht ausgeschlossen werden (ebd.). Gauck wurde in 
seiner Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz 
noch deutlicher, indem er die militärische Zurückhal-
tung Deutschlands als «Duckmäusertum» und «Tritt-
brettfahrerei» geißelte und forderte, Deutschland müs-
se vom «Nutznießer zu einem Garanten internationaler 
Sicherheit und Ordnung» reifen, «gerade wenn die Ver-
einigten Staaten nicht ständig mehr leisten können». 
In Internationale Politik, Deutschlands führender Fach-
zeitschrift zum Thema, brachte Gunther Hellmann, 
Professor für Politikwissenschaft an der Universität 
Frankfurt am Main, den neuen Kurs hinter den blumi-
gen Worten Steinmeiers und der markigen Kriegspfar-
rerrhetorik Gaucks auf den Punkt: «Deutschland, so 
heißt es, hat ‹Führungsverantwortung› zu überneh-
men. Eine ‹Kultur der Zurückhaltung›, wie sie in Bonner 
Zeiten verstanden wurde, ist mit einer derart gewach-
senen außenpolitischen ‹Verantwortung› nicht mehr 
vereinbar, sei es im Kontext der EU oder in Afghanistan 
[…]. Berlin sagt ‹Verantwortung übernehmen›, meint 
aber ‹Macht ausüben›» (Gunther Hellmann zitiert nach 
Wagner 2014).

So wird mittlerweile offen ein «imperialer Realismus» 
(Deppe 2014) im engen Bündnis mit den USA propa-
giert, der in den Internationale-Beziehungs-Fachberei-
chen des deutschen Wissenschaftsbetriebs ein star-
kes Echo und erheblichen Rückhalt findet (vgl. Münkler 
2015). Dies ist in der Tat eine neue Qualität, und sie kam 
unter anderem in der aggressiven Haltung der Bundes-
regierung (und auch der Grünen) bei der Sanktionspoli-
tik gegenüber Russland zum Ausdruck, die die Anbin-
dung der Ukraine an die EU (und womöglich wenigstens 
vonseiten der USA auch an die NATO) verfolgte. 

Gaucks Rede auf der Münchner Sicherheitskon-
ferenz, in der er auf die NMNV-Studie zu den neuen 
Machtambitionen Deutschlands Bezug nahm, wurde 
am Folgetag von der bürgerlichen Presse von rechts-
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konservativ bis linksliberal euphorisch aufgenom-
men: Welt und ZEIT pflichteten bei, indem sie fast 
wortgleich das «deutsche Ohnemicheltum» (Die Welt, 
1.2.2014) und den «ewigen Ohnemichel» (ZEIT ON-
LINE, 1.2.2014) geißelten, während die Süddeutsche 
Zeitung (1.2.2014) über Deutschlands «defensive Be-
quemlichkeit» wetterte und die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung (1.2.2014) martialisch den «Abschied von der 
altbundesrepublikanischen Selbstverzwergung in der 
Außen- und Sicherheitspolitik» postulierte – all das, 
wie gesagt, zeitlich lange vor der Krim-Annexion und 
der IS-Staatsgründung.

Der neue deutsche Diskurs wurde dabei von den 
wichtigsten Thinktanks der US-Außenpolitik ausdrück-
lich begrüßt und als Durchbruch angesehen, der es 
ermögliche, die «Aufgabenverteilung» im politischen 
und militärischen Management und der Durchsetzung 
des globalen Kapitalismus neu zu regeln. Besonders 
enthusiastisch reagierte man jenseits des Atlantiks da-
bei nicht nur auf die «Selbstkritik» an der deutschen 
Enthaltung unter FDP-Außenminister Guido Wester-
welle während des NATO-«Militäreinsatzes» in Libyen 
2011, sondern auch auf die wachsende Bereitschaft in 
Deutschland, die Rüstungsausgaben zu erhöhen. 

Tatsächlich ist Libyen der springende Punkt. Die 
CDU-Chefin und damalige Oppositionsführerin An-
gela Merkel hatte sich schon einen Monat vor Beginn 
des völkerrechtswidrigen Irakkriegs der USA in der 
Washington Post für die kriegskritische Haltung der 
damaligen rotgrünen Bundesregierung entschuldigt 
(«Schröder doesn’t speak for all Germans»). Später 
zeigten sich viele von Westerwelles Fortsetzung der 
traditionellen «Politik der militärischen Zurückhaltung» 
schlichtweg entsetzt. Exemplarisch zu nennen 
sind die vehementen Angriffe im Deutschlandfunk, 
einem der lautesten Fürsprecher einer neuen 
Offensivausrichtung in der deutschen Außenpolitik. 
In einem Interview mit dem Sender hatte Westerwelle 
betont: Deutsche Außenpolitik habe, jedenfalls 
solange er im Amt sei, «eine klare Priorität, nämlich 
Kriege zu verhindern und politische und diplomatische 
Lösungen zu ermöglichen», woraufhin Westerwelle 
angegangen worden war: «Aber die ‹Kultur der 
Zurückhaltung› ist altmodischer Genscherismus. Sind 
wir nicht mittlerweile etwas forscher im Auftreten?», 
worauf Westerwelle entgegnet hatte: «Die Kultur 
der militärischen Zurückhaltung ist zeitgemäßer 
denn je. Sorgen macht mir ein Neobellizismus, der 
den Eindruck erweckt, dass militärische Eingriffe 
schneller, wirkungsvoller und ‹chirurgisch›, sprich, 
ohne zivile Opfer, möglich seien.» Und auf die Frage, 
ob er «diesen Neobellizismus auch in Deutschland 
am Werk» sehe, hatte Westerwelle geantwortet: «Es 
gibt diesen Neobellizismus auch in der deutschen 
Diskussion. Manchen Kommentar zum Thema 
‹Schutzverantwortung› für die Zivilbevölkerung habe 
ich mir vor fünf Jahren noch nicht vorstellen können – 
so ehrenwert die Motive sein mögen» (zitiert nach 
Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 30.3.2012).

Aus der Sicht eines Großteils der deutschen Außen-
politikeliten war tatsächlich nicht der Krieg, der Liby-
en in das heutige Bürgerkriegschaos gestürzt hat, die 
Katastrophe, sondern Deutschlands Nichtbeteiligung 
an den Bombardierungen, die nach Schröders Enthal-
tung beim Irakkrieg als erneuter mutmaßlicher «deut-
scher Sonderweg», den es nie wieder geben dürfe, und 
als «diplomatischer Scherbenhaufen» angeprangert 
wurde. Die NMNV-Studie reagierte explizit auf dieses 
«Versagen» und wurde zugleich zur zentralen außen-
politischen Grundlage des Koalitionsvertrags der neu-
en Bundesregierung von CDU/CSU und SPD nach den 
Bundestagswahlen vom 22. September 2013. Die Er-
leichterung über das Ende der Außenministerzeit von 
Westerwelle war dabei omnipräsent.3 So schrieb die 
traditionell transatlantizistische Welt am 19. Novem-
ber 2013: «Einig waren sich Union und SPD aber tat-
sächlich immer dann, wenn es darum ging, die Dok-
trin des amtierenden Außenministers Westerwelle zu 
beerdigen. So ist die von Westerwelle am häufigsten 
zitierte Formulierung des alten Koalitionsvertrages, 
man lasse sich bei militärischen Interventionen von ei-
ner ‹Kultur der Zurückhaltung› leiten, im neuen Vertrag 
nicht mehr enthalten.» Dabei hätten, so die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung (6.11.2013) zwei Wochen zuvor, 
«die Koalitionsunterhändler […] fast vollständig vom 
selben Blatt gesungen. Die Positionen und Standpunk-
te […] unterscheiden sich nur noch in ganz wenigen 
Punkten.» Die Formulierungen, so der Artikel weiter, 
markierten «einen Abschied von der Kultur außenpoliti-
scher Zurückhaltung, die frühere Grundsatztexte präg-
te. Stattdessen haben die Teilnehmer, wie es aus der 
Verhandlungsrunde heißt, eine selbstbewusste Rolle 
Deutschlands beschrieben, die mit dem Bekenntnis 
beginnt, die Bundesregierung wolle die globale Ord-
nung aktiv mitgestalten» (ebd.). 

Entsprechendes Aufatmen war dann auch aus den 
transatlantischen Thinktanks zu vernehmen. Exempla-
risch kann Christian Nünlist (2014: 1) vom Center for 
Strategic Studies zitiert werden, der zum Jahreswech-
sel schrieb: «Die Rückkehr [von Frank-Walter Stein-
meier] verspricht eine interessante Zeit. Die Passivität 
in der deutschen Außenpolitik scheint überwunden.» 
2013 sei «kein gutes Jahr für die Berliner Diplomatie» 
gewesen, so Nünlist weiter, und verwies auf die deut-
sche Enthaltung bei der Libyen-Bombardierung, die 
Diskussionen über einen möglichen NATO-Krieg in Sy-
rien sowie den NSA-Abhörskandal (ebd.). 

Kurzum, die NMNV-Studie war tatsächlich in Auftrag 
gegeben worden, um die von Außenminister Wester-
welle verfolgte Grundhaltung anzugreifen und Eck-

3 Kurz nach der Bundestagswahl meldete sich Westerwelle noch einmal in einem 
Interview in der Welt (10.11.2013) zu Wort: «Ich bin in meinem politischen Leben 
oft dafür kritisiert worden, dass ich mich mehrmals gegen eine deutsche Beteili-
gung an militärischen Interventionen gestellt habe. Aber wie ist denn heute die La-
ge im Irak? Oder in Libyen? Ich kann nicht sehen, warum eine politische Reifung 
des wiedervereinigten Deutschlands mit mehr militärischen Interventionen einher-
gehen muss. Politische und diplomatische Lösungen haben für mich Vorrang. Wir 
sollten bei der Kultur der militärischen Zurückhaltung bleiben. Deutsche Außenpo-
litik ist Friedenspolitik. Die Pickelhaube steht uns nicht.»
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punkte für den Koalitionsvertrag einer neuen Nach-
Westerwelle-Bundesregierung zu formulieren, von der 
man einen Kurswechsel erwartete. Mit der Bildung der 
Großen Koalition trat dies ein. Der Koalitionsvertrag 
spiegelte die neue Machtprojektion Deutschlands im 
Rahmen des American Empire wider. Günstige Gele-
genheiten, das weit zurückreichende Projekt eines of-
fenen imperialen Realismus in der deutschen Außen-
politik endlich umsetzen zu können, sollten sich bald 
bieten (siehe IS, Ukrainekrise etc.). Die Befürworter in 
den staatlichen und privaten Medienapparaten saßen 
jedenfalls schon in den Startlöchern. 

Trotz alledem lässt sich auch aus Sicht einer kriti-
schen und linken Friedensforschung von einem histo-
rischen Einschnitt sprechen. Allerdings ist die Entwick-
lung von 1992 bis 2015 besser als eine große Zäsur im 
Vergleich zur deutschen Außenpolitik der beiden deut-
schen Staaten in der Nachkriegszeit (geprägt von der 
Erfahrung mit faschistischem Imperialismus und Krieg; 
Deppe 2014: 41 ff.) zu betrachten, die eine schrittwei-
se imperiale Neuausrichtung der deutschen Außen-

politik mit sich gebracht hat. Sie war dabei von einer 
Reihe kleinerer Zäsuren gekennzeichnet, von denen 
die jüngste der nach dem Libyenkrieg 2011 eingeleite-
te Übergang zu einem offenen und offensiven imperi-
alen Realismus ist. Die Datierung dieser Zäsur auf das 
Jahr 2014 ist jedoch als geschichtsklitternder Versuch 
zu verstehen, einen Mythos zu schaffen. Das Gleiche 
gilt für Darstellungen, wonach Deutschland diese Neu-
ausrichtung der Außenpolitik quasi von außen aufge-
zwungen worden ist. Auch das gehört vielmehr zum 
typischen Propaganda-Arsenal offensiver Außenpo-
litik. Die Zäsur ist stattdessen ein Ergebnis der inne-
ren Veränderungen in Deutschland und seiner Rolle 
in der Europäischen Union und im American Empire. 
Es ist Deutschlands «neue Macht», aus der sich der 
Anspruch ableitet, globalpolitisch offensiver und mit 
«neuer Verantwortung» aufzutreten. Dabei ist die Um-
setzung dieses Projekts längst in vollem Gange. Seine 
praktische politische Umsetzung ist Gegenstand des 
nächsten Kapitels.
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II. IMPERIALER REALISMUS? DIE NEUE OFFENSIV­
AUSRICHTUNG DER DEUTSCHEN AUSSENPOLITIK

Die neue Offensivausrichtung der deutschen Außen-
politik zielt also auf «mehr Verantwortung». Gemeint ist 
damit eine größere Rolle des deutschen Staates in der 
Durchsetzung und im Management des globalen Ka-
pitalismus. In der NMNV-Studie wird dieser Anspruch 
wie folgt formuliert: «Da aber, wo Störer die internati-
onale Ordnung in Frage stellen, wo sie internationale 
Grundnormen (etwa das Völkermordverbot oder das 
Verbot der Anwendung von Massenvernichtungswaf-
fen) verletzen; wo sie Herrschaftsansprüche über Ge-
meinschaftsräume oder die kritische Infrastruktur der 
Globalisierung geltend machen oder gar diese angrei-
fen; wo mit anderen Worten Kompromissangebote oder 
Streitschlichtung vergeblich sind: Da muss Deutsch-
land bereit und imstande sein, zum Schutz dieser Güter, 
Normen und Gemeinschaftsinteressen im Rahmen völ-
kerrechtsgemäßer kollektiver Maßnahmen auch militä-
rische Gewalt anzuwenden oder zumindest glaubwür-
dig damit drohen zu können» (Stiftung Wissenschaft 
und Politik/German Marshall Fund of the United States 
2013: 17). Die «neue» Offensivausrichtung ist damit zu-
nächst Rhetorik: Der in den Begriffen der idealistischen, 
normativ argumentierenden Außenpolitiktradition for-
mulierte Menschenrechtsbellizismus, mit dem diese 
Neuausrichtung zunächst durch die rotgrüne Bundesre-
gierung zwischen 1998 und 2005 auf den Weg gebracht 
worden war, verschwindet nicht. Gleichwohl aber wird 
er ergänzt und stellenweise verdrängt durch einen neu-
en, in der realistischen Außenpolitiktradition und dem 
politisch konservativen Flügel des Machtblocks behei-
mateten Diskurs, der offener von materiellen (Macht-)
Staatsinteressen ausgeht und diese ins Zentrum rückt. 
Dieser imperial-realistische Diskurs ist dabei zugleich 
offener, insofern machtstaatliche Interessen stets aus-
schlaggebend für außenpolitische Entscheidungen 
sind und normative Menschenrechtspolitik allenfalls 
als Teilergebnis von konkreter Außenpolitik möglich ist, 
solange sie nicht konträr zu den Machtkalkülen dieser 
Interessen steht.4 Diese Rhetorik ist Ausdruck eines ge-
wachsenen Selbstbewusstseins – und zwar sowohl im 
Hinblick auf Deutschlands neue Machtstellung in Euro-
pa und darüber hinaus in der Welt als auch gegenüber 
den subalternen Klassen im Innern, denen eine solche 
offene Machtpolitik nun offenbar zugemutet werden 
kann oder für die sie immer mehr nachvollziehbar er-
scheint.

Außenpolitikschulen und Kohärenz 
Im vorangegangenen Kapitel wurde gezeigt, dass die 
Übernahme von «mehr Verantwortung» keine plötzlich 
aufgetauchte Option ist. Diesbezüglich existiert unter 
den konzeptionell und ideologisch tätigen Außenpoli-
tikeliten und ihren Meinungsmedien schon seit Mitte 
der 1990er Jahre ein breiter Konsens. Nun ist es in der 
begrifflich orientierten Politikwissenschaft und ihrem 

Teilbereich der Internationalen Beziehungen gängig, 
zu unterscheiden zwischen einem bürgerlich-konser-
vativen Flügel, der diese offensivere deutsche Außen-
politik mit eher realistischen Begründungszusammen-
hängen (machtstaatliche Interessenpolitik im globalen 
Kapitalismus) formuliert, und einem bürgerlich-libera-
len Flügel, der eher auf idealistische Begründungszu-
sammenhänge (universelle Menschenrechtspolitik in 
«Schutzverantwortung») zurückgreift. Jedoch ist diese 
Unterscheidung in der politischen Praxis weniger deut-
lich sichtbar und gehören die realistischen wie die ide-
alistischen Rechtfertigungsideologeme als zwei Seiten 
einer Medaille zum klassischen Arsenal von offensi-
ver Außenpolitik als solcher (Deppe u. a. 2011: 103 ff.). 
So bezog sich auch die berühmte Rede von US-Präsi-
dent George Bush sen. zur Rechtfertigung einer neuen 
Weltordnung vom 11. September 1990 gleichermaßen 
auf beide Traditionen (Achcar 2002: 9 ff.). Im außenpo-
litischen Neokonservatismus von George W. Bush jr. 
wiederum verschwammen beide in der Kritik einer his-
torischen US-Außenpolitik, die systematisch mit tyran-
nischen Regimes kooperierte, solange sie Verbündete 
waren, zu einer normativen imperialistischen Macht-
politik, mit rhetorischen Rückgriffen auf Werte wie De-
mokratie und Menschenrechte (Henning 2006).

So oder so wiegt der imperiale Konsens weitaus stär-
ker als die schulische und politische Milieuausdifferen-
zierung im herrschenden Block der staatstragenden 
Parteien. So sind etwa die Grenzen zwischen dem mo-
ralpolitischen Menschenrechtsbellizismus im Umfeld 
der Partei Bündnis 90/Die Grünen und in Teilen der SPD 
und den stärker imperial-realistischen Positionen im 
bürgerlich-konservativen Spektrum fließender als die 
Grenzen zwischen der Haltung der SPD sowie Bünd-
nis 90/Die Grünen und der konsequenten Position der 
Linkspartei. Ein Grund für diese Kohärenz ist sicherlich 
die enge Einbindung des Außenpolitikestablishments 
und seiner Vordenker in die transatlantischen Außen-
politiknetzwerke, von denen die «Atlantik-Brücke» le-
diglich eine und nicht einmal die wichtigste ist. Eine 
Karriere in der deutschen Außenpolitik setzt solcher-
lei Vernetzungen voraus sowie enge Kontakte zu ein-
schlägigen Thinktanks und zu imperiale Denkweisen 
popularisierenden Meinungsmedien wie etwa Foreign 
Affairs in den USA (dessen Bedeutung weit über hie-
sige Debattenorgane wie die führende Zeitschrift 
Internationale Politik oder die SWP-Aktuell-Beiträge 
der Stiftung Wissenschaft und Politik oder das IPG-

4 Dies ist auch der Hintergrund der von kritischen Intellektuellen oft monierten Pra-
xis, wenn etwa Menschenrechtsverletzungen in verbündeten Ländern übergan-
gen werden und demgegenüber jedoch in gegnerischen Staaten als Gründe für 
militärische «humanitäre» Intervention angeführt werden. Ein klassisches Beispiel 
ist die deutsche und allgemeine westliche Bündnispolitik in Bezug auf Saudi-Ara-
bien, wo in etwa dieselben gesetzlichen Menschenrechtsverletzungen gelten, die 
auch im sogenannten Islamischen Staat etabliert worden sind.
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Journal der Friedrich-Ebert-Stiftung hinausgeht5). Von 
diesem konzeptiv-ideologischen Spektrum wurde die 
Forderung nach der Übernahme von zu «mehr Verant-
wortung» schon seit den 1990er Jahren immer wieder 
offen vertreten, führenden Außenpolitikern wurde als 
Kommunikationsaufgabe nahegelegt, dies noch stär-
ker der deutschen Bevölkerung zu vermitteln. Gerade 
in diesem Spektrum war das Entsetzen über den Kurs 
des früheren FDP-Außenministers Guido Westerwelle 
während des Libyenkriegs besonders groß. 

Neu ist jedoch – und das ist ein wesentliches Kenn-
zeichen dieser Zäsur in der allgemeinen Kontinui-
tät deutscher Außenpolitik seit den 1990er Jahren –, 
dass dieser länger zurückreichende Konsens der Au-
ßenpolitikeliten bislang kaum in die öffentliche Rhe-
torik deutscher Außenpolitiker diffundierte, sich aber 
nun im Grunde in einen Diskurs verwandelte, der vie-
len als eine breit angelegte Propagandaoffensive mit 
einer seltenen Einstimmigkeit erschien zwischen Re-
gierungsapparaten, staatlichen Medien wie dem 
Deutschlandfunk und den öffentlich-rechtlichen Nach-
richtensendungen sowie den privaten bürgerlichen 
Medien, ganz gleich ob konservativer oder liberaler 
Couleur. Es ist vor diesem Hintergrund eine neue Quali-
tät, dass ein imperialer Realismus offen seitens der füh-
renden Akteure in der deutschen Außenpolitik ausge-
sprochen und angestrebt wird.6 Es handelt sich somit 
in der Tat um das, was Jürgen Wagner (2014) von der 
Informationsstelle Militarisierung e.V. in Tübingen rich-
tig als «Paradigmenwechsel zur offensiven Verantwor-
tungsrhetorik» bezeichnet hat.

Es würde jedoch zu kurz greifen, die neue deutsche 
Außenpolitik als eine rein rhetorische Kurskorrektur zu 
verstehen. Der neue imperiale Realismus Deutschlands 
ist keiner, der sich bloß auf Rhetorik beschränkt oder 
auf zukünftiges Handeln fokussiert ist. Es handelt sich 
hierbei vielmehr um ein politisches Projekt, das schon 
längst in Gang gesetzt worden ist – und zwar weit vor 
dem Ukrainekonflikt und anderen außenpolitisch rele-
vanten Ereignissen. Die neue Offensivausrichtung ist 
damit eine, die zeitgleich, nicht ohne Rückschläge, aber 
doch mit einiger Systematik in die Praxis umgesetzt 
wird. Dabei besitzt dieses Projekt nicht nur eine außen-, 
sondern auch eine nicht zu unterschätzende innenpoli-
tische Dimension. 

Umbau der Bundeswehr zur Out-of-Area-Armee
Die finanzpolitische Seite dieser innenpolitischen Di-
mension erschließt sich leicht: Die finanzielle Besser-
ausstattung der Bundeswehr, das heißt die Aufrüs-
tungspolitik, etwa impliziert insbesondere im Kontext 
von CDU-Bundesfinanzminister Wolfgang Schäubles 
Politik des ausgeglichenen Staatshaushalts Ressour-
cenkürzungen oder ungenügende Investitionen in an-
dere gesellschaftlich relevante zivile Infrastrukturbe-
reiche (etwa in die unterfinanzierten Bereiche Bildung 
und Sozialwesen). Daneben gehört jedoch zur innen-
politischen Dimension gleichermaßen eine ideologi-
sche Offensive in Richtung einer Normalisierung des 

Militärischen im Alltag. Hierzu zählt auch der Versuch, 
die Bundeswehr im öffentlichen Raum als ganz norma-
len Arbeitgeber zu bewerben, der vor dem Hintergrund 
einer Ausuferung des Niedriglohnsektors und befriste-
ter und prekärer Beschäftigungsverhältnisse besonde-
re soziale Sicherheit sowie Weiterbildungs- und Auf-
stiegsmöglichkeiten verspricht. Schon jetzt gibt es ja 
auch in Deutschland das aus den USA bekannte Phäno-
men der wirtschaftsbedingten Wehrpflicht (economic 
draft), insofern Ostdeutsche in den unteren Rängen der 
einfachen Rekruten nicht nur weit überdurchschnittlich 
präsent sind, sondern auch in der ISAF-Mission in Af-
ghanistan die Mehrheit unter den deutschen Soldaten 
bildeten (DIE ZEIT, 26.11.2009). In diesem Sinne hat die 
Bundesregierung auch in ihrem Koalitionsvertrag von 
2013 eine hohe Priorität der «Steigerung der Attrakti-
vität des Auftraggebers Bundeswehr» zugewiesen. 
Man vereinbarte für die laufende Legislaturperiode eine 
«Attraktivitätsoffensive», zu der mit dem «Aufbau der 
Kinderbetreuung […] für mehr Familienfreundlichkeit» 
auch ein besonderes Steckenpferd von Bundesverteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen gehörte. Teil der 
ideologischen Normalisierungsoffensive ist auch, für 
eine stärkere Präsenz der Bundeswehr im öffentlichen 
Leben zu sorgen – nicht zuletzt, um über Jugendoffizie-
re an Schulen, Hochschulen oder auf Ausbildungsmes-
sen Arbeitskräfte rekrutieren zu können. 

Im Hinblick auf die außenpolitische Dimension wie-
derum zählen zu den entscheidenden Wegmarken des 
Projekts: 1. die Aufstockung des Wehretats und die 
Aufrüstung der Bundeswehr, 2. der Plan, die Bundes-
wehr auch mit waffenfähigen Drohnen auszustatten, 
3. die außenpolitische Grundsatzentscheidung vom 
September 2014, künftig Waffen nun auch in Krisen-
gebiete liefern zu wollen, und 4. die spezifische und 
durchaus aggressive Bündnispolitik in den Regime-
Change-Aktivitäten, so wie sie erstmalig während des 
Ukrainekonfliktes sichtbar wurden. 

Die Entwicklung des «Verteidigungsetats» ist tat-
sächlich ein Indikator dafür, welche Rolle militärische 
Machtprojektionskapazitäten zukünftig als Aspekt der 
«neuen Verantwortung» spielen sollen. Die deutschen 
Militärausgaben sind seit 2014 deutlich angehoben 
worden. Die Aufstockung des «Verteidigungsetats» 
steht dabei in keinem Verhältnis zur Aufstockung des 
Etats zur zivilen Entwicklungszusammenarbeit (Lam-
mers 2015). Obwohl in den jährlichen Bundeshaus-

5 Wer sich mit dieser (anglo-)amerikanischen Zeitschriftenlandschaft vertraut 
macht, dem fällt sehr schnell auf, dass die wichtigsten Vertreter des deutschen Au-
ßenpolitik-Establishments schon seit den 1990er Jahren Organe wie Foreign Affairs 
gern und oft genutzt haben, um an dieser Stelle über die Friedenssehnsucht und 
Nichtinterventionshaltung der deutschen Bevölkerung zu lamentieren und Wege 
zu eruieren, wie dies überwunden werden könnte. 6 Dieser Konsens bedeutet im 
Übrigen nicht, dass dieses Projekt nicht noch erhebliche Differenzen und Schattie-
rungen zulässt. Diese sind auch rhetorischer Natur, aber nicht nur. So unterschei-
det sich etwa Gaucks bisweilen radauhafte imperiale Attitüde und auch kulturkon-
servativ eher nach innen gerichtete militaristische Rhetorik doch deutlich von 
Frank-Walter Steinmeiers Rhetorik und durchaus auch von Steinmeiers konkreter, 
zuweilen eher ausgleichsorientierten Politik – etwa im Ukrainekonflikt, in der Stein-
meier in Anbetracht der westeuropäischen Energieabhängigkeit von Russland und 
der starken Wirtschaftsverflechtungen zwischen Deutschland und Russland, die 
zu Konzernprotesten führten, auch die Kunst des machtpragmatischen taktischen 
Rückzugs meisterte.
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halten seit 2009 bewilligte Mittel im Umfang von 
3,04 Milliarden Euro vonseiten der Bundeswehr nicht 
ausgeschöpft worden sind und der «Verteidigungs-
haushalt» aus diesem Grund ursprünglich eingefro-
ren werden sollte (Spiegel Online, 13.10.2014), hat 
die Bundesregierung im März 2015 dessen deutliche 
Erhöhung beschlossen. Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble betonte im Vorfeld des Beschlusses in 
einem Interview in Bild am Sonntag, dass Deutschland 
im Kontext von «Krisen und Instabilitäten in der Welt 
[…] in den nächsten Jahren höhere Leistungen für Ver-
teidigung schultern» müsse (zitiert nach Süddeutsche 
Zeitung, 1.3.2015). Am 18. März beschloss der Bun-
destag mit den Stimmen der Regierungsparteien den 
Rahmenplan für den Bundeshaushalt 2016 und einen 
Finanzplan bis 2019. So soll der Etat der Bundeswehr 
bis 2019 sukzessive von 32,97 Milliarden Euro (2015) 
auf 35,01 Milliarden Euro erhöht werden (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 17.3.2015). Damit erhält die Bun-
deswehr acht Milliarden Euro und 6,2 Prozent mehr, 
als in den ursprünglichen mittelfristigen Finanzplänen 
vorgesehen waren (Dewitz 2015) – eine Tatsache, die 
im US-Außenpolitik-Establishment Jubelstimmung 
hervorrief (Braw 2016). Am 26. Januar 2016 schließ-
lich kündigte Verteidigungsministerin Ursula von der 
Leyen «eine regelrechte Rüstungsoffensive» an, bei 
der bis 2030 insgesamt 130 Milliarden Euro «in die 
Neuanschaffung von Rüstungsgütern» gesteckt wer-
den (Wagner 2016).

Grafik 1: «Verteidigungsetat» der Bundeswehr

Von der Leyen begründete diese Aufrüstung schon 
während der Bundestagsdiskussion um den Rahmen-
plan für den Bundeshaushalt 2016 mit der Notwendig-
keit für «ein höheres NATO-Engagement und zur Stär-
kung des verteidigungsinvestiven Bereichs» (zitiert 
nach IMI-Standpunkte 2015/009). Zwar wird etwa von 
der Stiftung Wissenschaft und Politik die Forderung 
der NATO nach Militärausgaben von zwei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts als eine «Illusion» bezeichnet, 
weil «viele Nato-Europäer […] weder willens noch in 
der Lage» seien, «sie umzusetzen» (Mölling 2014: 1). 
Trotzdem sieht sich die Bundesregierung in der Pflicht, 
den Bundeswehretat mittelfristig in diese Richtung 
aufzustocken. So betonte auch der Vorsitzende des 
Verteidigungsausschusses und neue Wehrbeauftrag-

te im Bundestag, Hans-Peter Bartels (SPD), dass man 
«mit der Annexion der Krim durch Russland […] in ei-
ne neue Epoche eingetreten» sei, und kritisierte, dass 
die Bundeswehr trotz der deutlichen Anhebung des 
Militärhaushalts nur «eingeschränkt» für den «NATO-
Verteidigungsfall» ausgerüstet sei (zitiert nach Dewitz 
2015). So wird auch kaum ein Hehl daraus gemacht, 
dass die Steigerung der Rüstungsausgaben im Zusam-
menhang mit der offensiven Neuausrichtung der deut-
schen Außenpolitik zu verstehen ist. So bekräftigte der 
stellvertretende verteidigungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ingo Gädechens, in ei-
ner Pressemitteilung, dass sich Deutschland «in den 
nächsten Jahren […] angesichts der angespannten 
internationalen Sicherheitslage verstärkt in Friedens-
missionen und Auslandseinsätzen einbringen» werden 
müsse, weshalb Deutschland «mehr denn je eine mo-
derne und leistungsstarke Armee» bräuchte.

Liebäugelei mit Kampfdrohnen
Nun ist die Erhöhung des Militärhaushaltes in Deutsch-
land zwar signifikant im Vergleich zur Vergangen-
heit und sie darf angesichts von Ausgabenkürzungen 
und allgemeiner Unterfinanzierung der sozialen Da-
seinsvorsorge in Deutschland auch empören. Gleich-
wohl täuschen die quantitativen über die qualitativen 
Veränderungen hinweg. Selbst in den Jahren, als die 
Ausgaben der Bundeswehr nur in geringerem Ma-
ße gestiegen sind oder etwa 2014, als der Etat nicht 
ausgeschöpft werden konnte und Mittel sogar an das 
Bundesfinanzministerium zurückflossen, hat man ge-
zielt die Umrüstung der deutschen Bundeswehr in ei-
ne Out-of-Area-Armee vorangetrieben. Zur qualitativen 
Umstrukturierung gehört dabei – jenseits der Anschaf-
fung von neuen Panzern und Gewehrsystemen – der 
Plan, die Bundeswehr mit Drohnen auszurüsten. Zwar 
nutzt die Bundeswehr schon seit den 1980er Jah-
ren unbemannte Flugobjekte zu militärischen Aufklä-
rungszwecken, jetzt plant die Bundesregierung die 
Entwicklung beziehungsweise die Anschaffung von 
«bewaffnungsfähigen» Drohnen. Dieser Plan beruht 
nach Angaben des früheren CDU-Bundesverteidi-
gungsministers Thomas de Maizière auf einem Kon-
sens innerhalb der (schwarzgelben) Bundesregierung, 
gleichwohl aus den Reihen des FDP-Koalitionspartners 
leise Kritik an der Anschaffung solcher Kampfdrohnen 
zu vernehmen war (Märkische Allgemeine Zeitung, 
6.8.2012). 

Der Plan, die Bundeswehr mit bewaffnungsfähigen 
Drohnen auszustatten, reicht wohl schon ins Jahr 2008 
zurück, als das Bundesamt für Wehrtechnik und Be-
schaffung einen Public-private-Partnership-Wettbe-
werb für solche unmittelbar kriegsfähigen Drohnen 
ausschrieb. Die Entscheidung der Bundesregierung 
fiel dabei nicht zufällig just in die Zeit, als sich auch 
die USA strategisch in Richtung Drohnenkrieg umo-
rientierten. Der Obama-Administration diente dieser 
in erster Linie dazu, einen unpopulären Krieg «gegen 
den Terror» durch Minimierung der eigenen Truppen-
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verluste auch auf Kosten der Zivilbevölkerungen in den 
Kriegszielländern fortsetzen zu können. Tatsächlich ist 
dieser US-amerikanische Krieg, gekennzeichnet von 
der anhaltenden Missachtung völkerrechtlicher und 
rechtsstaatlicher Prinzipien und extralegalen Tötun-
gen (ohne Anklage, ohne Gerichtsverfahren etc.), ins-
besondere aufgrund der hohen Zahl an zivilen Opfern, 
sogenannten Kollateralschäden, zu einem der wirk-
samsten Konjunkturprogramme des islamfundamen-
talistischen Terrorismus in der Welt geworden. 

Nachdem die Bundeswehr bereits ab 2010 israe-
lische Kampfdrohnen vom Typ Heron 1 geleast und 
in Afghanistan zum Einsatz gebracht hatte, erhielt 
schließlich 2012 mit Cassidian das für Rüstungsauf-
träge zuständige Tochterunternehmen der EADS 
(heute: Airbus Group SE) den Zuschlag bei der staat-
lichen Ausschreibung und entwickelt seither eine 
Kampfdrohne namens Talarion. Im Finanzplan der 
Bundesregierung wurden im Rahmen des Verteidi-
gungshaushalts zudem für die Entwicklung von Eu-
ro-Hawk-Kampfdrohnen 168 Millionen Euro bewilligt, 
mit denen drei eigene solcher Maschinen entwickelt 
und gebaut werden sollten (Strutynski/Altmann 2013). 
2013 geriet dieser Prozess allerdings ins Stocken, an-
geblich weil die in Auftrag gegebenen Drohnen «trotz 
früherer Warnungen» keine deutschen und europä-
ischen Luftraumzulassung bekommen hätten, wes-
halb auch in der konservativen Presse kritisiert wur-
de, dass hier «wissentlich» über eine Milliarde Euro 
an Steuergeldern «in den Sand gesetzt» worden seien 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13.5.2013). Insofern 
aber die Bundesregierung schon zur Zeit der Auftrags-
vergabe über die zu erwartende Nichterteilung der 
Luftraumzulassung Bescheid wusste und das Projekt 
trotzdem weiter vorantrieb, liegt die Vermutung nahe, 
dass schon hier die Entwicklung von Kampfdrohnen 
für Out-of-Area-Einsätze geplant worden war. Auf-
grund massiver Kritik musste die Bundesregierung 
jedoch erst einmal wieder auf die Leasing-Option set-
zen. 2015 entschied dann das Verteidigungsministeri-
um offiziell die Anschaffung von bewaffnungsfähigen 
Kampfdrohnen für die Bundeswehr. Am 12. Januar 
2016 wurde schließlich bekannt, dass die Bundeswehr 
die Kampfdrohnen Heron TP von Israel und nicht das 
US-amerikanische Predator-Modell leasen wird (ZEIT 
Online, 12.1.2016). Dieser Kampfdrohnentyp lässt sich 
mit bis zu einer Tonne an Waffen bestücken und ist für 
bis zu 36 Stunden in Flughöhen von bis zu 13.700 Me-
tern einsatzfähig. Zugleich gilt dies, wie die Bundes-
wehr einen Tag später über ihre Internetseite mitteilte, 
nur als Übergangslösung bis zur – für 2025 geplan-
ten – Fertigstellung einer gemeinsam mit den Staa-
ten Frankreich, Italien und Spanien entwickelten Eu-
rodrohne, für die schon 2012 im Finanzplan bis 2017 
als deutscher Anteil weitere 660 Millionen Euro einge-
stellt worden waren.

Nun behauptet die Bundesregierung, die Umorien-
tierung in Richtung bewaffnungsfähige Drohnen sei 
nicht gleichbedeutend mit dem Ziel, selbst bewaff-

nungsfähige Drohnen zu Artilleriezwecken zu nutzen 
und sich am völkerrechtswidrigen Drohnenkrieg der 
USA zu beteiligen. Damit macht sich die Bundesregie-
rung jedoch unglaubwürdig, insofern die Entwicklung 
von bewaffnungsfähigen Drohnen keinen Sinn macht, 
sofern sie nicht zu militärischen Kriegszwecken einge-
setzt werden sollen. Tatsächlich gibt es bereits weite-
re konkrete Hinweise, dass dem deutschen Staat ei-
ne solche Orientierung vorschwebt. So gab etwa die 
Bundeswehr schon 2010 bei einem ihrer zentralen pri-
vaten Expertise-Dienstleister eine Studie zur «Wirk-
samkeit von unbemannten Luftangriffsflugzeugen» in 
Auftrag (German Foreign Policy, 23.3.2010; vgl. ferner 
Marischka 2014). So oder so lehrt die Erfahrung, dass 
offiziellen Bekundungen in solch umstrittenen Fragen 
kaum zu trauen ist. Obwohl zum Beispiel auch die bri-
tische Regierung lange Zeit bestritten hat, sie bereite 
sich mit ihrem fünf Milliarden Euro schweren Kampf-
drohnenprogramm auf praktische militärische Inter-
ventionen vor (Henken 2014), ist inzwischen bekannt, 
dass sie spätestens seit September 2015 an extralega-
len Tötungen mithilfe von Kampfdrohnen beteiligt ist 
(ZEIT Online, 7.9.2015).

Waffen in alle Welt
Die größte Kurskorrektur in Bezug auf die deutsche 
Außenpolitik ist allerdings die umstrittene Grundsatz-
entscheidung vom September 2014, mit der Deutsch-
land sich das Recht erteilt hat, von nun an auch Waf-
fen in Krisen- und (Bürger-)Kriegsgebiete zu liefern. 
Dies ist tatsächlich ein außenpolitischer Tabubruch, 
insofern der deutsche Staat damit die Absicht bekun-
det, in Zukunft offen mit militärischen Mitteln imperi-
ale Interessenpolitik zu betreiben. Hier geht es längst 
um mehr als darum, eine «Schutzverantwortung» 
wahrzunehmen, Deutschland wird sich damit viel-
mehr zukünftig in eine eigenständig aktive Kriegspar-
tei in Konflikten weltweit verwandeln. Damit umrissen 
ist nicht mehr bloß ein schwammiger, «liberal-idealis-
tischer» Menschenrechtsinterventionismus, der auf 
der völkerrechtlich gleichsam fragwürdigen Konstruk-
tion der responsibility to protect beruht (Obenland/van 
Aken 2014). Vielmehr geht es hier um eine Neudefini-
tion deutscher Außenpolitik entlang imperial-realisti-
scher Linien. Deutschland betreibt in dieser seine Po-
litik nicht im Namen «fremder Interessen» (etwa zum 
Schutz lokaler Zivilbevölkerungen vor Völkermord im 
Namen der durch die Genfer Konvention geschützten 
universellen Menschenrechte), sondern im eigenen 
Namen staatlich definierter Machtinteressen, die am 
Ziel einer Durchsetzung und Aufrechterhaltung des 
globalkapitalistischen Systems ausgerichtet ist. Es ist 
nicht zuletzt aus diesem Grund, dass die Bezeichnung 
dieser neuen Orientierung mit dem Begriff des «imperi-
alen Realismus» (Deppe 2014) tatsächlich treffend ge-
kennzeichnet ist. 

Auch diese Politik ist längst nicht nur bloße Theo-
rie. Deutschland rangiert schon seit langer Zeit stets 
unter den größten Waffenexporteuren der Welt, im 
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Jahr 2015 nahm es den dritten Platz ein. Eine demo-
kratische Debatte über diese Praxis wäre angesichts 
der massiven internationalen, aber auch nationalen 
Rückwirkungen dringend geboten. Lange Zeit war 
dies jedoch überhaupt nicht möglich, weil die hier-
für benötigten Informationen fehlten. Jährliche Rüs-
tungsexportberichte etwa gibt es erst seit 1999, und 
ihre Veröffentlichung wird auch heute noch vonseiten 
der Bundesregierung immer wieder hinausgezögert.7 
Diese Berichte weisen deutsche Waffenexporte zudem 
nur ex post aus. Nur in den seltensten Fällen werden 
anstehende Rüstungsexportvorhaben überhaupt pub-
lik und können so Gegenstand einer politischen Ausei-
nandersetzung werden.

Gerade im Kontext der gewachsenen globalen In-
stabilitäten, so wie sie auch von der Bundesregierung 
beschworen werden, sind Rüstungsexporte hochgra-
dig problematisch, weil sie viele Konflikte in der Welt 
anheizen, die als gewaltsame Auseinandersetzung zu-
gleich wiederum die Hauptursache der weltweit dra-
matisch angestiegenen Flüchtlingszahlen sind (siehe 
hierzu vor allem Kapitel V.). Deutschland macht sich 
so zum Exportweltmeister in Sachen Fluchtursachen. 
In gewisser Hinsicht tragen die deutschen Waffenex-
porte maßgeblich zu jenen globalen Problemen bei, die 
Deutschland vermeintlich nun mit «neuer Verantwor-
tung» und notfalls militärisch «lösen» möchte. 

Die Waffenexportproblematik gilt zunächst ein-
mal ganz allgemein, da erstens Waffen von anderen 
Staaten nicht importiert werden, um sie anschließend 
nicht zu benutzen. Zwar müssen Waffenexporte in 
Deutschland vom Bundessicherheitsrat nun explizit 
in Einzelfallverfahren genehmigt werden. Die Bun-
desregierung behält sich das Recht vor, etwa Waffen-
lieferungen an bestimmte verfeindete Staaten nicht 
zu genehmigen. Zugleich aber liest sich zweitens die 
Liste der Zielländer deutscher Waffenexporte nicht 
gerade als ein «Who is Who» demokratischer Staa-
ten, in denen die Menschenrechte sowohl innen- wie 
außenpolitisch geachtet würden. So gelobte Wirt-
schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) zwar, deutsche 
Rüstungsexporte zu begrenzen, jedoch ging auf die 
Antwort auf eine Kleine Anfrage des außenpolitischen 
Sprechers der Linksfraktion im Bundestag, Jan van 
Aken, hervor, dass allein zwischen Januar und Ju-
ni 2015 Rüstungsexporte im Wert von 6,35 Milliar-
den Euro (3,3 Mrd. über Einzel- und 3,0 Mrd. Euro in 
Sammelausfuhrgenehmigungen) stattgefunden ha-
ben. Damit exportierte Deutschland allein in der ers-
ten Jahreshälfte 2015 fast genauso viele Waffen wie 
im gesamten Jahresverlauf 2014 (6,35 Mrd. Euro).8 
Die Einzelausfuhrgenehmigungen steigerten sich um 
50 Prozent und setzten damit den Trend zu expandie-
renden Waffenexporten – bei insgesamt großen Fluk-
tuationen – fort (vgl. Tabelle 1). Für das Jahr 2015 ge-
hen Schätzungen von einem Rekordgeschäft von 
etwa 12,7 Milliarden Euro aus.

Tabelle 1: Waffenexporte in Milliarden Euro

2005 1,3

2006 1,1

2007 8,729

2008 5,79

2009 5,04

2010 5,49

2011 10,8010

2012 8,87

2013 8,34

2014 6,50

2015 [12,70]

Quelle: Rüstungsexportberichte

Zu den Staaten, für die in diesem Zeitraum Waffenlie-
ferungen genehmigt wurden, zählen Israel, Algerien, 
Russland und Kuwait. Überhaupt stehen Staaten aus-
gerechnet der arabischen Welt ganz oben auf der Lis-
te der Länder, die immer mehr Waffen «Made in Ger-
many» beziehen. Der Wert der Ausfuhren dorthin hat 
sich zwischen 2014 und Mitte 2015 von 219 Millionen 
auf 587 Millionen Euro erhöht. Darunter befinden sich 
auch Waffenlieferungen an die theokratische Diktatur 
Saudi-Arabien, die nicht nur im Innern für schwerste 
Menschenrechtsverbrechen verantwortlich ist, son-
dern unter Duldung des «Westens» auch im Ausland. 
So ist das saudische Militär in Bahrain einmarschiert, 
wo die 5. Flotte der US-Marine stationiert ist, um dort 
gegen den lokalen Arabischen Frühling vorzugehen. 
Zugleich führt es einen (Bomben-)Krieg gegen den Je-
men und ist das saudische Regime neben dem in Katar 
einer der wichtigsten Unterstützer von ISIS im Irak und 
in Syrien gewesen. Somit unterstützt die Bundesregie-
rung aktiv ein Regime, das systematisch Fluchtursa-
chen produziert.

Die Waffenlieferungen nach Nordafrika und in den 
Mittleren Osten wären aber drittens selbst dann ein 
Problem, wenn sie an Staaten gingen, die nicht ge-
rade gegen ihre Nachbarn oder ihre eigene Bevölke-
rung Krieg führen. Dies hängt mit mehreren Gründen 
zusammen: Zum einen findet bei deutschen Waffen-
exporten nicht nur keine Kontrolle der spezifischen 
Einsatzweise der Waffen, sondern auch keine End-
verbleibskontrolle statt. Das heißt, es wird nicht über-
prüft, ob in Deutschland produzierte Waffen entge-
gen von offiziellen Vereinbarungen später nicht doch 
noch in Krisengebieten landen. Darüber hinaus sind 
Rüstungsexporte insbesondere nach Nordafrika und 
in den Mittleren Osten insofern ein Problem, weil die 
lange Lebensdauer von Waffen, die je nach Typ bei 20 
bis 30 Jahren liegen kann, zur Folge hat, dass im Kon-

7 Nach der Massenhinrichtung von 47 Menschen in Saudi-Arabien wurde Kritik 
an den Rüstungsexporten in dieser Golfstaaten-Theokratie laut. Daraufhin vertei-
digte SPD-Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel zwar die Fortsetzung der umfang-
reichen Waffengeschäfte, kündigte zugleich jedoch mehr Transparenz an (Spiegel 
Online, 25.1.2016). 8 Vgl. www.waffenexporte.org/wp-content/uploads/2015/11/
kA-R%C3%BCstungsexporte-durch-das-Bundesministerium-der-Verteidigung-
Die-Linke-Jan-van-Aken-14.10.2015.pdf. 9 Spitzenwert bis dahin. 10 Folge einer 
Softwareumstellung, hier sind Exporte von 2010 eingeflossen.
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text der globalen Instabilitäten eine starke Waffendis-
persion ins Umland stattfindet. Waffen, die etwa nach 
der Annäherung zwischen Libyen und dem Westen ab 
2003 in dieses nordafrikanische Land geliefert wurden, 
fanden sich nach Ende des libyschen Bürgerkriegs und 
der NATO-Intervention nachweislich in 17 Kriegs- und 
Krisenregionen von Mali bis Afghanistan wieder. Be-
kannt ist auch, dass ein signifikanter Teil der Waffen in 
den Händen von ISIS aus Depots stammt, die die Ter-
rororganisation in den sunnitisch dominierten Gebie-
ten des Iraks erobert hat und die auf Waffenlieferungen 
der USA und der Europäischen Union zurückgehen. 
Für besondere Aufruhr sorgte folgender Sachverhalt: 
Vor Kurzem musste das Pentagon auf Nachfrage zuge-
ben, dass auch die Armee von Toyota-Pickup-Trucks, 
die in zahlreichen ISIS-Propagandavideos zu sehen ist, 
Teil von Militärbeständen ist, die die US-Armee nach 
ihrem Abzug aus dem Irak der Maliki-Regierung über-
lassen hatte. 

Deutsche Waffenexporte sind also ein grundsätzli-
ches Problem. Sie gehören im engeren Sinne aber nur 
insofern zur neuen offensiven Ausrichtung der deut-
schen Außenpolitik, als dass die Bundesregierung mit 
ihnen nun selbst offen und bewusst eigene Interessen 
verfolgen und durchsetzen will. Entscheidend ist mit-
hin der außenpolitische Tabubruch durch gezielte Waf-
fenlieferungen in Krisengebiete. Den Auftakt hierzu 
machte die Bundesregierung im September 2014, als 
sie begann, die prowestlichen, im Nordirak aktiven kur-
dischen Peschmerga-Einheiten im Kampf gegen ISIS 
materiell zu unterstützen, die seit Februar 2015 auch 
von Deutschland ausgebildet werden. So haben 2015 
um die 100 Bundeswehrsoldaten insgesamt 4.800 kur-
dische Kämpfer an Waffen trainiert. Dieses Programm 
wird 2016 fortgesetzt und die daran beteiligte Bundes-
wehreinheit auf 150 Soldaten aufgestockt. 

Damit macht sich Deutschland, wie bereits ausge-
führt, zur aktiven Kriegspartei im Irak und in Syrien. 
Diese Tatsache ist jedoch nicht zuletzt auch deshalb 
bedeutsam, weil so gut wie sämtliche jüngeren mit 
ISIS sympathisierenden (Selbstmord-)Attentäter in 
Frankreich, Großbritannien und den USA ihre Taten als 
«Rache für Syrien» deklarierten. Mit anderen Worten: 
So wie nach den Pariser Anschlägen vom 13. Novem-
ber 2015 von führenden Politikern und Medien dies-
seits wie jenseits des Rheins von einem (Welt-)Krieg 
gesprochen wurde, werden die Einmischungen des 
«Westens» von sehr vielen Menschen als Kriegshand-
lungen begriffen. In den Augen der Attentäter, von de-
nen bekanntlich viele im Westen sozialisierte und im 
Internet radikalisierte «einsame Wölfe» sind, macht 
diese Politik auch Deutschland zum Kriegsgebiet.

Es wäre einzuwenden: Nun hat Deutschland über 
den Umweg seiner Geheimdienste im Grunde genom-
men schon immer Waffen in Krisengebiete geliefert, 
so zum Beispiel während des pakistanisch-indischen 
Kriegs 1965, während des sogenannten Biafra-Kriegs 
mit zwei Millionen Toten in Nigeria (1967−1970) oder 
an Südafrika, das mit den gelieferten Waffen den 
Apartheidstaat verteidigte und die Unterdrückung 
des African National Congress und des seinerzeit vom 
«Westen» noch als «Terroristen» bekämpften Nel-
son Mandela bewerkstelligte (Neues Deutschland, 
22.8.2014). Es ist jedoch trotzdem eine neue Qualität, 
wenn diese Praxis nun zur offiziellen außenpolitischen 
Richtlinie im «nationalen Interesse» erklärt wird, die 
zudem noch offen gegen die selbstauferlegten Rüs-
tungsexportrichtlinien und den Willen der Bevölkerung 
verstößt, die Umfrageergebnisse zufolge mehrheitlich 
etwa Waffenlieferungen in den Irak ablehnt (vgl. König/
Detje 2014). 

Die beiden vorangegangenen Kapitel resümierend, 
lässt sich feststellen: Deutschland hat unter der Gro-
ßen Koalition einen massiven Schritt in Richtung einer 
offensiv-imperialen Neuausrichtung der deutschen 
Außenpolitik getan. Diese orientiert sich nun deutlich 
an deutschen (Macht-)Interessen an Europas bren-
nenden Grenzen und perspektivisch darüber hinaus 
und benennt als Interesse zugleich die Durchsetzung 
und das notfalls militärische Management des globa-
len Kapitalismus, weil das deutsche Entwicklungsmo-
dell in besonderem Maße auf das reibungslose Funk-
tionieren dieses Wirtschaftssystems angewiesen sei. 
Zu den Widersprüchen dieses Systems, die es zu be-
arbeiten gilt, werden nun auch noch die zunehmenden 
Kriegskonflikte und Krisenherde gezählt. Damit stellen 
sich jedoch Fragen nach der Motivlage und dem Zeit-
punkt dieser erklärten Kursänderung: Warum forciert 
der deutsche Staat diese offensive Neuausrichtung 
der deutschen Außenpolitik gerade jetzt? In welchem 
Verhältnis steht diese zu den politischen und ökonomi-
schen Veränderungen des globalen Kapitalismus (ganz 
allgemein und im deutschen Entwicklungsmodell so-
wie dem Machtblock, auf dem es fußt, im Besonderen) 
seit Ausbruch der Krise 2007? Welchen Einfluss hatten 
die jeweiligen Veränderungen auf die deutsche Außen-
politik? Gibt es also einen Zusammenhang zwischen 
der globalen Krise, ihrem Management, den Verschie-
bungen in der Weltwirtschaft und der neuen deut-
schen Außenpolitik? Und was hat die globale Krise mit 
der dramatischen Zunahme von globalen Kriegen, Kri-
senherden und steigenden Flüchtlingszahlen zu tun? 
Diesen Fragen wendet sich das nächste Kapitel zu.
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III. INNEN­AUSSEN­DIALEKTIKEN: DIE KRISE NACH 
DER GLOBALEN AUSTERITÄTSPOLITISCHEN WENDE UND 
DIE EXTERNALISIERUNG INNERER WIDERSPRÜCHE

«Der Kapitalismus trägt den Krieg in sich wie die Wolke 
den Regen.» Der einstige SPD-Bundesfinanzminister 
und ehemalige LINKE-Bundesparteivorsitzende 
Oskar Lafontaine hat diesen berühmten Satz des 
französischen Sozialisten Jean Jaurès oft genug her-
beizitiert, um die Kriege, für die nun auch Deutschland 
«neue Verantwortung übernommen hat», mit dem 
früheren SPD-Bundeskanzler Willy Brandt und seiner 
Friedensnobelpreisrede als die «ultima irratio» scharf zu 
kritisieren (Lafontaine 2007). Und doch: Was bedeutet 
es eigentlich zu sagen, der Kapitalismus sei ohne (Krise 
und) Krieg nicht zu denken, wer also vom Kapitalismus 
nicht reden wolle, der solle auch vom Krieg schweigen, 
und wer nachhaltigen Frieden wolle, müsse den 
Kapitalismus abschaffen, da dieser grundsätzlich nicht 
friedensfähig sei? Denn nichts anderes besagt ja dieser 
radikale Satz des nicht ganz so radikalen Politikers 
Jaurès, der sich und seine Partei – wie Rosa Luxem-
burg (1979: 5 ff.) seinerzeit beklagte – als Teil einer lin-
ken Regierung zur Zeit der Dreyfuss-Affäre diskredi-
tierte, weil sie durch die Regierungsbeteiligung den 
Machterhalt über die Aufklärung der Affäre stellte. Und 
wie ließe sich die Aussage dieses Satzes überhaupt be-
legen? 

Der vulgäre Antiimperialismus tendierte dazu, die 
Kriege des Nordens im globalen Süden auf äußerst 
eng gefasste Rohstoff- und Absatzmarktinteressen 
zurückzuführen. Nun ist es richtig und wichtig, nach 
ökonomischen Interessen zu fragen. Dies ist gerade-
zu elementar in einem historischen Kontext, in dem et-
wa während der Clark-Debatte zu den Ursachen des 
Ersten Weltkriegs, wie bereits ganz zu Beginn erwähnt, 
der Begriff der Interessen und Kriegsziele wieder fast 
völlig aus dem Blick geraten ist (Pätzold 2014). Ande-
rerseits lässt sich an den außenpolitischen Debatten 
zwischen der Krise von 1873 und dem Ersten Weltkrieg 
ablesen, wie damals die staatlichen Akteure in Großbri-
tannien, den USA und Deutschland die Notwendigkeit, 
«imperialistisch» zu werden, immer wieder mit eben 
solchen Problemanalysen von den (vermeintlichen) 
Grenzen der Akkumulation im nationalstaatlichen In-
nern begründeten (vgl. hierzu näher Solty 2015a). Und 
doch sollte die Zögerlichkeit des «Westens», in die 
jüngsten Kriege einzutreten, aufhorchen lassen. Sie er-
fordert eine genaue Untersuchung der Gründe für die 
Entscheidungen zugunsten von NATO-Kriegsinterven-
tionen (Libyen) oder – wenigstens ursprünglich – dage-
gen (Syrien). Erklärungsbedürftig ist bei alledem auch 
der teilweise erratische Charakter der Politik der einzel-
nen westlichen Regierungen in den mit der globalen 
Krise koinzidierenden Kriegen, zum Beispiel die Tatsa-
che, dass Frankreich und Italien zunächst vehement 
vor der Bewaffnung der Anti-Gaddafi-Kräfte in Misra-
ta und Bengasi warnten und plötzlich 180-Grad-Kehrt-

wende vollzogen und (mit) als Erste den Nationalen 
Übergangsrat als souveräne Staatsvertretungen Liby-
ens anerkannten (vgl. hierzu ausführlich Solty 2011a). 
Mit einer vulgär-antiimperialistischen Theorie und ei-
nem entsprechenden Politikverständnis lassen sich 
solche Phänomene schlichtweg nicht entschlüsseln.

Unpacking the State: Außenpolitik als  
Innen-außen-Dialektik von «Staats- 
Zivil gesellschaftskomplexen«
Es soll in diesem Kapitel darum gehen, die neue geo-
strategische Konstellation in den Blick zu nehmen, wel-
che die 2014 eingeleitete und 2015 Schritt für Schritt in 
die Praxis umgesetzte neue deutsche Außenpolitik und 
ihre offensivere Ausrichtung seit 2014 erklären hilft. 
Dies geht allerdings nicht auf direktem Weg – und zwar 
aus einem zweifachen Grund. Zum einen ist die Außen-
politik Deutschlands nicht ohne seine Bündnispartner 
in der NATO, auf die sie trotz allem bis auf Weiteres an-
gewiesen sein wird, zu denken, und das heißt im Be-
sonderen nicht ohne die USA als dem militärisch, poli-
tisch und finanziell weiterhin dominanten Akteur in der 
Weltpolitik. Zum anderen lag die Stärke der linken und 
der marxistischen oder von Marx ausgehenden Außen-
politikanalyse stets darin, dass sie das Ziel verfolgt hat, 
die Außenpolitik der Staaten systematisch in Verbin-
dung mit den Verhältnissen in ihrem Innern zu betrach-
ten. Oder mehr noch: sie in Beziehung zu dem Wider-
spruch zu setzen, dass dem System des Kapitalismus 
eine (zur Globalisierung tendierende) Expansions-
tendenz, ja Notwendigkeit der Expansion immanent 
ist, er aber zugleich in einem internationalen System 
von Nationalstaaten organisiert ist (Hirsch 2005: 58 ff. 
u. 101 ff.), woraus sich Interessenkonflikte verschie-
denster Art ergeben (Deppe u. a. 2004). Mit diesem 
Vorgehen distanzieren sich der Marxismus und der 
neogramscianische Ansatz in den Internationalen Be-
ziehungen von dem unhaltbaren Staat-Gesellschafts-
Dualismus in der liberalen Theorie im Allgemeinen 
(Cox 1996: 85 ff.). Staaten sind nicht – auch theoretisch 
nicht – Ausdruck der Vernunft und die «Wirklichkeit der 
sittlichen Idee» (G.W.F. Hegel), sie sind nicht der ins-
titutionelle Überbau auf dem Fundament eines plura-
listischen Marktplatzes der Ideen oder grundsätzlich 
vereinbarer Interessen und Werte. Sie sind «integrale 
Staaten» (Antonio Gramsci) beziehungsweise «Staats-
Zivilgesellschaftskomplexe» (Robert Cox), in denen 
sich die Kräfteverhältnisse der gesellschaftlichen Klas-
sen verdichten, weshalb «politische Macht» (durch den 
Staat) mit dem griechisch-französischen Staatsthe-
oretiker und Marxisten Nicos Poulantzas (2002: 178) 
definiert werden kann als die «Fähigkeit einer Klasse, 
ihre politischen Interessen zu realisieren». Im Beson-
deren unterscheidet so die Absicht, die Außenpolitik 
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der Staaten im Kapitalismus als «externe Absicherung 
eines internen Regimes» (Deppe u. a. 2004: 33) zu be-
greifen, die marxistischen Analysen vom Neorealismus 
in den internationalen Beziehungen, der den Staat als 
Blackbox und rational handelndes Subjekt behandelt 
und seine inneren Kräfteverhältnisse verschlüsselt und 
hinter dem «nationalen Interesse» verbirgt (vgl. zur Kri-
tik Cox 1996: 124 ff. sowie Rosenberg 1994). Zudem 
unterscheidet diese Absicht die marxistische Außen-
politikanalyse ebenfalls grundsätzlich von den liberal-
institutionalistischen Ansätzen, die zwar die staatli-
chen Apparate aufschließen, indem sie wenigstens 
die Akteure und ihre leitenden Ideen betrachten, aber 
genauso von einer Analyse der sich sozialräumlich kri-
senhaft vollziehenden, kapitalistischen Dynamik abse-
hen, teilweise weil – wie einer ihrer zentralen Denker 
Robert Keohane konzedierte – sich eine solche Analy-
se, gleichwohl sie essenziell sei, schlecht operationali-
sieren lasse.11

Aus dieser Sicht setzt ein solches Verständnis inter-
nationaler Politik eine (materialistische) Staatstheorie 
und diese wiederum eine Gesellschaftstheorie, genau-
er: eine «adäquate Kapitalismustheorie voraus» (Hirsch 
2001: 103 f.). Jede Diskussion der neuen geostrategi-
schen Situation erfordert insofern eine Auseinander-
setzung mit den zentralen Tendenzen und Gegenten-
denzen der kapitalistischen Weltwirtschaft im Hier 
und Heute. Diese befindet sich seit 2007 in einer orga-
nischen Krise, das heißt einer fundamentalen histori-
schen Groß- und Formationskrise, die in der Geschich-
te des Kapitalismus und der bürgerlichen Gesellschaft 
entstehen, wenn sich die Entwicklungspotenziale der 
bisherigen Akkumulationsweise und Regulation er-
schöpft haben. Die Krise von 2007 ff. ist nach der Gro-
ßen Depression (1873−1896), der Weltwirtschaftskri-
se der 1930er Jahre (1929−1939) und der Krise des 
keynesianisch regulierten fordistischen Kapitalismus 
(1967–1979) dabei als die vierte Krise dieser Art und 
Tiefe zu begreifen (Gill/Solty 2013). Wer die neue geo-
strategische Konstellation verstehen will, muss sich al-
so Klarheit darüber verschaffen, erstens, worum es bei 
der globalen Krise geht, und zweitens, in welcher Pha-
se dieser Krise wir uns momentan befinden. 

Nach dem «grünen Kapitalismus»: Die globale 
Krise und der Übergang zum Austeritätszeitalter
Die organische Krise, die der gegenwärtigen am meis-
ten ähnelt, ist die Weltwirtschaftskrise (Great Depres-
sion) von 1929 bis 1939. Deren Hauptursachen waren 
ebenfalls Probleme der Überakkumulation, das heißt 
der Schwierigkeiten, im Rahmen der bestehenden Pro-
duktions- und Regulationsweise überschüssiges Kapi-
tal und überschüssige Lohnarbeit zusammenzubrin-
gen, was eine Finanzialisierung des anlagesuchenden 
Kapitals in den Aktienmärkten zur Folge hatte (Roth 
2009). Nicht zufällig erreichte, wie Thomas Piketty 
(2014) aufgezeigt hat, die soziale Ungleichheit der Ein-
kommen und Vermögen jeweils am Vorabend der Kri-
se – also der Börsencrashs von 1929 und 2008 – ihren 

jeweiligen Höhepunkt. In der Weltwirtschaftskrise der 
1930er Jahre hatten die Staaten dabei unter Präsident 
Herbert Hoover in den USA oder Reichskanzler Hein-
rich Brüning in der Weimarer Republik mit harschen 
Austeritätsprogrammen auf die Krise reagiert, also die 
öffentlichen Ausgaben zurückgefahren, während zeit-
gleich die privatkapitalistischen Unternehmen im Rah-
men von Kapitalentwertungen und starken deflationä-
ren Tendenzen ihre Investitionstätigkeit einstellten. Die 
ökonomische Folge waren extreme Massenarbeitslo-
sigkeit und Massenverelendung, die politische Folge 
waren die Zuspitzung der Klassenkämpfe und der Auf-
stieg der extremen Rechten, die – abgesehen von den 
«Inseln» Großbritannien und USA – die liberalen Demo-
kratien hinwegspülten und in ganz Kontinentaleuropa 
autoritäre und faschistische Regimes etablierten. Wäh-
rend zuerst im faschistischen Deutschland und dann in 
Vorbereitung des imperialistischen Vernichtungskriegs 
im Osten die Organisationen der Arbeiterbewegungen 
verboten und ihre Führer umgebracht wurden und die 
Krise auf dem quasi rechtskeynesianischen Weg einer 
schuldenfinanzierten Aufrüstungspolitik «überwun-
den» wurde, verfolgten die USA unter ihrem neuen Prä-
sidenten Franklin Delano Roosevelt – zur Rettung des 
Kapitalismus vor sich selbst – eine quasi linkskeyne-
sianische und arbeiterbewegungsfreundliche Exit-
Strategie. Zu ihr gehörten Beschäftigungsprogram-
me im großen Stil und die institutionelle Aufwertung 
der Gewerkschaften (Roesler 2010). Dieser amerika-
nische New Deal wurde nach dem militärischen Sieg 
über den deutschen Faschismus unter den Bedingun-
gen der Systemkonkurrenz als keynesianischer Wohl-
fahrtskapitalismus internationalisiert (Panitch/Gindin 
2012: 67 ff.). Auch aus Angst vor dem Rückfall in die 
Great Depression nach dem Zweiten Weltkrieg war es 
der als Besatzungsmacht in Mitteleuropa präsente US-
Staat, der den Kapitalismus gegen die starken sozialis-
tischen Tendenzen in West- und Mitteleuropa in die-
ser Form als «historischen Kompromiss» rekonstruierte 
und für einige Jahre zeitgleich steigende Kapitalprofite 
und Reallöhne erlaubte (Deppe u. a. 2011: 45 ff.). Der 
fordistische Kapitalismus geriet jedoch in den 1970er 
Jahren selbst an seine inneren Schranken und in eine 
organische Krise, weil der keynesianische Wohlfahrts-
staat mit seiner Orientierung an Vollbeschäftigungspo-
litik und sozialer Absicherung zu einer Profitklemme 
des Kapitals führte und über sich selbst hinausdräng-
te (ebd.: 57 ff.; Gill/Solty 2013). Diesmal war die poli-
tisch siegreiche Exit-Strategie die neoliberale Wende, 
die über die Disziplinierung der Lohnarbeiter die Ka-
pitalmacht und -profitabilität wiederherzustellen be-
absichtigte (Harvey 2007: 142 ff.). Neoliberalismus ist 

11 In «After Hegemony» schreibt Keohane, der sich selber als realistisch aufgeklär-
ten oder «sophisticated institutionalist» begreift, an einer Stelle: «Despite the simi-
liarities between my concerns and those of many Marxists, I do not adopt their ca-
tegories […]. Marxian explications of the ‹laws of capitalism› [by which I assume 
he means the tendential laws of the abstract logic of the capitalist mode of produc-
tion] are not sufficiently well established that they can be relied upon for inferences 
about relations among states in the world political economy» (Keohane  1984: 44). 
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in dieser Hinsicht gleichbedeutend mit dem «Projekt 
Globalisierung» (Borg 2001), das mit der Mobilität des 
Kapitals dessen strukturelle Macht über die Lohnarbeit 
entfesselte und über den Hebel der internationalen Fi-
nanzmärkte auch die Sozialstaatlichkeit unter Druck 
setzte (Gill/Law 1989). Dieses Klassenprojekt von oben 
war erfolgreich, insofern die Arbeiterbewegung global, 
vor allem aber in den kernkapitalistischen Staaten des 
«Westens», in eine bis heute anhaltende Defensivpo-
sition gedrängt wurde (Moody 1997). Zugleich geriet 
der Neoliberalismus – nach einer kurzen Phase des 
hightech-kapitalistischen Computerisierungsbooms in 
den 1990er Jahren, der mit stabilen Profit- und Wachs-
tumsraten einherging (McNally 2010) – gerade durch 
seinen Erfolg bei der dauerhaften Disziplinierung der 
Lohnarbeiter in eine neue Überakkumulationskrise, die 
in die bekannten Ereignisse von 2007 mündete. Eine 
geplatzte Subprime-Hypothekenblase in den USA und 
der darauffolgende Zusammenbruch der Investment-
bank Lehman Brothers bedrohten die Weltwirtschaft 
mit einer rasch globalisierten finanziellen Kernschmel-
ze (Roth 2009: 18 ff.; Albo/Gindin 2011).

Die erste Phase der Krise war die einer dramatischen 
fiskalischen Expansion im globalen Maßstab. Während 
staatliche Bankenrettungen die finanzielle Kernschmel-
ze verhindern sollten, war diese Konjunkturpolitik die 
Reaktion auf die Verlagerung der Krise in die «Realwirt-
schaft». Diese Reaktionen gründeten auf der Lehre aus 
der Krise der 1930er Jahre, als drastische Kürzungen 
der Hoover-, Brüning- und anderer Regierungen bei 
den öffentlichen Ausgaben die Krise, wie weiter oben 
skizziert, dramatisch verschärft und Faschismus und 
Weltkrieg ermöglicht hatten. 

Die Krise koinzidierte in den USA – dem nach wie vor 
mächtigsten Staat und der wichtigsten Nationalökono-
mie der Welt – mit der Wahl von Barack Obama 2008. 
Obgleich ursprünglich ein zentristischer, fiskalkonser-
vativ orientierter Demokrat verglich man ihn bald mit 
Franklin Delano Roosevelt und handelte ihn als Akteur 
eines «new New Deal» oder «Green New Deal» nach 
historischem Vorbild. Mit dieser möglichen Exit-Stra-
tegie aus der Krise verband sich die Vorstellung, der ab 
2008 mit der Krise notwendig gewordene neue Staats-
interventionismus könnte in Form von massiven Kon-
junkturprogrammen die Anschubfinanzierung für neue 
grüntechnologische Basisinnovationen (Solaranlagen, 
Windkraftwerke, Hochgeschwindigkeitszüge etc.) zur 
Verfügung stellen, um so überschüssiges und speku-
latives Kapital zu binden und den Kapitalismus mithilfe 
einer neuen langen Welle des ökonomischen Wachs-
tums zu redynamisieren und in einen «grünen Kapita-
lismus» zu transformieren. Mit diesem Projekt, das von 
links durch die Forderung nach einem «Social Green 
New Deal» ergänzt wurde, verband sich also die Hoff-
nung auf eine «Post-Blasen-Ökonomie» (Barack Oba-
ma), einen «grünen Kapitalismus» (vgl. Solty 2013a: 
15 ff.). 

Die innenpolitisch stark umkämpften Ansätze in 
Richtung «Green New Deal» – ein letztlich globales Pro-

jekt – scheiterten jedoch. Tatsächlich entpuppte sich 
das Ergebnis des Krisenmanagements im Rückblick 
als eine Rekonstruktion des Finanzmarktkapitalismus 
durch Staatshilfe. Dies ist aber kein «strange non-death 
of neoliberalism» (Crouch 2011). Vielmehr bezeugt es 
nur noch einmal, wie falsch die Staat-Markt-Dichoto-
mie in den Mainstream-Theorien der Globalisierung 
von Anfang an gewesen ist, die die aktive Rolle der 
Staaten in dem, was Pierre Bourdieu die «Politik der 
Globalisierung« genannt hat, übersehen und die Wie-
derherstellung der kapitalistischen Klassenmacht mit 
dem «Ende des Staates« (Ohmae 1996), dem «Rück-
zug des Staates» (Strange 1997) oder einer «postna-
tionalen Konstellation» (Habermas 1998) verwechselt 
hat. Denn das Einzige, was rückgebaut worden ist und 
wird, ist nicht der autoritäre Machtstaat, sondern bloß 
der auf Absicherung abzielende keynesianische Sozi-
alstaat, dessen Transformation in einen neoliberalen 
Workfare-Staat maßgeblich zur Disziplinierung der 
Lohnabhängigen beiträgt (Panitch 1993). 

Das Scheitern der Green-New-Deal-Ansätze, das 
heißt die erste Phase der globalen Krise, lässt sich ex-
emplarisch am Beispiel der nach wie vor mit Abstand 
weltweit größten Volkswirtschaft, den USA, und den 
Problemen ihres 787-Milliarden-US-Dollar-Konjunktur-
programms (verabschiedet mit dem American Reco-
very and Reinvestment Act von 2009) aufzeigen. Drei 
große Widersprüche sind am Ende dafür entscheidend 
gewesen, dass es zwar die finanzielle Kernschmel-
ze erfolgreich bekämpfte, aber als Umbaumaßnahme 
des Finanzmarkts hin zu einem «grünen Kapitalismus» 
auch aufgrund von Interessengegensätzen innerhalb 
der Regierung scheiterte (dieser Umbau war vor allem 
von Obamas Wirtschaftsberaterin Christina Romer avi-
siert worden). Das Konjunkturprogramm war erstens 
zu klein, um die Krise am Arbeitsmarkt spürbar ab-
zuschwächen (sowohl im Hinblick auf die Massenar-
beitslosigkeit als auch im Hinblick auf den Lohnverfall). 
Es war zweitens nicht grün genug, da der Anteil der 
staatlichen Anschubfinanzierungen für grüne Techno-
logien und Forschung und Entwicklung mit 3,5 Prozent 
(verglichen zu 5,3 Prozent im chinesischen Konjunktur-
programm) eher gering war. Zudem verweigerte sich 
die Obama-Administration mit einem selbsterklärten 
Hands-off-Ansatz bei der Teilverstaatlichung der US-
Automobilindustrie einer Transformationsperspekti-
ve im Sinne einer staatlich angeordneten Konversion 
(nach dem Vorbild etwa der Umstellung der Autoin-
dustrie während des Zweiten Weltkriegs auf Rüstungs-
produktion) und verschob mit einer US-Variante der 
deutschen Abwrackprämie das Problem struktureller 
Überkapazitäten lediglich in die Zukunft. Und drittens 
war das Konjunkturprogramm zu marktorientiert: Denn 
im Gegensatz zu Roosevelts New Deal – und der da-
mit verbundenen allgemeinen institutionellen Auf-
wertung der Gewerkschaften – führte es nicht zu einer 
Wiederbelebung des Arbeitsmarktes und der Com-
mons durch öffentliche Beschäftigungsprogramme. 
Im Gegenteil: Vor allem weil in den USA für die Ein-
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zelstaaten mit den Balanced Budget Amendments eine 
Art verfassungsrechtliche Schuldenbremse gilt, kam 
es schon zu Beginn der Krise zu neuen Einsparungen 
und einem dramatischen Rückbau des öffentlichen 
Beschäftigungssektors und einer entsprechenden 
«Krise der Commons» (insbesondere im Bereich der 
öffentlichen Bildung). Dieses versteckte Austeritäts-
programm wirkte als gegenläufige Tendenz zur expan-
siven Fiskalpolitik der Bundesregierung. Ein Ausdruck 
dieser Tatsache ist, dass sich 2010, das heißt auf dem 
Höhepunkt der konjunkturpolitischen Staatstätigkeit, 
die Staatsquote in den USA nur marginal von 19,0 auf 
19,4 Prozent erhöhte – und das, obschon die Investiti-
onstätigkeit der Privatwirtschaft zu diesem Zeitpunkt 
dramatisch zurückgegangen war (vgl. hierzu ausführli-
cher Solty 2013a: 15 ff.). 

Die Frage ist: Wie erklärt man sich das Scheitern der 
Green-New-Deal-Exit-Strategie? Was waren die Ursa-
chen dieses Scheiterns? Hierzu ist die Beobachtung 
wichtig, dass es sich bei der gegenwärtigen Großkrise 
um die erste organische Krise des Kapitalismus han-
delt, die weitgehend ohne den historischen Gegenspie-
ler des Kapitals, die Arbeiterbewegung, vonstatten-
geht, das heißt ohne wirksame Opposition. Während 
der ersten Krise war wenige Jahre nach der Pariser 
Kommune, die Panikreaktion unter den Herrschenden 
ausgelöst hatte, die sozialistische Arbeiterbewegung 
als demokratische Massenbewegung entstanden. Die 
Angst vor ihr und der Revolution löste die bürgerliche 
Sozialreformbewegung (in Deutschland: zwischen 
Verein für Socialpolitik und Bismarcks wohlfahrtsstaat-
licher Absicherung) aus, als Mittel im Kampf gegen die 
neue politische und intellektuelle Macht. In der zwei-
ten organischen Krise war diese revolutionär-sozialis-
tische Bewegung im Westen zwar vorläufig geschei-
tert, aber die Oktoberrevolution in Russland und in den 
anderen Sowjetrepubliken ein gutes Jahrzehnt zuvor 
hatte nicht nur die Kräfteverhältnisse global verändert, 
sondern auch einen großen Teil der Arbeiterbewegung 
beflügelt – insbesondere aufgrund ihrer (wie wir heu-
te wissen: unter mörderischen Bedingungen stattge-
fundenen) dynamischen und seinerzeit krisenresisten-
ten Entwicklung. In der dritten organischen Krise des 
Kapitalismus in den späten 1960er und frühen 1970er 
Jahren wiederum sahen sich das Kapital und die herr-
schende Klasse in den innerimperialen Fragmentie-
rungsprozessen unterliegenden kapitalistischen Kern-
staaten des «Westens» mit einer dreifachen Phalanx 
an starken Gegnern konfrontiert: im Innern mit der seit 
der Rezession von 1966/67 immens wiedererstarkten 
Arbeiterbewegung bei gleichzeitigem «Klassenverrat» 
eines signifikanten Teils der bürgerlichen Funktionseli-
ten (Studentenbewegung, Pariser Mai 1968 etc.) und 
von außen einerseits durch das realsozialistische La-
ger (scheinbar erstarkt durch die Entwicklungen in Ku-
ba 1959, Chile 1970/73 etc. und die eigene weltpoli-
tische Aufwertung durch die neue Ostpolitik und die 
völkerrechtliche Anerkennung der DDR 1973), die ein 
Ausdruck für die relative Schwächung des Westens 

war, und andererseits durch die nationalen Befreiungs-
bewegungen in den ehemaligen westlichen Kolonien 
(wobei sich gleichwohl mit der Niederlage der arabi-
schen Staaten im Sechstagekrieg gegen Israel 1967 
schon vor der ersten Öl- und Verschuldungskrise 1973 
die Grenzen des arabischen Sozialismus Nasser’scher 
Prägung offenbart hatten; Gill/Solty 2013). 

Beim Einbruch der Krise 2007/08 fehlte dieser Wi-
derstand. Die Situation war von rückläufiger Streikbe-
reitschaft und einer dramatisch sinkenden Lohnquo-
te geprägt – und das nicht nur in den kapitalistischen 
Kernstaaten, sondern auf allen Kontinenten außerhalb 
von Afrika und zudem auch in einigen der dynamischs-
ten Schwellenländern wie der Türkei, China und Me-
xiko. Insofern Krisen aber stets Verteilungskämpfe 
sind und eine gesellschaftliche Gruppe sie «bezahlen» 
muss, ermöglichte diese Schwäche der Linken den 
Aufstieg des populistischen Nationalismus von nach 
rechts radikalisierten Mittelklassen (Tea-Party-Bewe-
gung in den USA, Schwedendemokraten, Wahre Fin-
nen, Dänische Volkspartei, FPÖ, Partij voor de Vrijheit 
etc.), die das Vakuum politisch füllten. Die Rechte war 
dabei im Grunde die «natürliche» Reaktion auf die Krise 
(vgl. hierzu näher Solty 2013b). Erst ab 2011 formiert 
sich der Widerstand auch wieder vermehrt von links 
(Arabischer Frühling 2011, Israelischer Frühling 2011, 
Occupy Wall Street und Wisconsin Uprising in den 
USA 2011, die südeuropäischen Anti-Austeritäts-Be-
wegungen 2011 ff., kanadischer «Ahornfrühling» 2012, 
chilenische Studentenbewegung, Occupy Nigeria, in-
donesische Gewerkschaftsbewegung etc.; vgl. hierzu 
näher Solty 2014). Diese Bewegungen waren jedoch 
selbst das Ergebnis des Übergangs der Krise in eine 
neue politische Artikulationsphase, in das Zeitalter der 
Austerität, gegen die sich die meisten von ihnen letzt-
lich richteten. 

Der entscheidende Punkt ist, dass die Geschichte 
der bürgerlichen Gesellschaft und der großen Forma-
tionsbrüche im Kapitalismus zeigt: Der Kapitalismus 
kann sich paradoxerweise ohne den Antikapitalismus 
nicht aus sich selbst heraus (bzw. aus dem Staat als 
seinem Widerspruchs- und Krisenmanager) erneuern, 
weshalb eine neue Regulationsweise, wie es der fran-
zösische Regulationstheoretiker Alain Lipietz (1992: 
31) umschrieb, zum «glücklichen Fund» wird. Es sei 
daran erinnert, dass sich der fordistische Nachkriegs-
kapitalismus mit keynesianischer Makroökonomie-
Regulierung ohne diesen Widerstand von unten und 
damit auch die Angst der herrschenden Eliten vor ei-
ner antikapitalistischen Revolution kaum aus der Welt-
wirtschaftskrise der 1930er Jahre hätte herausbilden 
können. Franklin Delano Roosevelts New Deal etwa 
war bei den US-Kapital-Eliten auf heftigsten Wider-
stand gestoßen. Ohne die Klassenkämpfe von unten, 
das heißt ohne die Generalstreiks von Minneapolis, 
Toledo in Ohio und San Francisco 1934 und ohne die 
Sitdown-Streiks in den Automobilfabriken von Detroit 
und Flint in Michigan 1936/37, wäre Roosevelt niemals 
in der Lage gewesen, den New Deal (vor allem nicht 
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den Second New Deal), der heute für viele pragmati-
sches Vorbild transformatorischer Politik ist, gegen die 
kurzfristigen Interessen des Kapitals durchzusetzen 
und damit den Kapitalismus vor sich selbst zu retten 
(Roesler 2010). Dies ist die ganze grundlegende Pro-
blematik, die ausschlaggebend ist für den Verlauf des 
Krisenmanagements der Regierungen in der globalen 
politischen Ökonomie und zugleich Voraussetzung für 
die politischen, ökonomischen und sozialen Auswir-
kungen der Krise. 

Eine wesentliche Konsequenz der Krise und des 
Scheiterns des «Green New Deal» ist die Entsolida-
risierung in Gestalt des Aufstiegs von sogenannten 
rechtspopulistischen Parteien (in Proporzwahlsyste-
men wie Deutschland, den Niederlanden, Österreich 
etc.) und Bewegungen (in Mehrheitswahlrechtssyste-
men, vor allem in den USA), die mehrheitlich von Res-
sentiments weißer Mittelklassen getragen werden. Die-
se Bewegungen unterscheiden sich vom klassischen 
Faschismus unter anderem dadurch, dass sie das politi-
sche System «bürgerliche Demokratie» (noch) nicht als 
solches infrage stellen. Die Radikalisierung der Mittel-
klassen unter den Bedingungen der Kapitalismuskrise 
ist allerdings als solche nicht neu: In der ersten orga-
nischen Krise entstanden nationalistische und rassis-
tische Mittelklassebewegungen (in Deutschland etwa 
der Alldeutsche Verband, der Deutsche Flottenverein; 
in den USA etwa die nationalistisch-imperialistischen 
Bauern in der politisch ambivalenten Populistenbewe-
gung12). In der zweiten organischen Krise erstarkten die 
faschistischen Bewegungen und konnten in fast ganz 
Europa mithilfe der bürgerlich-konservativen und Kapi-
taleliten als Steigbügelhalter die politische Macht über-
nehmen und den gemeinsamen Feind, die organisierte 
Arbeiterbewegung, institutionell und physisch elimi-
nieren. Und in der dritten organischen Krise der 1970er 
Jahre entstand – als Avantgarde und rechte Radikalisie-
rung des Neoliberalismus – der «Neokonservatismus» 
und frühe Rechtspopulismus (skandinavische Steuer-
rebellionsparteien, die US-amerikanische New Right, 
Christian Right etc.) gegen die «soziale Hängematte» 
und zunehmend – unter den Bedingungen der neolibe-
ralen Massenarbeitslosigkeit und entsprechender Inte-
grationsprobleme vieler Zugewanderten nicht zuletzt 
arabischer Herkunft – auch gegen Einwanderung. All 
diesen Bewegungen gemein sind die Abgrenzung nach 
unten und die Anrufung der Nation als Mittel zur Ver-
teidigung der eigenen real oder subjektiv gefährdeten 
sozioökonomischen Position (Statusverlust). Ein wich-
tiger Unterschied zwischen den 1880er/1890er und 
1930er Jahren einerseits und den 1970er Jahren und 
der gegenwärtigen organischen Krise des Kapitalis-
mus andererseits ist die Existenz des Wohlfahrtsstaa-
tes, der erst als Folge der Krise der 1930er Jahre ent-
stand. Das ist für die Linke politisch entscheidend, weil 
dies mit der Popularität der sozialstaatlichen Leistungen 
zusammenhängt, die vom Kapital infrage gestellt, aber 
von der Linken verteidigt werden. Die Frage ist, wie es 
gelingt, darauf hinzuweisen, dass viele rechtspopulis-

tische Parteien wie etwa die «Alternative für Deutsch-
land» wirtschaftspolitisch einen Rückbau des Sozial-
staates fordern, von dem viele ihrer Wähler (weniger 
dagegen ihre Mitglieder und Funktionäre) ökonomisch 
abhängig sind, ihre Rechte an ihm aber aus subjekti-
ver (oder objektiver) sozioökonomischer und politischer 
Ohnmacht im Sinne von «Etabliertenvorrechten» gegen 
Neuankömmlinge und «Minderwertige» zu verteidigen 
suchen (und das subjektiv als «autochthone» Deutsche, 
selbst wenn sie Jablonski oder Sasinowski heißen, vgl. 
hierzu näher die Definition in Heitmeyer 2005: 21) Die-
se subjektive Ohnmacht ist die Grundgefühlsressource 
der Rechten; sie aufzubrechen ist – unter den Bedin-
gungen von 30 Jahren Defensivkämpfen im Neolibe-
ralismus – eine der ganz zentralen Herausforderungen 
für die LINKE/Linke. Ein weiterer Unterschied des neu-
en populistischen Nationalismus schließlich ist, dass er 
sich im Westen wesentlich gegen Muslime richtet und 
im Osten der «jungen Nationen» sowohl klassisch an-
tisemitisch als auch rassistisch (gegen Schwarze und 
Araber) daherkommt. Ein dritter wichtiger Unterschied 
ist, dass die radikale Rechte, ihr Nationalismus und ihre 
zum Teil völkisch fundierte Verherrlichung des National-
staates heute in außenpolitischer Perspektive tenden-
ziell dysfunktional für die Kapitaleliten und ihr Projekt 
der neoliberalen Weltmarktintegration sind, auch wenn 
der zeitgenössische antimuslimische Rassismus die 
Machtprojektion nach außen in die ölreichen Gebiete 
des Mittleren Ostens erleichtert. 
Auch der Rechtspopulismus hat daher mit dazu beige-
tragen, den «Green New Deal» (als sozialökologische 
Bearbeitung der Krise im Gegensatz zur Bearbeitung 
auf dem Wege der Austerität) als Teil eines Mitte-
oben-Bündnisses zu Grabe zu tragen (Solty 2011b u. 
2013b). Kurzum: Im Frühjahr/Sommer 2010 erfolgte 
also im Grunde genommen eine globale austeritäts-
politische Wende. Diese bis heute andauernde zweite 
große Krisenphase könnte deshalb als Austeritätszeit-
periode bezeichnet werden. Dabei ist es wichtig, die 
Austeritätspolitik nicht bloß als Ideologie des Sparens 
(etwa im Sinne einer historisch-erfahrungsbedingten, 
rein ideologischen Finanzorthodoxie der Bundesbank 
etc.) zu begreifen. Sie ist aus Perspektive des Staates 
unter den kapitalistischen Bedingungen des Privatei-
gentums an den Banken durchaus rational, weil die 
Staaten, die sich aufgrund der teuren Bankenrettun-
gen, wegbrechender sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigungsverhältnisse (und damit verbundener 
Steuereinnahmen) sowie der umfangreichen Konjunk-
turprogramme verschulden mussten, in mehrfacher 
Hinsicht abhängig von den internationalen Finanz-
märkten sind und die Interessen und Stimmungslagen 
der globalen Vermögensbesitzerklassen, etwa deren 
Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit von Staaten, be-
rücksichtigen müssen (Gindin 2013). 

12 Vgl. hierzu näher Puhle 1972 u. Puhle 1975 zu Preußen-Deutschland sowie Wil-
liams 1997 zu den USA.
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Welche Konsequenzen haben sich jedoch mit der aus-
teritätspolitischen Wende für die globale politische 
Ökonomie ergeben? Und wie stehen diese, wenn über-
haupt, wiederum mit den Entwicklungen in der inter-
nationalen Politik, von der Zunahme der Kriegskonflikte 
bis zur «Flüchtlingskrise», im Zusammenhang?

Wettbewerbs- und Wachstumsstrategien im  
globalen Beggar-thy-neighbor-Kapitalismus 
Unter den Bedingungen der globalen austeritätspoliti-
schen Wende verfolgen die einzelnen Staaten als «na-
tionale Wettbewerbsstaaten» (Hirsch 1995) in einer 
(neo-)liberalisierten, das heißt offenen Weltwirtschafts-
ordnung sehr spezifische Strategien, um privates Ka-
pital, vor allem Auslandsdirektinvestitionen von trans-
nationalisierten Konzernen, anzulocken. Diese laufen 
letztlich auf eine Beggar-thy-neighbor-Politik hinaus, 
eine Politik, die darauf aus ist, die sozialen und ökono-
mischen Widersprüche im Innern den Nachbarstaaten 
(und ihren Leistungsbilanzdefiziten, Staatshaushalten 
etc.) aufzubürden. Schon in den frühen 1990er Jah-
ren hatte Greg Albo (1993: 144) dieses nun verschärf-
te Modell mit dem Begriff der «Wettbewerbsausterität» 
beschrieben. Das strategische Ziel dieser Politik ist es, 
sich auf Kosten anderer Staaten in der Weltwirtschaft 
wettbewerbsfähig(er) zu machen. Neoliberale Sozial-
demokratien erhoffen sich hiervon (immer noch) natio-
nales Wirtschaftswachstum, was privat angehäuft wird 
und dann (eventuell) über Steuern abgeschöpft und 
verteilt werden kann. Dieser Sozialneoliberalismus und 
die Idee des «progressive competitiveness» (ebd.: 146) 
funktionieren nicht. Trotzdem halten sich bestimmte 
Vorstellungen wie etwa die, man könne die wachsen-
de soziale Ungleichheit mit einer stärkeren Subsumtion 
der Lohnabhängigen durch den gewinnträchtigen Fi-
nanzsektor (von Aktienoptionen bis zur Rentenprivati-
sierung und -börsennotierung) bekämpfen. Ganz offen-
sichtlich schrecken viele vor den radikalen politischen 
Konsequenzen zurück, die aus dieser Einsicht folgen 
müssten: die Stellung der Eigentumsfrage. Die Krise 
zeigt immer deutlicher, dass selbst noch für die schnö-
deste sozialdemokratische Reform die private Verfü-
gungsgewalt des Kapitals über die globalen Produkti-
onsmittel radikal eingeschränkt werden müsste. 

Insofern jedoch eine aktive staatliche Industriepolitik 
(von Sozialisierungsmaßnahmen, einem aufgeklärten 
Protektionismus etc. ganz zu schweigen) ausgeschlos-
sen werden, weil sie eine Verschiebung der Kräftever-
hältnisse zwischen Kapital und Arbeit voraussetzen 
und hervorbringen würden, sind die zentralen und 
weltweit allgemeinen Säulen der Beggar-thy-neigh-
bor-Politik Standortkonkurrenz um globale Wettbe-
werbsfähigkeit (zur Anlockung privaten Kapitals durch 
niedrige Steuersätze, luxuriöse Steuersubventionen, 
Grundeigentum- und Immobiliengeschenke, Schwä-
chung der Gewerkschaften und Lohndruck bis hin zu 
gelockerten Umweltregulationen) sowie Exportorien-
tierung und damit Freihandelspolitik. In diesem Rah-
men sind CETA, TTIP sowie die Freihandelsabkommen 

der USA und der EU mit Kolumbien etc. zu sehen. Die 
stets weit hinter den Erwartungen zurückbleibenden 
Wachstumsversprechen sind dabei allerdings bei TTIP 
und CETA jetzt schon äußerst niedrig (Eberhardt 2014) 
und mussten zudem vor allem durch die Interventio-
nen von Thilo Bode noch weiter nach unten korrigiert 
werden (Bode 2015). Faktisch geht es ja letztlich um In-
vestitionsschutz und nichttarifäre Handelshemmnisse 
(Regulierung), da die tarifären Handelshemmnisse (Au-
ßenhandelszölle) mit durchschnittlich drei Prozent für 
Importe in die und 5 Prozent für Importe aus den USA 
zwischen Amerika und der EU längst weitgehend ab-
geschafft worden sind (Eberhardt 2014; Solty 2015c).

Die konkreten Wachstums- und Wettbewerbsstra-
tegien der einzelnen Länder und Regionen unterschei-
den sich aber. Dies ist eine Voraussetzung für ihre öko-
nomische Tragfähigkeit. Die USA verfolgen ganz offen 
eine Strategie der inneren und äußeren Abwertung von 
Löhnen und Kosten (als die Investitionsentscheidun-
gen des privaten Kapitals maßgeblich bestimmenden 
Produktionsfaktoren). Die zentralen Säulen dieser Stra-
tegie sind im Hinblick auf die innere Abwertung: ers-
tens die Absenkung der Löhne (hierbei spielte leider 
auch unter Beihilfe der US-Automobilarbeitergewerk-
schaft die Halbierung der Löhne für Neueinstellun-
gen in der teilverstaatlichten Autoindustrie eine zent-
rale Rolle, mit Leitbildfunktion für andere Branchen), 
zweitens billige Energie (auf der Grundlage der von 
Obama unmittelbar nach dem Scheitern des «Green 
New Deal» und dem nationalen Übergang zur Auste-
ritätspolitik vollzogenen 180-Grad-Wende in Sachen 
Offshore-Ölbohrungen, Fracking und der Keystone-
Ölpipeline). Hinzu kommt im Hinblick auf die äußere 
Abwertung drittens die US-amerikanische Noten-
bankpolitik der quantitativen Lockerung (quantitative 
easing), das heißt die Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit durch Währungsabwertung und zugleich die 
schleichende Entwertung der Auslandsschulden und 
der vom Ausland gehaltenen US-Dollar-Reserven (vgl. 
hierzu ausführlich Solty 2013a: 45 ff.). Erst im Zuge der 
relativen Erholung der eigenen Wirtschaft kehrten die 
USA diese Niedrigzinspolitik auch aus geopolitischen 
Erwägungen wieder um, weil damit ein enormer Ka-
pitalabfluss aus dem globalen Süden verbunden war. 

Ebenso offen formuliert ist die Strategie der EU. 
Diese muss sich allerdings auf eine Strategie der 
inneren Abwertung beschränken; dies deshalb, weil 
die Europäische Währungsunion es den einzelnen 
Mitgliedsstaaten verunmöglicht, ihre globale Wett-
bewerbsfähigkeit wie ehedem über nationale Wäh-
rungsabwertungen wiederherzustellen. Dies ist auch 
der Grund, warum manche linke und neokeynesiani-
sche Intellektuelle wie Wolfgang Streeck (2013, vgl. 
hierzu kritisch Brie 2013), Costas Lapavitsas und Hei-
ner Flassbeck (2013) aus der Analyse des durch und 
durch neoliberalen Charakters der EU-Institutionen 
(ihrer Primärverträge etc.) den Schluss ziehen, dass ei-
ne Rückkehr zu nationalen Währungen notwendig ist. 
Denn die Alternative im bestehenden EU-System lebt 
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die EU mit ihrer neuen Wirtschaftsregierung vor: syste-
matische Lohnabsenkung durch die Schwächung der 
Verhandlungsposition der Arbeiterklasse über die sys-
tematische Dezentralisierung der Flächentarifverträge 
(Schulten/Müller 2013) und einen auch in die nationale 
Lohnpolitik abwertend eingreifenden «autoritären Kon-
stitutionalismus» (Oberndorfer 2013).13 

Ist das Austeritätszeitalter ökonomisch  
und politisch tragfähig? Auf dem Weg zum  
Kapitalismus geringen Wachstums
Die entscheidende Frage für die globale politische 
Ökonomie und die geostrategische Konstellation ist, 
ob diese globale Entwicklung, die globale Beggar-thy-
neighbor-Politik, seit der austeritätspolitischen Wende 
ökonomisch tragfähig ist. Kann es gelingen, auf die-
sem Weg die ökonomischen Ungleichgewichte in der 
EU ohne eine europaweite Struktur- und aktive Indust-
riepolitik zu beheben? Werden Griechenland, Spanien, 
Italien, Portugal und jetzt auch Frankreich ihre Wettbe-
werbsfähigkeit wiedererlangen und damit ihre Leis-
tungsbilanz- und Haushaltsdefizite abbauen können, 
indem François Hollande in Frankreich und Matteo 
Renzi in Italien als Mitte-links-Politiker ihren Ländern 
nun die typische neoliberale Medizin auferlegen, das 
heißt über eine französische oder italienische Variante 
der Agenda 2010 und von Hartz IV?

Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig: nein. Die 
Wachstums- und Wettbewerbsstrategie der inneren 
(und äußeren) Abwertung könnte theoretisch (das 
heißt im rein ökonomischen Sinne ohne Berücksich-
tigung der politischen Tragfähigkeit einer solchen Po-
litik und den Wechselwirkungen zwischen Ökonomie 
und Politik) in einem Land funktionieren, das sich im 
Rahmen einer boomenden Weltwirtschaft auf Kosten 
der anderen Länder und der eigenen Arbeiterklasse 
«gesundstößt» durch besondere Belastungen, Enteig-
nungen und Marktdisziplinierungen. Wenn allerdings 
fast alle Länder auf der Welt, einschließlich der zwei 
nach wie vor größten Wirtschaftsräume und Export-
märkte der Erde, diese Strategie gleichzeitig verfol-
gen, dann kann das nicht funktionieren. Der zentrale 
Widerspruch ist, dass sich so immer mehr Länder von 
Nettoimport- in Nettoexportländer verwandeln. Die 
Frage bleibt dann allerdings: Wer soll die ganzen Wa-
ren – Güter wie Dienstleistungen – eigentlich konsu-
mieren? Wo ist die globale Nachfrage, wenn die Mehr-
zahl der Länder den Binnenkonsum auf dem Wege der 
Verschiebung des Kräfteverhältnisses zwischen Kapi-
tal und Arbeit zur Kapitalseite hin drosselt und hofft, es 
werde sich schon irgendwo ein Schwellenland finden, 
welches das überakkumulierte Kapital und die Über-
schusswaren aufnimmt? (Von der Problematik, dass 
Wachstumszwang und ökologische Nachhaltigkeit auf 
einem endlichen Planeten eben unvereinbar sind, ganz 
zu schweigen; vgl hierzu näher Harvey 2010). Tatsäch-
lich muss man kein Marxist sein, um den zentralen Wi-
derspruch dieser Entwicklung zu erkennen: Es bedür-
fe, so der keynesianische Wirtschaftsnobelpreisträger 

Paul Krugman (2011) in seiner Kritik der Wettbewerbs-
ideologie, so schon eines «anderen Planeten, dem man 
seine Waren verkaufen» könne.

Tatsächlich befindet sich der globale Kapitalismus 
weiter tief in der Krise. Faktisch wurde sie nur räumlich 
verlagert: vom privatkapitalistischen Finanz- und Indus-
triesektor im Zuge der Bankenrettungen und Konjunk-
turprogramme auf die öffentlichen Haushalte, die unter 
dem Druck der internationalen Finanzmärkte zur Aus-
teritätspolitik übergegangen sind (Harvey 2010). Die 
Überakkumulationsproblematik des globalen Kapitalis-
mus hat sich in der Krise vielmehr verschärft. Die Ka-
pazitätenauslastung in der Industrieproduktion in den 
USA liegt mit 77,7 Prozent im Jahresdurchschnitt 2015 
weiterhin unter dem Vorkrisenniveau. Das Gleiche gilt 
für die Eurozone, wo sie nach Angaben der EU-Statis-
tikbehörde Eurostat im Jahresdurchschnitt 2015 mit 
81,1 Prozent knapp vier Prozent niedriger ausfiel als vor 
der Krise. Auch in Deutschland, das mit seinem krisen-
korporatistischen «Kurzarbeiterprogramm» ja lange als 
«German Miracle» gepriesen worden ist, lag die Kapazi-
tätenauslastung zu Beginn der Krise noch deutlich hö-
her als jetzt (und zwar bei 88,0 Prozent im Unterschied 
zu 84,35 Prozent im Jahresdurchschnitt 2015).

Besonders offen zutage treten die Probleme der 
Welt- und der deutschen Exportwirtschaft im Auto-
mobilsektor. Er verzeichnet weltweit Überkapazitä-
ten von immer noch knapp 30 Prozent. Zu Anfang der 
Krise wurden die Strukturprobleme konservativ be-
handelt. Anstatt über industrielle Konversion nachzu-
denken, verschoben Konjunkturprogramme wie die 
Abwrackprämie in Deutschland oder «Cash for Clun-
kers» in den USA die Strukturprobleme lediglich in die 
Zukunft. An der Grundproblematik konnten sie nichts 
ändern. In der EU verwandelten sich darum vor dem 
Hintergrund der durch coerced investment verschärf-
ten Konkurrenz in der Autoindustrie zwischen 2007 
und 2012 15 Milliarden Euro Profite in einen Verlust 
von einer Milliarde Euro (Bothe 2013: 7). Die European 
Automobile Manufacturers Association (ACEA) hat bis 
2015 eine Output-Reduktion um 750.000 Einheiten be-
schlossen, weshalb in der europäischen Autoindustrie 
die Kapazitätenauslastung ebenfalls von 100 Prozent 
im Jahre 2000 sukzessive auf 85 Prozent in 2013 zu-
rückging (ebd.: 17). Die Austeritätspolitik trägt dabei 
zur Konjunkturflaute bei.14 In seiner letzten wöchent-
lichen Kolumne bei Spiegel Online (29.1.2016) wagte 
der Wirtschaftsjournalist Wolfgang Münchau eine ent-

13 Gleichwohl lässt sich die Eurokrise nicht auf ein deutsches Lohndumping redu-
zieren, insofern es sich bei den südeuropäischen Ländern um strukturelle Defizit-
ökonomien handelt. Damit bleibt die Lohndumping-These als linkssozialdemokra-
tische Position der Wettbewerbsfähigkeitsideologie und dem keynesianischen 
Lohnpolitik-Mythos verhaftet, der konsequent zu Ende gedacht auch impliziert, 
dass wenn in Deutschland die Löhne zu niedrig sind, sie umgekehrt in den verächt-
lich PIIGS-Staaten genannten Ländern (immer noch) zu hoch seien (Schulten 
2015). 14 Ein Grund, warum die angelsächsische Wirtschaftspresse sich mittler-
weile auch über die steigende Verschuldung von Studierenden in ihren Staaten er-
hebliche Sorgen macht, ist nicht nur, dass diese Studienschuldenblase, die in den 
USA etwa 1,1 Billionen US-Dollar, das heißt fast die anderthalbfache Summe des 
gesamten Krisenkonjunkturprogramms, beträgt, platzen könnte, sondern dass da-
durch eine «Generation Krise und Sharing Economy» entstanden ist, die sich we-
der Auto noch Eigenheim leisten kann.
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sprechend düstere Prognose: «Ich glaube […], dass 
in fünf Jahren die europäische und vor allem die deut-
sche Autoindustrie kleiner sein werden als heute. Die 
Branche, die in Deutschland eine derartige Schlüssel-
rolle spielt, ist auf einem Weg wie einst die Buchbin-
der, Postkutscher oder Henker. In 15 Jahren wird kaum 
ein Mensch mehr seine Zukunft in dieser Industrie su-
chen.»

Thomas Piketty hat auf den Zusammenhang zwi-
schen globaler Vermögensungleichheit und Krise hin-
gewiesen. Das überschüssige Kapital, das nicht profi-
tabel mit Lohnarbeit zusammengebracht werden kann, 
geht auf der Suche nach profitablen Anlagemöglich-
keiten den Weg des financial fix, der Finanzialisierung, 
was bedeutet, es wird spekulativ angelegt und treibt 
so die Blasenökonomie an (Silver 2005: 61). Die Krise 
hat mit der austeritätspolitischen Wende jedoch – wie 
die Ökonomen Emmanuel Saez und Gabriel Zucman 
(2014) am Beispiel der USA gezeigt haben – die Dy-
namik der Vermögensungleichheit noch einmal dra-
matisch verschärft. Damit aber wächst wiederum der 
unproduktive Kapital(vermögens)berg stetig. Abzule-
sen ist dies etwa an den gigantischen Cash-Reserven 
der transnationalen Konzerne. So überschritt der App-
le-Konzern im Juli 2015 die 200-Milliarden-US-Dollar-
Grenze. So oder so: Es scheint, dass mit der seit Ende 
des Sommers 2015 anhaltenden Chinakrise und ihrer 
Finanzblase die Überakkumulationsproblematik den 
globalen Kapitalismus womöglich einholt. Wo die Bla-
se platzt und die Krise sich letztlich wieder verschärft, 
ist dabei zweitrangig. Nur eines steht fest: Dass sie oh-
ne eine wirtschaftspolitische Kurskorrektur im globa-
len Maßstab wird irgendwann platzen müssen.

Tatsächlich konnte man auch in der Europäischen 
Union sehr bald sehen, dass die Abwertungsstrate-
gien – auch in ihrer eigenen inhumanen Logik – nicht 
funktionieren. So sind in den südeuropäischen Krisen-
ländern die Staatsschulden im Zuge der Austeritätspo-
litik bei Massenarbeitslosigkeit und Kaufkrafteinbußen 
schneller angestiegen, als dass die öffentlichen Aus-
gaben zurückgefahren werden können. Möglich ist, 
dass sich die Profitraten weiter erholen – unter ande-
rem auch durch die Inwertsetzung der Commons in-
folge der in Südeuropa angewendeten Schockstrategi-
en, worauf der Europaforscher Magnus Ryner (2012 u. 
2014) hingewiesen hat. 

Nun gehört es zum Grundverständnis des globalen 
Kapitalismus, dass mit der neoliberalen Wende die 
Produktionskapazitäten von der Binnennachfrage ab-
gekoppelt wurden. Konsumiert werden soll und muss 
aber irgendwo auf der Welt. Entsprechend lag auch 
die Steigerung des globalen Handelsvolumens nach 
der neoliberalen Wende proportional deutlich über 
dem globalen BIP-Wachstum.15 Die exportorientier-
ten Wachstums- und Wettbewerbsstrategien seit der 
austeritätspolitischen Wende folgen verstärkt diesem 
Muster. Dies hat wiederum unmittelbar (geo-)politi-
sche Konsequenzen. Die intensivierten Bemühungen 
um bilaterale Freihandelsabkommen sowie multilate-

rale Freihandelsabkommen wie TPP, TTIP und CETA 
sind in diesem Kontext zu sehen. Bei ihnen handelt es 
sich zwar in erster Linie um Investitionsschutzabkom-
men und nicht um Freihandelsabkommen, insofern 
der Handel etwa zwischen den USA und der EU be-
reits weitgehend liberalisiert ist (Eberhard 2014, Solty 
2015c). Trotzdem drückt sich in den Bemühungen um 
TTIP und CETA nicht nur die leise Hoffnung auf Wirt-
schaftswachstum aus, sondern auch das geopolitische 
Interesse an einer vertieften Kooperation, während für 
die USA TPP auch und gerade aus diesem geopoliti-
schen Grund politisch bedeutsamer ist als TTIP, weil es 
die Position der USA in ihrem «Schwenk nach Asien» 
stärken soll. Dies tut es, indem TPP explizit einen neo-
liberal verfassten Freihandelsraum unter Ausschluss 
Chinas schafft, in der Hoffnung, China am Ende zwin-
gen zu können, zu diesen Bedingungen der Freihan-
delszone beizutreten.

Obama hat nun unter anderem in seiner Reindust-
rialisierungsstrategie angekündigt, die US-Exporte 
würden sich bis zum Ende seiner zweiten Amtsperi-
ode im Januar 2017 verdoppeln. Es ist jedoch abzu-
sehen, dass dies den USA – trotz staatlich forciertem 
massiven Lohndumping in der verarbeitenden Indus-
trie, trotz neuer Energieautarkie und trotz der künst-
lichen Dollarabwertung – nicht gelingen kann oder 
wird. Der Grund: Die Austeritätspolitik, eine Politik 
der inneren und äußeren Abwertung, kann schon al-
lein rein ökonomisch gedacht (das heißt in Abstrakti-
on von den politischen und sozialen Auswirkungen der 
Austeritätspolitik) nur gelingen, wenn sie ein Land im 
Rahmen einer dynamisch expandierenden Weltwirt-
schaft verfolgt. Wenn sie aber von den größten und 
wichtigsten Wirtschaftsräumen gleichzeitig verfolgt 
wird, führen diese Wachstums- und Wettbewerbsstra-
tegien zu einem Beggar-thy-neighbor-Kapitalismus, al-
so einer Weltwirtschaft, in der alle um größere Anteile 
an einem Kuchen kämpfen, der nicht weiter wächst. 
Und in Fällen wie in Griechenland führt sie dazu, dass 
die Staatsverschuldung aufgrund des Einbruchs der 
Wirtschaft schneller wächst, als dass der Staatshaus-
halt gekürzt werden kann. Tatsächlich hatte sich das 
Wachstum des globalen Bruttoinlandsprodukts nach 
2008/09 im Zuge der massiven Konjunkturprogramme 
Chinas (587 Mrd. US-Dollar), der USA (787 Mrd. US-
Dollar), Japans (154 Mrd. US-Dollar) und Deutschlands 
(50 Mrd. Euro) zunächst recht schnell wieder erholt 
und mit durchschnittlichen 5,4 Prozent etwa das Vor-
krisenniveau erreicht (zugleich auch ein statistischer 
Effekt, weil es eben von einem niedrigeren Sockel wie-
der steigt). Das globale BIP-Wachstum ist dann aber 
mit der globalen austeritätspolitischen Wende wieder 
zurückgegangen und liegt seit 2012 bei bloß knapp 
über drei Prozent (siehe Grafik 2). 

15 So stieg etwa das globale Handelsvolumen zwischen 2000 und 2007 um 
5,5 Prozent, während das globale BIP-Wachstum im selben Zeitraum lediglich 
3,0 Prozent betrug.
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Grafik 2: Globales Wirtschaftswachstum (in Prozent)

Quelle: IWF (World Economic Outlook)/Statistisches Bundesamt

Besonders die BRICS-Staaten fungieren nicht mehr als 
Motor der Weltwirtschaft. Die Wachstumszahlen sind 
auch hier nicht zuletzt aufgrund des Niedergangs der 
Rohstoffpreise deutlich zurückgegangen. Dabei hat 
die Krise auch noch einmal die Hilflosigkeit der Zent-
ralbanken unterstrichen. Die Politik des billigen Geldes 
ist an ihre absoluten Grenzen gestoßen, die Zentral-
banken können selbst mit Nullzinsen kein Wachstum 
schaffen, solange im Rahmen der Austeritätspolitik die 
Lohnquote nicht nur in den kapitalistischen Kernstaa-
ten, sondern auch in einem großen Teil der Schwellen-
länder sinkt und damit die Absatzmärkte und profitable 
Anlagemöglichkeiten für das globale Kapital wegbre-
chen. Das zunehmend durch die globalen (Finanz-)Ver-
mögensbesitzer angeeignete gesellschaftliche Mehr-
produkt (vgl. hierzu die Piketty-Debatte) und das billige 
Geld fließen also nicht als Kapitalinvestition zurück in 
den Akkumulationskreislauf. Stattdessen wird es zu-
nehmend entweder unproduktiv von den Konzernen 
angehäuft oder befördert spekulative Blasen auf den 
Aktienmärkten wie diejenigen, die im Herbst 2015 in 
China geplatzt sind. Kurzum: Im Kontext der Krise nach 
der globalen austeritätspolitischen Wende steht der 
Weltwirtschaft unzweifelhaft eine langanhaltende Peri-
ode geringen Wachstums bevor. Die Kombination aus 
Überakkumulation, global sinkenden Lohnquoten, der 
wachsenden globalen Vermögensungleichheit und po-

litischer Volatilität lassen Jahre, womöglich Jahrzehnte 
geringen Wachstums erwarten. Zu diesem Bild gehört 
dabei auch, dass die neue Welle der kapitalistischen 
Rationalisierung und Robotisierung (Industrialisierung 
4.0, «Internet der Dinge») das Vorhaben erschwert, mit 
Strategien der «Reindustrialisierung» (wie von Oba-
ma propagiert) massenhaft gut bezahlte Arbeitsplätze 
nach fordistischem Vorbild zu schaffen. Die Krisenbe-
arbeitung wurde von den Regierungen bislang ledig-
lich verschoben: vom Banken- und Industriesektor auf 
die Staaten und ihre Haushalte, von heute auf morgen. 
Marxistisch orientierte politische Ökonomen wie Da-
vid McNally, der vom «Global Slump» (McNally 2010) 
spricht, sind sich in dieser Beziehung mit Keynesianern 
wie Paul Krugman, der vom «global savings glut» redet 
(New York Times, 1.4.2015), und neoklassischen, bür-
gerlichen Ökonomen wie dem Harvard-Professor und 
Obamas Wirtschaftsminister Lawrence Summers, der 
von «secular stagnation» spricht, einig. Dies hat aber, 
wie im übernächsten Kapitel gezeigt werden wird, gra-
vierende globalpolitische Konsequenzen für Stabilität 
und Sicherheit. Dass die Krisenkriege und zwischenim-
perialen Konflikte im Nahen Osten, Nordafrika und Ost-
europa zusätzliche Investitions-Instabilitäten mit Rück-
wirkungen auf die Akkumulationsdynamik bedeuten, 
ist selbstverständlich und braucht eigentlich kaum er-
wähnt zu werden.
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IV. DEUTSCHLANDS KRISENKORPORATISMUS, 
NEUE WACHSTUMS­ UND WETTBEWERBSSTRATEGIE 
UND SEINE NEUE ROLLE IM AMERICAN EMPIRE 

Der autoritäre Krisenkapitalismus mit der Perspektive 
einer ausgedehnten Periode geringen Wachstums ist 
kein langfristig existenzfähiges Projekt. Überakkumu-
lation, zunehmende Vermögensungleichheit, Erosion 
der Mittelschichten und Entdemokratisierung verhin-
dern eine hegemoniale Verallgemeinerung eines neu-
en kapitalistischen Entwicklungstyps. Es fehlen die 
Grundlagen für einen neuen historischen Kompromiss. 

Die Übergangsphase könnte man im Anschluss an 
Gramsci als «Kriseninterregnum» bezeichnen. In ei-
nem solchen Interregnum, in dem nach Gramsci das 
Alte stirbt, aber das Neue noch nicht geboren worden 
ist, ist die politische Artikulation der Krise, also die Kon-
figuration politischer Konstellationen in der Krise, ab-
solut entscheidend. Welche politischen Projekte sich 
auf der Grundlage welcher gesellschaftlichen Klassen-
bündnisse im nationalen und im globalen Maßstab als 
kohärente Lösungsansätze und Exit-Strategien her-
ausbilden, rückt dann ins Zentrum der Fragestellung 
(Solty 2013b). Und insofern wir zwar eine Internatio-
nalisierung des Staates und die Herausbildung eines 
transnationalen historischen Blocks beobachten, aber 
Hegemonie trotz alledem bis auf Weiteres auf der na-
tionalstaatlichen Ebene organisiert wird, bewegen 
wir uns allmählich von der Ebene der globalen politi-
schen Ökonomie auf die Ebene der politischen Sozio-
logie einzelner Nationalstaaten. Wenn aber die politi-
sche Artikulation der anhaltenden Krise essenziell für 
die politische Zukunft ist, wie sieht vor dem globalen 
Hintergrund die politische und ökonomische Konstel-
lation in Deutschland aus? Was bedeutet dies für die 
Politik in der Eurokrise? Welche Auswirkungen hat das 
Scheitern der Krisentransformation, des Umbaus des 
Finanzmarktkapitalismus in einen grünen Kapitalis-
mus, auf die geostrategische Konstellation? Hat es in 
der Krise Verschiebungen im Weltsystem gegeben – 
und falls ja: Welche Auswirkungen haben diese auf die 
Frage geopolitischer und geoökonomischer Konflikte?

Es ist klar, dass der Beggar-thy-neighbor-Krisenkapi-
talismus darauf hinausläuft, die inneren Widersprüche 
zu externalisieren, das heißt interne Regime extern ab-
zusichern. Und eine durch Marx inspirierte Außenpo-
litikanalyse hat, wie eingangs erwähnt, stets das Ziel 
verfolgt, die Außenpolitik als Ausdruck der Widersprü-
che in den inneren gesellschaftlichen Verhältnissen 
zu begreifen. In Bezug auf das American Empire und 
die USA bedeutet dies, dass das Scheitern der Reform 
im Innern und der Übergang zur Strategie der inneren 
und äußeren Abwertung mit einer stärkeren Exportfo-
kussierung zu einer Verstärkung der offensiv expansi-
ven Tendenzen in der US-Außen- und Geopolitik führt. 
Sie kann als «Innen-außen-Dialektik» der Vereinigten 
Staaten und des von ihnen geschaffenen Empires be-
zeichnet werden, zu dem auch Deutschland als Teil des 

EU-(Sub-)Imperiums gehört (Solty 2013a: 15 ff.). Ange-
sichts der seit etwa 2005 stark zunehmenden Kriegs-
müdigkeit in den USA, die auch Donald Trump in sei-
ner isolationistischen Wahlkampagne aufgreift (Solty 
2016c), und einer vergleichbaren Entwicklung in Eu-
ropa reagieren die NATO-Staaten im außenpolitischen 
Bereich mit einer Stärkung der außenpolitischen Exe-
kutivapparate und der Zentralisierung der außenpoli-
tischen Entscheidungskompetenzen: in den USA im 
Amt des Präsidenten, der zeitgleich oberster Heeres-
führer ist und im Grunde nur in der Frage der Kriegs-
finanzierung vom US-Kongress abhängig ist (was in 
den USA historisch als «imperiale Präsidentschaft» be-
zeichnet worden ist), und in Deutschland und der EU 
perspektivisch in Gestalt einer EU-Armee, über die al-
lerdings aus verschiedensten Gründen zurzeit noch 
recht kontrovers diskutiert wird. Auch von einigen libe-
ralen Staatsrechtlern wird diese Entwicklung empört 
zur Kenntnis genommen. 

Seit über 40 Jahren ist nun immer wieder vom «Ame-
rican Decline» die Rede, also davon, dass sich die USA 
im Niedergang und nach den Kriegsdesastern von Irak 
bis Afghanistan auf dem weltpolitischen Rückzug be-
fänden. Obama sei im Kern ein «Decline-Manager». 
Gerade im medialen und politischen rhetorischen 
Dauerfeuer, mit dem auf die Übernahme einer neuen 
«deutschen Verantwortung» gedrängt wird, ist diese 
These zuletzt häufig bemüht worden. Es ist zweifel-
los richtig, dass die USA «mehr Verantwortung» von 
Deutschland und der EU im Management des globa-
len Kapitalismus und seiner Widersprüche einfordern. 
Dahinter steckt das erklärte Ziel einer neuen Aufga-
benverteilung innerhalb des American Empire, dessen 
Teil die Europäische Union und seine innereuropäisch 
dominante Macht Deutschland ökonomisch, politisch 
und ideologisch nun einmal sind – eine Tatsache, die 
unter anderem daran abzulesen ist, dass es den USA 
gelungen ist, die NATO-Osterweiterung stets vor der 
EU-Osterweiterung voranzutreiben. Trotzdem wäre 
es ein Fehler, die strategische Neuausrichtung der US-
Außenpolitik mit einem Rückzug zu verwechseln. (Es 
sollte nicht vergessen werden, dass die Obama-Admi-
nistration Krieg in acht Ländern geführt hat und zum 
Teil immer noch führt16 und dazu verdeckte Operatio-
nen in unzähligen weiteren.) Die offensive Neuausrich-
tung der deutschen Außenpolitik – als zunehmend do-
minantem Akteur im EU-Subimperium – ist Teil einer 
ausgreifenden Geopolitik des US-Staates, insbeson-
dere seit dem Übergang der neuen Wettbewerbs- und 
Wachstumsstrategien nach der Wende zur Austeritäts-
politik. 

16 Diese Länder sind Irak, Afghanistan, Pakistan, Libyen, Syrien, Jemen, Somalia 
und Mali.
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Offenbar besteht eine Kontinuität in der US-Außen-
politik bei den Zielen und eine relative Diskontinuität 
bei den Mitteln. Die strategische Neuausrichtung läuft 
darauf hinaus, dass der US-Staat nach dem Scheitern 
der neokonservativen «Bodentruppen-Nation-Buil-
ding-Strategie» unter George W. Bush nun zu einer 
klassischen Mahan-Brzezinski’schen Variante der im-
perialen (Weltmarkt-)Integrationspolitik übergegangen 
beziehungsweise zurückgekehrt ist.17 Im Mittelpunkt 
dieses Ansatzes steckt der Gedanke des doppelten Ar-
rangements einer Herrschaft über die Weltmeere und 
den Welthandel mithilfe einer Militär- und Handelsflot-
te einerseits und der Schaffung von herrschaftsstabi-
lisierenden Brückenköpfen vor allem durch Hunderte 
von Militärbasen zur Kontrolle insbesondere der eura-
sischen Landmasse. Das ökonomische Mittel hierzu 
bleibt die kapitalistische Durchdringung mit marktöff-
nenden Handelsverträgen sowie Investitionsschutzab-
kommen, die transnational klassenformierend und im 
transnationalen historischen Block Kohäsion stiftende 
ausländische Direktinvestitionen begünstigen, ergänzt 
durch Militärbündnisse (inklusive Truppenstationierun-
gen auf Militärbasen).

Die Innen-außen-Dialektik der USA und des Ameri-
can Empire, was keineswegs dasselbe ist, heißt aber 
auch Folgendes: Die Voraussetzung für ein «nationa-
les», nicht globales ökonomisches Funktionieren der 
Beggar-thy-neighbor-Politik und der damit verbunde-
nen Wachstums- und Wettbewerbsstrategien ist die 
Verbesserung der Exportmöglichkeiten durch Freihan-
delspakte. Diese sind aber weltweit mit dem Schei-
tern der Doha-Runde zur Welthandelsliberalisierung 
im Juli 2008, der Nichtrealisierung des Gesamtame-
rikanischen Freihandelsabkommens FTAA und den 
Problemen der asiatisch-pazifischen Freihandelszone 
unter dem Dach der APEC in die Krise geraten, wes-
halb diese multilateralen Vorgehensweisen von den 
USA zunehmend durch bilaterale Freihandelspakte 
ersetzt wurden. Für die USA konnten allerdings diese 
nur schleppend verwirklicht werden, auch weil Oba-
ma bis vor Kurzem auf die «trade promotion authori-
ty», also Exekutivmachtkapazitäten in Handelsfragen, 
verzichten musste, die seine Vorgänger noch besaßen. 
Den USA gelang es unter Obama deshalb lediglich, bi-
laterale Freihandelsabkommen mit Kolumbien (schon 
weitgehend von der Bush-Regierung unter Dach und 
Fach gebracht) sowie mit der ehemaligen US-Kolonie 
Panama und erst nach schwerem Widerstand von den 
Gewerkschaften auf beiden Seiten auch mit Südkorea 
durchzusetzen. 

Zugleich sind die USA mit einer zunehmenden regio-
nalen Integration in Lateinamerika (ALBA als linkes Ge-
genmodell zur FTAA, Mercosur und SUCRE als Mittel, 
sich gegen schuldenimperialistische IWF- und Welt-
bank-Praktiken vonseiten der USA und des «Westens» 
zu schützen) und in Ostasien (Shanghai Organization, 
Asia Cooperation Dialogue, Chiang-Mai-Währungs-
wechsel) konfrontiert. Gerade Letzteres könnte für die 
USA, Deutschland und die anderen verbündeten kern-

kapitalistischen Staaten im Empire zum Problem wer-
den. Die zentrale geostrategische Herausforderung für 
die USA, Deutschland und den «Westen» ist die kapita-
listische Durchdringung und subordinierte Einbindung 
Chinas in das Empire, das heißt in einen (weiterhin) 
vom US-Staat dominierten und vom eurodominanten 
Deutschland mitverwalteten globalen Kapitalismus 
und eine neoliberale Weltwirtschaftsordnung. Der «Pi-
vot to Asia» der USA unter Obama, die Selbsterklärung 
der USA zur «pazifischen Macht» in der (fragmenta-
rischen) Obama-Doktrin und Hillary Clintons Prokla-
mation in Foreign Affairs, das 21. Jahrhundert werrde 
«Amerikas pazifisches Jahrhundert» (Clinton 2011), 
sind in diesem allgemeinen Kontext zu sehen. Zugleich 
sind sie Ausdruck des Scheiterns der Reform im Inne-
ren, den US-Dollar als globale Leitwährung und die 
Wall Street als sichersten Kapitalanlageplatz der Welt, 
kurz: die Vorteile des «Dollar-Wall-Street-Regimes» 
(Peter Gowan) zu nutzen, um die ökonomische US-He-
gemonie auf dem Wege der grünkapitalistischen Inno-
vation wiederherzustellen. 

Die Probleme bei der kapitalistischen Durchdrin-
gung und geostrategischen Einbindung Chinas durch 
das American Empire resultieren daraus, dass es kei-
ne historischen Vorbilder gibt, die als Beleg dafür her-
halten könnten, dass die Einbindung Chinas gelingen 
wird. Die Entwicklung Chinas scheint für viele marxis-
tische wie nichtmarxistische Beobachter, die in China 
heute einen autoritären Staatskapitalismus sehen, ab-
geschlossen zu sein. Die Situation scheint allerdings 
uneindeutiger und die Entwicklungen seit Beginn der 
Marktliberalisierung unter Deng Xiaoping 1978 sind 
keineswegs so linear, wie sie oft dargestellt werden. 
Ein Beispiel hierfür, das auch als ein Beleg für die von 
Francis Fukuyama und Thomas L. Friedman neidisch 
beobachteten enormen Staatskapazitäten Chinas die-
nen kann, ist zum Beispiel die bemerkenswerte steuer-
politische Wiederermächtigung des Zentralstaates ge-
genüber den einzelnen Provinzen und besonders stark 
kapitalistisch durchdrungenen und in den globalen Ka-
pitalismus fest integrierten Sonderwirtschaftszonen 
(vgl. hierzu näher Jacques 2009: 166 ff.). In der Debat-
te zwischen Adepten der «Sozialistischen-Marktwirt-
schaft-These» (vgl. exemplarisch Bergmann 2004) ei-
nerseits und den Vertretern der These vom autoritären 
«Staatskapitalismus» (vgl. exemplarisch Brink 2010) 
andererseits macht es – nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund der innenpolitischen Entwicklung der dramati-
schen Klassenkonflikte – wenig Sinn, vorschnelle Ant-
worten zu geben. China ist als Teil von «Chimerika» in 
einer abhängigen Position von den USA, aber die zu-
künftige Entwicklung Chinas scheint offener zu sein 
als vielfach angenommen. Die zentralen Fragen für die 

17 Alfred Thayer Mahan gilt als Begründer einer US-amerikanischen Geopolitik-
strategie, die auf der Kontrolle der Meere und Seehandelswege beruht. Diese Tra-
dition hat der den US-Demokraten nahestehende Zbigniew Brzezinski für die heu-
tige globale Machtpolitik der USA weiterentwickelt, die auf einer Mischung aus 
Weltmeerdominanz und (Militär-)Brückenköpfen (insbesondere auf der sogenann-
ten eurasischen Landmasse) basiert.
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Zukunft Chinas betreffen die zwei letzten Bastionen 
des «Sozialismus chinesischer Prägung»: Erstens for-
dert der «Westen» vehement eine Liberalisierung der 
(binnenchinesischen) Finanzmarktes und zweitens 
die Deregulierung des kollektiven Landbesitzes. Trotz 
Willensbekundungen in diese Richtung und massiven 
Drucks vonseiten der kernkapitalistischen Staaten hat 
sich da faktisch bislang wenig getan (Schmalz/Ebenau 
2011: 128 ff.). Interessant ist hierbei die Entwicklung 
von neuen Bündnissen: zwischen lokalen KP-Fürsten, 
deren politische Macht auf dem kollektiven Bodenbe-
sitz beruht (auch bei kollektiven High-Risk-Investitio-
nen), und den traditionellen und neuen Linken in den 
Staatsapparaten im Kampf gegen Änderungen beim 
Landbesitz (Pohle 2013). 

Die Herausforderung für den «Westen» in Bezug 
auf die kapitalistische Durchdringung und Einbindung 
Chinas in das Empire sind – wie bereits erwähnt – des-
halb so groß, weil es keine positiven historischen Vor-
bilder dafür gibt. Die Schwierigkeiten lassen sich am 
besten darstellen, wenn man China mit den Ländern 
Deutschland und Japan nach dem Zweiten Weltkrieg 
vergleicht. Hier gibt es drei entscheidende Unterschie-
de: 1. Mit Deutschland und Japan – als weltwirtschaft-
lich zentralen Staaten – integrierten die USA nach 1945 
vergleichsweise kleine Staaten mit geringeren Bevöl-
kerungszahlen. China dagegen verfügt über eine fast 
viermal so große Bevölkerung wie die USA. 2. Deutsch-
land und Japan waren zum Zeitpunkt ihrer Durchdrin-
gung und Einbindung militärisch besiegt und von den 
USA besetzt und ihre herrschenden Klassen befürchte-
ten insbesondere in Deutschland und Westeuropa an-
gesichts der starken antikapitalistischen Bestrebungen 
bis weit in die Christdemokratie hinein eine wirtschaft-
liche Entmachtung. China dagegen ist ein souveräner 
Staat. Auch wenn es ein Entwicklungsland ist, handelt 
es sich bei China doch um einen jahrtausendaltes Zivili-
sationsreich, das aus seiner eigenen Perspektive «wie-
dergeboren» worden ist und das nach seiner Periphe-
risierung ab dem 19. Jahrhundert nun wieder zur alten 
Stärke zurückkehrt. 3. Deutschland und Japan wurden 
unter den Bedingungen der Bipolarität im Kalten Krieg 
(«sowjetische Bedrohung») mit «Nabe-Speiche-Bezie-
hungen» (Gowan 1999: 191) zwischen den einzelnen 
Ländern des Westens zu den USA integriert, und das 
zu einem Zeitpunkt, als die USA über die Hälfte des 
globalen Bruttoinlandsprodukts verfügten und damit 
die absolute ökonomische Übermacht hatten. Unter 
den Bedingungen der Multipolarität nach dem Ende 
der Systemkonkurrenz und des relativen ökonomi-
schen Bedeutungsverlusts ist die Integrationskraft des 
US-Staates freilich abgeschwächt. Die graduelle Unila-
teralisierung der US-Außenpolitik nach 1991 – letztlich 
unabhängig davon, wer im Präsidentenamt saß – ist, 
wie Rainer Rilling (2008: 80 ff. u. 103 ff.) gezeigt hat, ei-
ne Folge hiervon.

Die USA sind vor diesem Hintergrund und im Kon-
text der Krise des westlichen Freihandelsimperialismus 
unter Obama zu einer dreifachen Strategie der Ein-

dämmung übergegangen oder zurückgekehrt: gegen-
über China, aber auch gegenüber den zum Teil links-
gewendeten Ländern Lateinamerikas und zunehmend 
gegenüber Russland (wobei die Letzteren besonders 
unter der gegenwärtigen Rohstoffpreiskrise zu leiden 
haben). Die China-Politik der USA hat die Form einer 
Strategie der Einbindung durch Eindämmung einge-
nommen. Die US-Regierung macht sich zunehmend 
regionale Spannungen (um Territorien im Südchinesi-
schen Meer etc.) zunutze, um dort als regionale (Mili-
tär-)Ordnungsmacht auftreten zu können (Solty 2013a: 
288 ff.). Diese Strategie verfolgt sie mit einigem Erfolg. 
Unter Obama wurden bilaterale Militärbündnisse mit 
Australien, den Philippinen, Japan und sogar Vietnam 
und Indien aus- und aufgebaut. Ziel ist es, die Konflikte 
vor Ort auszunutzen, um die regionalen Integrations-
bemühungen zu hintertreiben beziehungsweise zu ver-
hindern, dass sie sich eventuell außerhalb des Ameri-
can Empire und als Konkurrenzblöcke entwickeln 
könnten. Der Hebel, mit dem China davon abgehalten 
werden soll, beispielsweise mithilfe des Chiang-Mai-
Multilateralisierungspakts (einem ostasiatischen Wäh-
rungswechselsystem jenseits des US-Dollars) die US-
Finanzhegemonie herauszufordern, ist die Drohung 
einer maritimen Kontinentalsperre. US-Außenpolitike-
liten vertrauen darauf, dass Chinas Staatsführung ei-
nen solchen Schritt nicht wirklich in Erwägung zieht, 
ist sie doch aus Gründen der innenpolitischen Stabili-
tät auf hohe BIP-Wachstumsraten von um die 10 Pro-
zent angewiesen, um die etwa 250 Millionen Wander-
arbeiter des Landes sozial integrieren zu können. Fast 
80 Prozent des gesamten chinesischen Außenhandels 
und des unabdingbaren Rohstoffimports werden über 
das von den USA kontrollierte Südchinesische Meer, 
die Straße von Malaka und den Persischen Golf abge-
wickelt. Die USA können also im Grunde damit drohen, 
soziale Revolten in China hervorzurufen (vgl. hierzu nä-
her ebd.). Ähnlichen Zwecken dient im Verhältnis zu 
Lateinamerika die Pazifik-Allianz, die nach dem Schei-
tern der FTAA die starken regionalen Integrationspro-
zesse im linksgewendeten Lateinamerika hintertrei-
ben soll, das sich im Schatten der US-Nahostkriege mit 
Brasilien an der Spitze und zwei innerlich konkurrieren-
den Projekten und Blöcken (zumindest zeitweilig) neue 
Freiräume verschafft hatte. 

Die dritte Eindämmungsstrategie bezieht sich auf 
Russland. Die Anzeichen – einschließlich der Ernen-
nung von John F. Tefft zum US-Botschafter in Russ-
land – verdichten sich, dass die USA auch in Bezug 
auf Russland mittlerweile auf eine Strategie der Ein-
dämmung drängen. Diese wird unmittelbar in Bezie-
hung gesetzt zur Kennan’schen Außenpolitik nach 
1947 (New York Times, 19.4.2014) und als «Contain-
ment 2.0» (Forbes Magazine, 20.4.2014) diskutiert. 
Das erklärte Ziel der Obama-Administration bleibt es, 
Russland in einen internationalen «Paria-Staat» zu ver-
wandeln (und auch China, das mit Russland im UN-Si-
cherheitsrat regelmäßig gegen NATO-Kriege gestimmt 
hat, in eine Anti-Russland-Phalanx einzubinden). Die 
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Tendenzen zur militärischen Einkreisung Russlands 
durch die NATO-Staaten sind dementsprechend eine 
sehr beunruhigende Entwicklung. 

Die USA profitieren zweifellos von der Ausnutzung 
von existierenden regionalen Konflikten. Unter den Be-
dingungen der Multipolarität und nach dem Scheitern 
des krassen Unilateralismus der Regierung von Geor-
ge W. Bush geht es letztlich um eine dreifache Divide-
et-impera-Politik. In jedem Fall stellt sich natürlich zu-
gleich die Frage: Heizen die USA diese als Mittel der 
Durchsetzung ihrer ökonomischen und politischen In-
teressen auch direkt an? 

Zunächst gilt es entgegen einem bornierten Antiim-
perialismus und allerlei Verschwörungstheorien un-
bedingt festzuhalten: Von Libyen über den Iran bis zur 
Ukraine haben die USA und die «westlichen» Staaten 
nicht aus eigener Kraft «grüne» oder «orange Revolu-
tionen» und «Frühlingsaufstände» hervorgebracht. In 
all diesen Fällen waren es immer Krisenfolgen und (le-
gitime) innenpolitische Gründe, die zu Aufständen ge-
gen existierende (autoritäre und Oligarchen-)Regimes 
geführt haben. Der US-Staat und seine Verbündeten 
machen sich vielmehr innenpolitische Entwicklungen 
in diesen Ländern zunutze und befördern bloß finan-
ziell, militärisch, politisch und ideologisch gezielt sol-
che Kräfte, die ihren Interessen nutzen. Dies geschieht 
häufig auf eine teilweise recht kurzsichtige Art und 
Weise. Die eingangs erwähnte Zögerlichkeit in den In-
terventionsentscheidungen und das erratische Wesen 
der Außenpolitik der Staaten des «Westens» stehen für 
eine geradezu reaktive Ad-hoc-Feuerlöschpolitik in Re-
aktion auf schwelende und zumeist dauerhaft ungelös-
te Probleme. 

Wie lässt sich nun die neue Offensivausrichtung in 
der deutschen Außenpolitik im Kontext dieser geostra-
tegischen Ausrichtung der USA im Zuge der globa-
len Krise beurteilen? Auch wenn Deutschland als re-
lativ autonomer und dominanter Akteur im EU-(Sub-)
Empire Interessen unabhängig vom US-Staat verfolgt, 
bedeutet «neue und mehr Verantwortung« im Großen 
und Ganzen zunächst einmal eine weiterreichende 
Aufgabenbeteiligung im Rahmen dieser Großstrate-
gie zur Einbindung der Mächte an den drei skizzierten 
Rändern des Empire durch Eindämmungspolitik. Diese 
führt – vor dem Hintergrund der Energieabhängigkeit 
und starken wirtschaftlichen Verflechtung im eurasi-
schen Raum – gerade im Hinblick auf Russland durch-
aus zu innerimperialen Konflikten, besonders zwischen 
Deutschland und den USA. Hierbei zeigt die Ukraine-
krise, dass die USA am Ende doch durchaus gewillt 
waren, Deutschland die diplomatische Initiative wieder 
in die Hand zu geben. 

Zugleich bleibt Deutschland aufgrund seiner fort-
bestehenden militärischen und in Teilen auch diplo-
matischen Schwächen bei der Durchsetzung seiner 
eigenen globalen Interessen dauerhaft auf das enge 
Bündnis mit dem US-Staat angewiesen. Dabei wird 
diese Abhängigkeit noch durch Verschiebungen in der 
Exportabhängigkeit Deutschlands vor allem in Rich-

tung China verschärft, weil sie die Notwendigkeit der 
Machtprojektion verstärkt, aber zugleich nicht, schon 
gar nicht auf nationaler Ebene, mit einer entsprechen-
den Ausweitung der (militär-)politischen Ressourcen 
für eine Machtprojektion einhergeht, die sich auf dem 
Niveau einer Weltmacht bewegt. 

Aber worin genau besteht diese Verschiebung? Wie 
hat sich Deutschlands politische Ökonomie im Rah-
men der globalen Krise entwickelt und verändert? 
Welchen Einfluss hatten diese Veränderungen auf 
Deutschlands Außenpolitik in der Eurokrise und nicht 
zuletzt seine Rolle während der Griechenlandkrise? 
Wie lässt sie sich aus den inneren gesellschaftlichen 
Widersprüchen Deutschlands und der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion heraus erklären?

Von der Hegemoniekrise des Neoliberalismus  
in Deutschland zum Krisenkorporatismus
Die Eurokrise hat nicht nur die «Harmonisierung-
durch-Konkurrenz-Webfehler» in den neoliberalen Pri-
märverträgen der europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion aufgezeigt. Sie hat zugleich eine räumliche 
Ungleichzeitigkeit in der Artikulation der Krise hervor-
gebracht, die sich zu Rissen im Gebälk der Europäi-
schen Union als solcher entwickelt haben. Diese Un-
gleichzeitigkeit drückt sich sowohl ökonomisch als 
auch politisch aus. Ökonomisch sollte mit der Festle-
gung des europäischen Integrationsprozesses auf ei-
nen euromonetaristischen Kurs ein einheitlicher Wirt-
schaftsraum geschaffen werden. Eine gemeinsame 
Steuer- und Sozialpolitik wurde durch die Einheitliche 
Europäische Akte und das Einstimmigkeitsprinzip in 
Fragen der wirtschaftspolitischen Integration unmög-
lich gemacht. Dieses Prinzip geht vor allem auf das Be-
treiben Großbritanniens zurück und sollte letztlich eine 
EU-weite Finanzmarktregulierung verhindern, die den 
Interessen des Finanzmarktplatzes London als Trieb-
kraft der weitgehend deindustrialisierten britischen 
Ökonomie widersprochen hätte (Ziltener 1999: 122 ff.). 

Ganz elementar für die neue deutsche Außenpoli-
tik ist allerdings die politische Ungleichzeitigkeit im 
Euroraum. Die globale austeritätspolitische Wende 
im Allgemeinen und die Durchsetzung des autoritä-
ren Krisenkonstitutionalismus sowohl an der «euro-
päischen Peripherie» als auch in Frankreich (als einem 
zunehmend untergeordneten und ungleichen Partner 
im europäischen Tandem) im Besonderen hat vor al-
lem in Griechenland, Portugal, Spanien und in geringe-
rem Maße in Irland und Italien enormen gesellschaft-
lichen Widerstand hervorgerufen. Ein Jahr nach dem 
ersten mit dem griechischen Staat vereinbarten Me-
morandum vom Mai 2010 entstanden hier breite Pro-
testbewegungen mit verschiedensten Kampfformen. 
Sie selbst waren Teil eines umfassenden gesellschaft-
lichen Konfliktzyklus von europäischem, ja globalem 
Ausmaß (vgl. Schmalz/Weinmann 2013; Solty 2014). 

Die Eurokrise hat die Eurostaaten gespalten. Die eu-
romonetaristische Integrationsweise hat eine wach-
sende Auseinanderentwicklung von Zentrum und 
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Peripherie hervorgebracht. Diese Spaltungslinie ist 
letztlich eine zwischen Euro-Norden und Euro-Süden. 
Die südliche Euroraum-Peripherie ist in diesem Zuge 
weitgehend deindustrialisiert worden. Dies ist, wie 
gesagt, nicht allein eine Folge der Lohndumping-Poli-
tik Deutschlands im Rahmen der Agenda-2010- und-
Hartz-Reformen (Schulten 2015). Es ist nicht nur poli-
tisch, sondern auch aus rein wirtschaftlichen Gründen 
kaum vorstellbar, dass die Austeritätspolitik in Südeu-
ropa im Sinne einer Wiedergewinnung von Wettbe-
werbsfähigkeit und ausgeglichener Staatshaushalte 
funktionieren kann. Womit sollen strukturelle Defizit-
ökonomien wettbewerbsfähig werden? Der eigentli-
che Zweck scheint die Privatisierung öffentlichen Ei-
gentums zu sein, eine Politik der «Akkumulation durch 
Enteignung» (Harvey 2003: 145 f.). Das politische Di-
lemma besteht hierbei jedoch in dem wachsenden 
Legitimationsverlust des europäischen Einigungspro-
zesses, für den stets die Output-Legitimität im Vorder-
grund stand (Solty/Gill 2013). 

Allerdings artikuliert sich diese Entwicklung in den 
einzelnen nationalen Kontexten unterschiedlich. Tat-
sächlich ist die Spaltung in Zentrum und Peripherie, 
zwischen Nord- und Südeuropa nicht nur ein ökono-
misches, sondern auch und vor allem ein politisches 
Phänomen, das die bereits bestehenden Differenzen 
vertieft. Zur raumzeitlichen Auseinanderentwicklung 
der Euro-Mitgliedsstaaten gehört die Tatsache, dass 
die Peripherie-Länder, die «ESM-Nehmerländer», sich 
in der Krise eher nach links orientiert haben. Hier wur-
de der Widerstand gegen die Austeritätspolitik vor 
dem Hintergrund einer tiefen Krise der Mittelklassen 
von volksfrontartigen Mitte-unten-Bündnissen getra-
gen. Zwar haben sich auch hier rechtspopulistische, 
neofaschistische und neonazistische Formationen 
herausgebildet (wie etwa die Goldene Morgenröte in 
Griechenland), sie konnten trotzdem weder sozial noch 
politisch reüssieren und die Stimmung insgesamt nach 
rechts kippen. 

Im Euroraum-Zentrum, den «ESM-Geberländern», 
dagegen hat die Eurokrise politisch im Zuge einer Ra-
dikalisierung von Teilen des binnenwirtschaftlich orien-
tierten (Klein-)Bürgertums vor allem zu rechten Mobi-
lisierungen geführt. Es hat eine «Renationalisierung« 
(Habermas 2015) stattgefunden. Diese Rechtsorien-
tierung hat dabei als neuer Wohlstandsnationalismus 
die Spaltungslinien in der EU vertieft. Diese Mitte-
oben-Bündnisse haben zugleich mit dazu beigetragen, 
dass der Plan A der griechischen SYRIZA-Linksregie-
rung scheiterte. Dieser hatte darin bestanden, die eu-
ropäische Peripherie zu einen, die Große Koalition in 
Deutschland zu spalten und der SPD im Bündnis mit 
der italienischen und französischen Sozialdemokra-
tie das hegemoniale Projekt einer euro-keynesiani-
schen Vertiefung der europäischen Integration auf 
dem Silbertablett zu servieren. Dabei ist diese Rechts-
artikulation der Eurokrise in den Zentrumsländern, im 
Euroraum-Norden, nicht nur als ideologisches und so-
ziales Phänomen zu beobachten, etwa in Gestalt der 

Verbreitung von gruppenbezogen-menschenfeindli-
chen Einstellungen in der «Mitte» der Gesellschaft (De-
cker u. a. 2010 u. 2012) oder als Aufstieg einer «rohen 
Bürgerlichkeit» (Heitmeyer 2011). Es drückt sich poli-
tisch vor allem in Erfolgen der neuen euroskeptischen 
oder eurofeindlichen Rechtsparteien aus (Front Natio-
nal, Alternative für Deutschland, FPÖ, Partij voor de Vri-
jheid, Vlaams Belang, Wahre Finnen etc.). Die schrän-
ken zusammen mit dem Aufstieg der alten und neuen 
Linksformationen die Handlungsfähigkeit der interna-
tionalisierten Machtblöcke in den europäischen Natio-
nalstaaten ein, für die die Eurokrise, wie gesagt, keine 
ökonomische, sondern eine politische Frage darstellt 
(Solty/Gill 2013).

Die Grundlage der Renationalisierung in Deutsch-
land und der deutschen EU-Politik ist wiederum die 
spezifische politische Artikulation der Krise. Nach dem 
Zusammenbruch der Investmentbank Lehman Bro-
thers und dem Beginn der finanziellen Kernschmelze 
erwarteten kluge bürgerliche Beobachter ein Revival 
der Linken. Die Linke, so die weitverbreitete Einschät-
zung, würde von der Krise profitieren. Die erste politi-
sche Artikulation der Krise war jedoch ohne Frage eine 
rechte. Es wurde bereits auf die Rolle der Tea-Party-
Bewegung in der austeritätspolitischen Wende in den 
USA hingewiesen; in Deutschland steht für diese Ent-
wicklung exemplarisch das Sarrazin-Phänomen (vgl. 
Solty 2013b). 

Der Hintergrund dieser Entwicklung ist die extreme 
Defensivposition, in die die Gewerkschaftsbewegun-
gen in den kapitalistischen Kernstaaten in den letzten 
Jahren gedrängt worden sind. Die Krise vernichte-
te weltweit quasi auf einen Schlag rund 30 Millionen 
Arbeitsplätze (ILO 2015). Dies hatte eine weitere Ver-
ringerung nicht nur der Marktmacht der globalen Ar-
beiterklasse zur Folge, sondern minimierte auch ihre 
Organisationsmacht. Die Konsequenz dieser weiteren 
Schwächung der Arbeiterbewegungen weltweit war 
neben der sinkenden Lohnquote der dramatische 
Rückgang der Streikzahlen (bezogen auf die Anzahl 
der Streiks und Streikenden und die Dauer des Produk-
tionsstillstands). In Deutschland führte die Krise dabei 
zu einem neuen gesellschaftlichen Bündnis und zu Um-
gruppierungen im Machtblock. Dies kann als deutscher 
Krisenkorporatismus bezeichnet werden (Urban 2012). 

Die Ursachen hierfür waren vielfältig. In Folge der 
Agenda-2010- und Hartz-Reformen der rotgrünen 
Bundesregierung (2003−2005), des sich hiergegen 
richtenden gesellschaftlichen Widerstands und einer 
zunehmenden politischen Entfremdung zwischen den 
Gewerkschaften und ihrem traditionellen ersten Bünd-
nispartner SPD endete in Deutschland die kurze Phase 
der hegemonialen Verallgemeinerung des Neolibera-
lismus (Candeias 2004: 408) und ging in eine Reprä-
sentationskrise über, die ein Vakuum für rechtsextreme 
Stimmungen schuf (ebd.: 409 ff.). Zugleich bot sie aber 
auch die Grundlage für die Entstehung einer neuen Lin-
ken in Form der Fusion von PDS und WASG, die als 
Keimform einer gegenhegemonialen Bewegung ge-
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gen den Neoliberalismus eine bemerkenswerte Zug-
kraft entfaltete. Bei der Bundestagswahl 2009 konnte 
sie diese unter den günstigen Bedingungen einer CDU-
CSU/SPD-Regierung auch noch in ein historisches 
Stimmenergebnis von 11,9 Prozent ummünzen (Solty 
2008).

Die Krise, die das Wirtschaftswachstum in Deutsch-
land 2009 (nach einem schwachem Wachstum von 
1,1 Prozent in 2008) stärker noch als in den meisten 
anderen europäischen Ländern um 5,1 Prozent ein-
brechen ließ (vgl. Deppe 2012: 85), beendete diesen 
Prozess. Aufgrund korporatistischer Betriebsstruktu-
ren und stark institutionalisierter Tarifverhandlungs-
systeme – die sich im Kontext der neoliberalen Wende 
und der schrittweisen Aufkündigung des historischen 
Klassenkompromisses von oben tendenziell gegen 
die Beschäftigten richteten (vgl. die frühe Kritik in Pa-
nitch 1977) – konnte sich im Zuge des Ausbruchs der 
globalen Krise eine eher konservative Tendenz in den 
Gewerkschaften der weltmarktorientierten und ex-
portabhängigen Branchen, das heißt namentlich der 
Industriegewerkschaft Metall (IG Metall), durchset-
zen. Stellvertretend für viele Gewerkschaftsfunktionä-
re brachte der Chefökonom des Deutschen Gewerk-
schaftsbunds, Dirk Hierschel, auf dem Kongress «Linke 
Auswege aus der Krise»18 die innergewerkschaftliche 
Angst zum Ausdruck, mit der Krise und mit den infolge 
des Einbruchs im produzierenden Gewerbe 2009 zu er-
wartenden Arbeitsplatzverlusten drohten größere Teile 
der industriellen Basis in Deutschland und damit das 
Fundament der institutionellen (Flächentarif-)Macht 
der deutschen Gewerkschaften zu erodieren. War der 
Gewerkschaftslinke Jürgen Urban im Zuge des linken 
Frühlings zwischen der Bundestagswahl 2004 und 
2009 in der bürgerlichen Presse zwischenzeitlich als 
kommender IG-Metallvorsitzender und Nachfolger von 
«Reformer» Berthold Huber gehandelt worden, been-
dete die Krise ebendiesen Aufbruch. Im Aktionsplan 
«Aktiv aus der Krise – Gemeinsam für ein GUTES LE-
BEN», den die IG Metall im März 2009 vorstellte, wurde 
nicht nur die Beschäftigungssicherung durch «Kurzar-
beit» als Ziel angepeilt, sondern mit der Betonung der 
«Notwendigkeit der Veränderung der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen» auch 
ein transformatorisches politisches Mandat (Bierbaum 
2013). Da die (Industrie-)Gewerkschaften nach der 
Agenda-2010-Entfremdung bei der mitregierenden 
SPD aber nun wieder Gehör fanden, wie schon lange 
nicht mehr, und die weitgehend auf die Initiative der 
IG Metall zurückgehenden Projekte «Kurzarbeit» und 
«Abwrackprämie» zum staatlichen Krisenmanagement 
erhoben worden waren, entstand ein konservativ und 
vor allem an der Sicherung der (Stammbelegschaft-)
Beschäftigten ausgerichteter Krisenkorporatismus, bei 
dem die Notwendigkeit langfristiger transformatori-
scher Perspektiven kaum mehr bleiben konnte als ein 
Lippenbekenntnis (Urban 2012). 

Politisch hatte dies gravierende Folgen. Es bedeutete 
nicht nur, dass die in der Krise vonseiten der Linken neu 

initiierte Konversionsdebatte zur sozialökologischen 
Bearbeitung der Überakkumulationsstrukturprob-
leme in der Automobilindustrie und ein darüber hin-
ausweisendes transformatorisches Einstiegsprojekt 
«in eine öko-sozialistische Reproduktionsökonomie» 
(Candeias 2011) tendenziell verpuffte. Die konserva-
tive Verschiebung dieser Probleme in die Zukunft im 
Rahmen der «Abwrackprämie» spaltete die in Deutsch-
land seit 2004 ff. entstandene, zur gesamtgesellschaft-
lichen Transformation hin orientierte «Mosaik-Linke» 
und schwächte ihren Widerstand gegen den Neolibe-
ralismus (Urban 2009; Candeias 2010; Candeias/Völ-
pel 2014). Weder «Kurzarbeit» noch «Abwrackprämie» 
waren der wachsenden Zahl von prekär Beschäftigten 
als den ersten Krisenopfern in den industriellen Export-
branchen zu vermitteln, auch nicht den Beschäftigten 
im (Dienstleistungs-)Niedriglohnsektor, der im Zuge 
der Agenda-2010-Reformen extrem angewachsen 
war, und noch weniger dem umweltbewegten Teil der 
Mosaik-Linken. Letztlich vertiefte der Krisenkorpora-
tismus die Spaltungslinien in der Klasse der Lohnab-
hängigen, einerseits zwischen der Masse des tenden-
ziell schlecht bezahlten Dienstleistungspersonals und 
den Hochlohnsegmenten in der deutschen Export-
wirtschaft, und anderseits zwischen den Stammbe-
legschaften und den nur temporär Beschäftigten. Tat-
sächlich zeigten Studien zum Krisenbewusstsein der 
Lohnabhängigen in Deutschland die wachsende Kluft 
zwischen diesen verschiedenen «Arbeitnehmerseg-
menten». Die Krise und ihre Verursacher erschienen 
den Beschäftigten nicht nur als anonym, entsprechend 
wenig Raum sahen sie für konkrete politische Alterna-
tiven (Detje/Menz 2011), sondern sie bestärkte wohl 
auch eine Form der «exklusiven Solidarität» zwischen 
den Stammbelegschaften und den über Zeit- und Leih-
arbeit oder Werkverträge Beschäftigten in der deut-
schen Exportindustriewirtschaft (Dörre u. a. 2013). So 
ist im Zuge eines Prozesses der Fraktalisierung mit den 
prekär Beschäftigten eine besondere Klassenfraktion 
entstanden, die die deutsche Gewerkschaftsbewe-
gung vor große Herausforderungen stellt (Dörre 2011). 
Als diese Fraktalisierung übergreifendes Band scheint 
zwar die universell wahrgenommene und abgelehnte 
Ökonomisierung potenziell eine politische Katalysator-
funktion spielen zu können. Sie könnte im Kontext einer 
allgemein wachsenden Sensibilität für Probleme des 
Raubbaus an der Arbeit (Stichwort: Burnout-Debatten) 
theoretisch auch viele Prozesse und gesellschaftliche 
Unzufriedenheiten in einem Projekt der «guten Arbeit» 
und des «guten Lebens» bündeln. Politisch wirksam 
könnte dies jedoch wohl erst bei einer erneuten Krisen-
verschärfung auch in Deutschland werden.

Zugleich spaltete der deutsche Krisenkorporatismus 
nicht zuletzt aufgrund starker regionaler Unterschiede 
bei den Krisenauswirkungen den Widerstand gegen 

18 Dieser wurde von der Bundestagsfraktion der Linkspartei in Zusammenarbeit 
mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung organisiert und fand am 20./21. März 2009 in 
Berlin statt.
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den Neoliberalismus, und das nicht nur in Deutsch-
land, sondern auch auf der europäischen Ebene. Als 
etwa der Europäische Gewerkschaftsbund aus Protest 
gegen die Schleifung der Flächentarifverträge und ge-
gen Angriffe auf Mindestlöhne, öffentliche Beschäfti-
gung und Renten im Zuge der Troika-Politik in den süd-
europäischen Krisenländern am 14. November 2012 
zu einem europaweiten Generalstreik aufrief, stand 
auch der DGB mit seinem Namen unter diesem Auf-
ruf. Er beteiligte sich aber nicht an der aktiven Mobili-
sierung. Angesichts der Ungleichzeitigkeit in der Kri-
senbetroffenheit zwischen den Euro-Kernstaaten und 
der «Peripherie» blieb die Solidarität nur auf dem Papier 
bestehen. Auch bei den Blockupy-Protesten gegen 
die europäische Austeritätspolitik im Mai 2012 waren 
bloß «die GEW und Teile von ver.di präsent» (Bierbaum 
2013). 

Dies hängt auch mit der Tatsache zusammen, dass 
der deutsche Krisenkorporatismus in seiner konserva-
tiven Tendenz und kurzfristigen Orientierung durch-
aus Erfolge aufzuweisen hatte. Ökonomisch profitierte 
«Deutschland» stark von der Krise. So führte die Euro-
krise mit ihrer Unsicherheit an den Finanzmärkten zu 
einer massiven Kapitalflucht aus dem peripheren Kri-
seneuropa in deutsche Staatspapiere. Insgesamt flos-
sen so rund 120 Milliarden Euro nach Deutschland – 
eine Summe, die die Gesamtauslagen des deutschen 
Staates für die Rettung in Griechenland verschuldeter 
deutscher, französischer und anderer Banken (in der 
Regel als «Griechenland-Rettung» bezeichnet) noch 
um rund 30 Milliarden Euro übersteigt. Dem deutschen 
Staat ermöglichte diese Entwicklung eine Refinanzie-
rung der Altschulden zu Nullzinsen und die Politik der 
«schwarzen Null» von Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble. Insgesamt wurden laut einer Studie des In-
stituts für Wirtschaftsforschung Halle auf diese Weise 
100 Milliarden Euro eingespart, das heißt mehr als die 
deutsche Einlage im Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus (ESM). 

Politisch bedeutete diese Tragfähigkeit des deut-
schen Krisenkorporatismus wiederum, dass in 
Deutschland eine Variante des «mitfühlenden Kon-
servatismus» entstehen konnte. So schwang das 
Polanyi’sche Pendel des Marktes nicht zuletzt auf Ini-
tiative der SPD mit der Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns von 8,50 Euro und der Rente mit 63 so-
wie mit der Rekommunalisierung von zuvor privati-
sierten lokalen öffentlichen Unternehmen (vor allem 
im Energiesektor) teilweise wieder zurück in Richtung 
von mehr staatlicher Regulierung. Zudem ist auch in 
dem von Angela Merkel seit 2011 propagierten «Pakt 
für Wettbewerbsfähigkeit» als Teil der neuen europa-
weiten wirtschaftspolitischen Koordination und der eu-
ropäischen Wettbewerbsstrategie der inneren Abwer-
tung durchaus ein Verteilungsspielraum vorgesehen. 
Laut diesem Pakt, der auch eine europäische Koordina-
tion der Lohnpolitik in den Nationalstaaten beinhalten 
soll, sind für Deutschland Reallohnsteigerungen von 
bis zu neun Prozent über drei Jahre hinweg eingeplant 

(Oberndorfer 2014). Seit Anfang der 1990er Jahren hat 
es keine Phase mehr mit Reallohnzuwächsen in dieser 
Größenordnung gegeben. Entscheidend ist: Im Um-
kehrschluss würde diese Politik natürlich eine weitere 
Absenkung der Löhne und Gehälter und Lebensstan-
dards in der Euroraum-Peripherie bedeuten.

Die nicht nur für eine transformatorische Linke poli-
tisch alles entscheidende Frage ist und bleibt vor die-
sem Hintergrund die nach der dauerhaften politischen 
und ökonomischen Tragfähigkeit dieses Beggar-thy-
neighbor-Kapitalismus im Allgemeinen (die bereits in 
Kapitel 3 negativ beantwortet worden ist) und hierin die 
des deutschen Krisenkorporatismus im Besonderen. 
(Dieser bleibt dabei natürlich zweifellos grundsätzlich 
abhängig von der Fähigkeit des Machtblocks in Euro-
pa, den Zerfall des Euroraums und/oder der Europäi-
schen Union zu verhindern, da ein solcher Zerfall und 
eine Rückkehr etwa zur D-Mark eine massive Wäh-
rungsaufwertung mit dramatischen Konsequenzen für 
Exportfähigkeit, Bestand der industriellen Basis, Be-
schäftigung etc. zur Folge hätte.19)

Zunächst einmal zu den Ergebnissen der Beggar-
thy-neighbor-Politik und ihren Wachstums- und Wett-
bewerbsstrategien und den damit zusammenhängen-
den kurzfristigen und längerfristigen Verschiebungen 
in der Weltwirtschaft: Die USA haben nach Angaben 
der offiziellen Statistikbehörde zwar immer noch ein 
erhebliches Leistungsbilanzdefizit. Es ist ihnen aller-
dings gelungen, dieses deutlich zu senken. Das Defi-
zit konnte von 712 Milliarden US-Dollar im Jahr 2005 
und 702,1 Milliarden US-Dollar im ersten Jahr der glo-
balen Krise 2007 auf 410,6 Milliarden US-Dollar im 
Jahr 2014 reduziert werden. Auch wenn die bis En-
de Januar 2016 veröffentlichten Zahlen aus den ers-
ten drei Quartalen 2015 wieder eine leichte Erhöhung 
des US-Leistungsbilanzdefizits für 2015 vermuten las-
sen, setzte sich dieser allgemeine Trend fort (Bureau 
of Economic Analysis, 17.12.2015). Die Drei-Säulen-
Wettbewerbsstrategie der USA funktioniert mithin ver-
gleichsweise gut, und es häufen sich Warnungen über 
die neue Wettbewerbsfähigkeit der USA nicht nur in 

19 Für den – vom (süd-)westdeutschen Exportindustriekapital dominierten – 
Machtblock in Deutschland gibt es keine Alternative zur Europäischen Union und 
zur europäischen Wirtschafts- und Währungsunion. Ökonomisch ist der deutsch-
dominierte europäische Binnenmarkt nicht nur Deutschlands Heimbasis und «Hin-
terhof». Die gemeinsame europäische Währung verhindert auch den Aufwertungs-
druck, unter dem die deutsche Exportwirtschaft noch zu D-Mark-Zeiten litt, und 
stärkt so die Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Industriekapitals. Der Euroraum 
dient damit als ökonomisches Sprungbrett in die Welt. Zudem verfügt das deut-
sche Kapital mit dem Euro auch über eine potenzielle Konkurrenzwährung zum US-
Dollar. Politisch wiederum ermöglicht die europäische (Wirtschafts-)Integration es 
Deutschland, internationales Gewicht zu erlangen und «Gehör zu finden». Dazu 
gehört auch die Nutzung der Militärstrukturen der USA und ihrer (anderen) Verbün-
deten im Rahmen der NATO. Für den deutschen Machtblock aus ökonomischen 
und politischen Eliten hat die europäische Integration entsprechend höchste Prio-
rität. So heißt es auch prominent in den aktuellen «Schwerpunkten deutscher Au-
ßenpolitik» des Auswärtigen Amtes: «Kaum ein anderes Land profitiert so sehr von 
der Europäischen Integration und der Europäischen Union wie ihr größter Mitglied-
staat im Herzen Europas – Deutschland. Diese Integration bleibt das Fundament 
der deutschen Außenpolitik.» Damit ist aber auch klar, dass die Eurokrise aus der 
Perspektive der (außen-)politischen Eliten in Deutschland keine ökonomische (Kri-
sen-)Frage, sondern eine politische ist. Der zunehmend autoritäre Krisenkonstitu-
tionalismus, zu dem auch die Zunahme extralegaler Verfahren wie etwa der Ver-
stoß gegen die No-Bailout-Klausel in den Primärverträgen gehören, ist in diesem 
Kontext als ein Machtpragmatismus zu begreifen: Die europäische Wirtschafts- 
und Währungsunion ist um jeden Preis zu erhalten.
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der EU, sondern auch in China (ebd.). Eine nicht zu un-
terschätzende Rolle spielt dabei die Lohnpolitik in den 
export orientierten Kapitalien, entscheidend sind aber 
auch die niedrigen Energiekosten, die mit 9,4 US-Dol-
lar (2015) pro Kilowattstunde weiterhin rund ein Drittel 
unter dem Durchschnitt in der weitgehend auf Ener-
gieimporte angewiesenen Europäischen Union liegen. 

Die USA verlieren damit jedoch zugleich als ehedem 
wichtigster Markt außerhalb der EU für die großen eu-
ropäischen Exportökonomien an Bedeutung und kön-
nen auch immer weniger die Rolle des global-keyne-
sianischen Schwamms für Überschusskapital und 
Überschusswaren spielen, wie sie das noch bis vor Ein-
bruch der Krise getan haben (Brenner 2003). Was das 
für die globale politische Ökonomie und die Frage der 
finanzmarktkapitalistischen Blasenökonomie bedeu-
ten kann, wäre noch systematischer zu untersuchen. 

So geht die wieder gestiegene Wettbewerbsfähig-
keit der USA wohl zulasten weiter Teile der Europäi-
schen Union, die aufgrund ihrer orthodoxen Auste-
ritätspolitik auch bei den Wachstumsraten deutlich 
den USA hinterherhinken (siehe Grafik 2 auf S. 34), of-
fensichtlich aber nicht zulasten Deutschlands. Im Ge-
genteil: Von 1991 bis 2008 steigerte Deutschland sein 
Gesamtexportvolumen in die USA von 26 auf 97,5 Mil-
liarden US-Dollar. Im selben Zeitraum stieg auch das 
Leistungsbilanzdefizit der USA gegenüber Deutsch-
land von 4,8 auf 43,0 Milliarden US-Dollar. Nach einem 
kurzfristigen Rückgang im Jahr 2009 (auf 28,2 Mrd. 
US-Dollar) setzte sich der langfristige Anstieg auch 
kontinuierlich während der Krise fort und liegt heute 
bei 67,0 Milliarden US-Dollar. Zudem ist das Gesamt-
exportvolumen Deutschlands in die USA zwischen 
2009 und 2014 kontinuierlich auf zuletzt 123,3 Milliar-
den US-Dollar angestiegen (U.S. CENSUS 2015). Mit 
anderen Worten: Während Deutschland in der Krise 
durchaus konkurrenzfähiger geworden ist, sinkt die 
Wettbewerbsfähigkeit der anderen EU-Mitgliedsstaa-
ten nicht bloß im Verhältnis zum deutschen, sondern 
auch zum US-(Industrie-)Kapital. 

Der Hintergrund für diese Entwicklung ist eine Kom-
bination aus hoher Produktivität der deutschen Export-
wirtschaft und dramatischer Abwertung des Euro in-
folge der hilflosen EZB-Politik des billigen Geldes im 
Rahmen der «Eurokrise». Lag der Wechselkurs des Eu-
ro am Vorabend der Kriseneskalation noch bei 1,56 US-
Dollar (Juli 2008), fiel er bis zum Vorabend des ersten 
Griechenland-Memorandums sukzessive auf 1,33 US-
Dollar (April 2010) und schließlich auf 1,08 US-Dollar 
(Stand: Ende Januar 2016). Während sich damit für die 
Lohnabhängigen die importierten Konsumgüter ver-
teuern, fördert diese Entwicklung wiederum den Han-
del des deutschen Kapitals außerhalb der EU, vor allem 
in die USA und in die Schwellenländer (überwiegend 
nach China). Denn auch wenn sich hierdurch für das 
deutsche Kapital die Extra-EU-Importe in seinen trans-
nationalisierten Wertschöpfungsketten verteuern, er-
höht diese äußere Quasi-Abwertung seine «Wettbe-
werbsfähigkeit» gegenüber Konkurrenten außerhalb 

der EU (aufgrund des Wertschöpfungsvolumen in der 
Eurozone) und hat somit seine Exportmöglichkeiten 
gerade im Extra-EU-Handel dramatisch verbessert. 
Diese Exporte fungieren dabei kompensatorisch für 
die im Kontext der Austeritätspolitik und schwachen 
Wachstumsimpulse in der EU sinkende innere Nach-
frage in der EU. Das deutsche Wachstums- und Wett-
bewerbsmodell beruht heute darauf, dass der Verlust 
von Absatzmärkten im Euroraum durch Exporte in 
Nicht-EU-Staaten ausgeglichen wird.

Zum Bild der verstärkten außereuropäischen Glo-
balisierungsabhängigkeit des deutschen Kapitals, die 
schon vor der Krise begann und sich in der Eurokrise 
intensiviert hat, gehört jenseits der wachsenden Ex-
portabhängigkeit auch die Transnationalisierung des 
deutschen Großkapitals (zwecks günstigerer Produk-
tion und Marktnähe). Die deutschen Direktinvestiti-
onsbestände im Ausland nahmen nach Angaben des 
Bundesverbands der Deutschen Industrie zwischen 
2000 und 2012 von 541,9 auf 1.547,2 Milliarden US-
Dollar um annähernd das Doppelte zu. Der Anteil der in 
den Exporten enthaltenen ausländischen Wertschöp-
fung im deutschen verarbeitenden Gewerbe wuchs 
zwischen 1995 und 2011 von 18,5 auf 30,4 Prozent. 
67 Prozent hiervon fand innerhalb Europas statt (Bun-
desverband der Deutschen Industrie 2015). Laut An-
gaben des Zukunftspanels des Instituts der deutschen 
Wirtschaft soll der Anteil der Auslandsproduktion am 
gesamten Auslandsumsatz der in Deutschland ansäs-
sigen transnationalen Konzerne schon bald bei fast 
50 Prozent liegen. 

Insofern nun aber im Zuge der Internationalisierung 
des Staates ein transnationaler historischer Block ent-
standen ist, der sich an den Interessen des transnati-
onalisierten Kapitals orientiert und sich dem Manage-
ment des globalen Kapitalismus verpflichtet fühlt, ist 
dies außenpolitisch in hohem Maße relevant. Für die 
neue Offensivausrichtung der deutschen Außenpo-
litik sind die beschleunigte Transnationalisierung des 
deutschen Großkapitals und die beschriebene regio-
nale Verschiebung der Exportabhängigkeit des deut-
schen Wettbewerbs- und Wachstumsmodell ganz 
entscheidende Voraussetzungen. Die Steigerung des 
Gesamtexportvolumens und die damit einhergehen-
de gewachsene Exportabhängigkeit Deutschlands von 
den USA können etwa als ein Grund gelten, warum der 
deutsche Staat heute das engere Bündnis mit den Ver-
einigten Staaten sucht. Auch in diesem Kontext muss 
man wohl den politischen Willen zur forcierten Durch-
setzung von TTIP gegen alle gesellschaftlichen Wider-
stände sehen. 

Noch bedeutsamer für die neue deutsche Machtpo-
litik ist wohl die mit der Eurokrise stetig gewachsene 
Exportabhängigkeit von den Schwellenländern und 
auch die mit ihnen verbundene transnationalisierte 
Produktionsverflechtung. Entscheidend ist, dass mit 
dem Bedeutungszuwachs des «Überseeraums» in die-
ser Hinsicht auch die politische Abhängigkeit von die-
sen Regionen wächst. Aus diesem Grund ergibt sich 
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die globalpolitische Machtambition Deutschlands ver-
mittels des Sprungbretts Gemeinsame Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (GSVP) der Europäischen 
Union und letztlich – bei allen Differenzen etwa bei 
der stark von energiepolitischen Interessen bestimm-
ten Russlandfrage – die Abhängigkeit des deutschen 
Entwicklungsmodells von dem allgemeinen Erfolg 
der «Einbindung-durch-Eindämmungs-Strategie» 
der USA. Die Schwächung der imperialen Integrati-

onsfähigkeit des American Empire und die Aussicht 
auf eine multipolare Weltordnung muss Deutschland 
vor dem Hintergrund seiner globalisierten Exportab-
hängigkeitsschwäche fürchten. Die Übernahme von 
«mehr Verantwortung» im Rahmen des transatlanti-
schen Bündnisses ist eine Reaktion auf diese Proble-
matik, mit der sich zugleich das Ziel einer verbesser-
ten Machtposition in Europa und darüber hinaus in der 
Welt verknüpft. 
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V. BRANDSTIFTENDE FEUERLÖSCHER: GLOBALER 
GERINGWACHSTUMSKAPITALISMUS, NEUE KRIEGE 
UND EUROPÄISCHE «FLÜCHTLINGSKRISE» 

Das Jahr 2015 war jedoch nicht nur das Jahr, in dem 
am Ende der ersten Hälfte die Kreditstrangulation Grie-
chenlands durch die EZB offenbarte, dass es im Rah-
men der bestehenden europäischen Institutionen keine 
Alternative zum neoliberalen Europa geben darf. Es war 
spätestens in der zweiten Hälfte auch das Jahr der «eu-
ropäischen Flüchtlingskrise». Diese kann, wie in diesem 
Kapitel gezeigt werden wird, nicht getrennt von der glo-
balen Krise im Allgemeinen und von ihrer Entwicklung 
seit der globalen austeritätspolitischen Wende getrennt 
im Besonderen betrachtet werden.

Fest steht, dass auch die kommenden Jahre poli-
tisch im Zeichen der «Flüchtlingskrise« stehen werden, 
denn selbst wenn, was nicht zu erwarten ist, die Zahl 
der weltweit flüchtenden Menschen 2016 und darü-
ber hinaus abnehmen sollte, steht die politische Klasse 
in Deutschland vor der großen Herausforderung, die 
Menschen, die hier politisches Asyl genießen, gesell-
schaftlich zu integrieren. Das Dilemma der Linken in 
Deutschland besteht nun darin: Da sie die politökono-
mischen Rahmenbedingungen nicht in eine Richtung 
verbessern kann, die wahre gesellschaftliche Teilhabe-
chancen erst ermöglichen würde, sie aber selbst auf 
das Gelingen dieser Integration angewiesen ist, liegt 
das Heft des Handelns bei der bürgerlichen Regierung 
von Angela Merkel (vgl. Solty 2016b). 

Zugleich ist die «Flüchtlingskrise» auch eine Chance 
für die Entwicklung einer konkreten linken Außenpoli-
tik. Denn insofern das Ziel einer solchen Politperspek-
tive sein muss, den Begriff der Außenpolitik aus seiner 
Engführung auf die Militär- und Staatenlogik und aus 
dem begrenzten Sicherheitsdiskurs zu befreien und in 
transformatorischer Perspektive auf die Bekämpfung 
von Fluchtursachen auszudehnen, ist die Flüchtlings-
frage für eine linke Außenpolitik essenziell. Hier geht 
es in einem entwickelten kapitalistischen Land wie der 
Bundesrepublik um globale Außenwirtschafts-, Eigen-
tums-, Struktur- und Sozialpolitik als Zentralachse einer 
grundlegend veränderten Sicherheits- und Antikriegs-
politik. Im Grunde funktioniert die «Flüchtlingskrise» 
mit ihrer spezifischen Ikonografie von Verheerungen 
durch (westliche) Kriege und auch Freihandelsabkom-
men, im Mittelmeer ertrunkene Menschen, die vor die-
sen Kriegen fliehen, und Asylsuchende in Deutschland 
wie ein Brennglas der Entwicklungslinien der globalen 
politischen Ökonomie. Mehr noch: Die «Flüchtlingskri-
se» offenbart nicht nur die Untrennbarkeit von lokalen 
und globalen Prozessen; mit ihr artikuliert sich zugleich 
die Notwendigkeit des Nachdenkens über Wege hin 
zu einer alternativen und gerechteren Weltwirtschafts-
ordnung. Deren Notwendigkeit lässt sich aufgrund des 
Brennglascharakters der Flüchtlingsfrage auch klarer 
benennen. Linke Außenpolitik muss in diesem Sinne, 
auch wenn es angesichts der relativen Schwäche der 

globalen transformatorischen Linken und der Größe 
der vor ihr stehenden Herausforderungen und Aufga-
ben schwer fällt, Kühnheit beweisen. Sie kann es aber 
mit der Flüchtlingsfrage auch leichter.

Zugleich kann dies nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die «Flüchtlingskrise» enorme politische Spreng-
kraft birgt. So kam es rasch zu einer Polarisierung in 
der Bevölkerung und in der politischen Landschaft: 
zwischen Willkommenskultur-Rhetorik und bemer-
kenswertem zivilgesellschaftlichem Engagement ei-
nerseits und einer Das-Boot-ist-voll-Rhetorik im rech-
ten politischen Spektrum, bestehend aus CSU, stark 
nach rechts verschobener AfD (mitsamt der AfD-na-
hen Bürgerbewegung Pegida) und der NPD (König/
Detje 2015) andererseits, das den Nährboden für den 
neuen «rechten Terror» gegen Flüchtlinge und Flücht-
lingsunterkünfte bildet (Wiegel 2015: 8 ff.). Für die Lin-
ke ist diese Entwicklung eine große Herausforderung: 
Denn vor dem Hintergrund der Prekarisierungspro-
zesse und des Zerfalls der öffentlichen Infrastruktur 
im Neoliberalismus im Allgemeinen und schwacher 
Konjunktur und der neuen Welle der Rationalisierung 
(Industrie 4.0) im Besonderen bildet die Kombinati-
on aus tief in der Mitte der Gesellschaft verankerter 
Islamfeindlichkeit, Zuwanderung vor allem aus mus-
limischen Ländern, kriegerischer westlicher Interes-
senpolitik und der Zunahme islamistischer Terroran-
schläge in westlichen Ländern (aktuell begründet als 
Vergeltung für die Politik des «Westens» im Irak und 
in Syrien) ein gefährliches Gemisch. Dies verleiht der 
radikalen Rechten ohne ein konkretes solidarisches Al-
ternativprojekt von links europaweit erheblichen Auf-
trieb. Der Wahlsieg des Front National in Frankreich 
knapp einen Monat nach den terroristischen Anschlä-
gen von Paris vom 13. November 2015 ist Vorbote ei-
ner möglichen zukünftigen Entwicklung. Und auch 
wenn sich die Verhältnisse nicht vergleichen lassen, 
könnte die am selben Tag stattgefundene Wahlnie-
derlage der bolivarisch-revolutionären Sozialisten in 
Venezuela als Symptom verstanden werden, was der 
Linken in Europa droht.

Vor dem Hintergrund des (Wieder-)Aufstiegs der 
zunehmend völkisch-nationalistisch argumentieren-
den, rechtspopulistischen «Alternative für Deutsch-
land» manifestiert sich dieses explosive Potenzial dabei 
in Gestalt von starken Spannungen in der politischen 
Klasse im Allgemeinen und im bürgerlich-konservati-
ven Lager im Besonderen. In der CDU/CSU begann in 
der zweiten Jahreshälfte eine heftige Debatte über so-
genannte Belastungsgrenzen. Während Bundeskanz-
lerin Angela Merkel keine «Obergrenzen» beim verfas-
sungsrechtlich verbrieften Recht auf Asyl für möglich 
hält, drängen insbesondere CSU-Politiker auf eine 
solche Begrenzung. Der Konflikt spitzte sich mit dem 
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CSU-Parteitag vom 20. November 2015 mit einer offe-
nen Brüskierung Merkels durch Seehofer und mit dem 
CDU-Parteitag vom 14./15. Dezember zu. Tatsächlich 
verläuft die Flüchtlingsregistrierung und ihre anschlie-
ßende Unterbringung, wie etwa das Beispiel des Lan-
desamts für Gesundheit und Soziales (Lageso) in Ber-
lin zeigt, teilweise katastrophal. Solidaritätsgruppen 
argumentieren dabei, dass die Infrastrukturen bereit-
stünden; es fehle der Bundesregierung vor dem Hin-
tergrund des «Schwarze-Null-Fetischs» schlichtweg 
am Willen, die nötigen Finanzmittel an Hilfsorganisa-
tionen bereitzustellen. So oder so: Zum Jahreswechsel 
2015/16 war sogar bereits von einem möglichen Ende 
der Kanzlerschaft Merkels die Rede. 

«Flüchtlingskrise» in Europa: Die Fakten
Die wachsende Zahl der Menschen, die sich weltweit 
auf der Flucht befinden, hat auch in Deutschland und 
der Europäischen Union zu einem deutlichen Anstieg 
der Asylanträge geführt, von denen die meisten Erst-
anträge sind. So ging die Zahl der Asylanträge in der 
Europäischen Union nach einem Hoch in den 1990er 
Jahren bis zum Vorabend der globalen Krise, also im 
Jahr 2006, auf 21.030 in Deutschland und 197.410 
in der EU zurück. Im Zuge der Krise und der Zunah-
me von Krisenkriegen ist jedoch ein sprunghafter An-
stieg festzustellen. 2014 lag die Zahl der Asylanträge 
in Deutschland bei 202.645 und in der EU bei 626.960. 
2015 hat sich diese Dynamik weiter beschleunigt: 
Nach den neuesten Zahlen von Eurostat (Stand: 9. De-
zember 2015) stellten 862.980 Menschen in den ersten 
drei Quartalen 2015 einen Asylantrag in der Europäi-
schen Union, davon 288.740 Menschen in Deutsch-
land (siehe Tabelle 2). 

Tabelle 2: Erst- und Zweitanträge auf Asyl in 
Deutschland und in der Europäischen Union  
(in Tausend)

Deutschland EU Anteil Deutschlands in %

1998 99 314 32

1999 95 380 25

2000 79 407 19

2001 88 424 21

2002 71 421 17

2003 (Dublin II) 51 345 15

2004 36 277 13

2005 29 235 12

2006 21 197 11

2007 19 223 8

2008 27 225 12

2009 33 264 12,5

2010 48 259 19

2011 53 335 16

2012 77 335 16

2013 (Dublin III) 127 431 29

2014 203 627 32

2015 (Q1-3) 289 863 33

Quelle: Eurostat: Asylum Quarterly Report (9.12.2015)

Die Zahlen für das vierte Quartal 2015 sind noch un-
vollständig; klar ist aber jetzt schon, dass bis Ende Ok-
tober 2015 die Millionengrenze in der EU überschrit-
ten worden ist (in Deutschland beantragten bis Ende 
Oktober 2015 343.610 Menschen Asyl). Da die Eu-
ropäische Union sich über das Grenzregime Frontex 
stark gegen Flüchtlinge abgeschottet hat, kommen die 
meisten von ihnen mithilfe von Schlepperbanden über 
äußerst gefährliche Fluchtrouten in die Europäische 
Union.20 Die Zunahme der Asylanträge in der EU ist auf 
die dramatische Zunahme der globalen Flüchtlingszah-
len zurückzuführen. So stieg nach Angaben des UN-
Flüchtlingswerks (UNHCR) die Zahl der Menschen, 
die sich weltweit auf der Flucht befinden, in weniger 
als einem Jahrzehnt von 37,5 Millionen im Jahr 2005 
auf 59,5 Millionen Ende 2014 an (siehe Grafik 3). Das 
ist die höchste Zahl seit Ende des Zweiten Weltkriegs. 
Global gesehen ist heute jeder 122. Mensch ein Bin-
nenvertriebener oder ins Ausland Geflüchteter. Wären 
alle Flüchtlinge Staatsbürger eines einzigen Landes, 
so wäre dieses Land das 24-größte der Welt (UNHCR 
2015: 5).

Grafik 3: Binnenvertriebene und Flüchtlinge  
weltweit 

Quelle: UNHCR (Global Trends 2014: World at War, 18.6.2015)

Trotz der aktuellen Entwicklungen ist deshalb zunächst 
einmal festzuhalten, dass sich die «Flüchtlingskrise« 
vor allem jenseits der deutschen und EU-Außengren-
zen abspielt. Der weitaus größte Teil der Menschen 
auf der Flucht (38,2 Millionen) sind Binnenflüchtlinge. 
Nur 19,5 Millionen schaffen es überhaupt, jenseits der 
Grenzen ihres Landes Zuflucht zu finden (ebd.: 2). Die 
weitaus größte Last bei der Unterbringung und Versor-
gung tragen nach Angaben des UNHCR sogenannte 
Entwicklungsländer: Sie nehmen 86 Prozent aller ins 
Ausland Geflüchteten auf. Die meisten Flüchtlinge 
waren Ende 2014 in der Türkei (1,59 Mio.), in Pakistan 
(1,51 Mio.), im Libanon (1,15 Mio. bei einer Gesamtbe-
völkerung von nur 5,9 Mio.), im Iran (0,98 Mio.), in Äthi-
opien (0,66 Mio.) und in Jordanien (0,65 Mio.) unterge-
bracht. Gemessen am Anteil der Bevölkerung trug der 

20 Die EU-Grenzbehörde Frontex zählt hierzu: 1. die Westafrika-Kanaren-Route, 
2. die westliche Mittelmeerroute über Marroko/Südspanien, 3. die zentrale Mittel-
meerroute von Libyen nach Lampedusa/Malta beziehungsweise von der Türkei und 
Ägypten nach Italien und 4. die östliche Mittelmeerroute von Ägypten, Jordanien, 
Libanon, Syrien und der Türkei nach Griechenland.
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Libanon die größte Last (232 Flüchtlinge auf 1.000 Ein-
wohner), gefolgt von Jordanien (87/1.000) und Nau-
ru (39/1.000) (ebd.: 3). Die 2,7 Millionen Flüchtlinge 
(14 %), die es in die reichen entwickelten kapitalisti-
schen Staaten geschafft haben, sind fast ausschließ-
lich Menschen aus den Mittel- und Oberschichten, 
die sich die teure Flucht leisten können. Sie machen 
den Menschenschmuggel oder, wenn man so will, die 
Fluchthilfe zu einem Milliardengeschäft.

Die Reaktion der EU auf die «Flüchtlingskrise»: 
Flüchtlingsbekämpfung statt Fluchtursachen-
bekämpfung
Wie reagierte die Bundesregierung auf die «Flücht-
lingskrise»? Bundeskanzlerin Angela Merkel wird nicht 
müde zu betonen, man müsse die Flüchtlinge unter-
stützen und zugleich «die Fluchtursachen bekämp-
fen», und nannte beispielsweise beim Antrittsbesuch 
des neuen finnischen Ministerpräsidenten Juha Sipiläs 
Ende September 2015 in Berlin konkret die Bereiche 
Klimaschutz und Entwicklungshilfe sowie das «Enga-
gement in Afghanistan».

In diesem Sinne verlautbart das zuständige Bundes-
ministerium für Entwicklung und Zusammenarbeit 
(BMZ) auf seiner Internetseite, dass neben den «rela-
tiv kurzfristig auftretenden Ursachen für Flucht» auch 
«strukturelle, langfristig entstandene Fluchtursachen 
wie Armut, Ungleichheit, schlechte Regierungsfüh-
rung, Ressourcenknappheit oder Ernährungsunsicher-
heit» existieren. Das BMZ bekennt sich im Rahmen von 
«Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit», die 
«auf längere Zeiträume angelegt» sei, zur Bekämpfung 
von strukturellen Fluchtursachen. Ziel sei, «die Situa-
tion in von Krisen betroffenen Regionen nachhaltig zu 
stabilisieren und die Lebensbedingungen vor Ort zu 
verbessern» (BMZ 2015: 15). Verhindert werden soll, 
«dass Menschen ihre Heimat verlassen müssen». Im 
Jahr 2015 würden deshalb nicht nur «mehr als 1 Mil-
liarde Euro für direkte Flüchtlingshilfe« ausgegeben, 
sondern es flössen «über die gesamte Legislaturperio-
de hinweg« mehr als 12 Milliarden Euro in «strukturel-
le Fluchtursachenbekämpfung« (ebd.). Als allgemeine 
Ziele werden eine «verlässliche Trinkwasserversorgung 
und Abwasserentsorgung», Katastrophenhilfe (ebd.: 
4), «berufliche Qualifizierung», Unterstützung von 
Bauern und das «Durchsetzen der Vereinigungsfrei-
heit oder die Abschaffung von Zwangsarbeit» ge-
nannt (ebd.: 4 f.). Die konkreten Maßnahmen kommen 
dann schon etwas bescheidener daher: bildungsför-
dernde Projekte in Afghanistan wie die Gründung von 
zwei Ausbildungsstätten für Berufsschullehrer mit 
1.569 Studierenden oder die Unterstützung des ägyp-
tischen Staates bei der Arbeitsplatzvermittlung für Ju-
gendliche mit einer «Schulung zur Vorbereitung auf 
den Beruf», die 643 Personen in Anspruch genommen 
hätten. Außerdem, so heißt es weiter, sollen durch die 
Verbesserung der Trinkwasserversorgung in Jordanien 
die Aufnahmeregionen stabilisiert werden (ebd.: 17 ff.). 

Die Hauptstoßrichtung der deutschen und europä-

ischen Politik ist allerdings vor allem eine Politik der 
Flüchtlingsbekämpfung und nicht der Bekämpfung 
von Fluchtursachen. Jenseits der Willkommenskultur-
Rhetorik und der Weigerung, die Grenzen zu schlie-
ßen und damit gegen das Schengener Abkommen 
zu verstoßen, hat die Bundesregierung vor allem mit 
einer zweistufigen Verschärfung des Asylrechts re-
agiert. Man erklärte flugs Afghanistan, Pakistan und 
den Westbalkan und später dann auch noch nordafri-
kanische Staaten wie Marokko, Tunesien, Algerien zu 
sicheren Herkunftsstaaten und schränkte zugleich das 
Recht von (Kriegs-)Flüchtlingen mit Asylanspruch auf 
Familiennachzug ein. Diese Restriktionen wurden – 
mit Ausnahme der Linkspartei – von allen Parteien im 
Bundestag, inklusive Bündnis 90/Die Grünen, mitge-
tragen. 

Diese Politik steht in einer langen Tradition der 
Flüchtlingsabwehr. So hat die Bundesrepublik im Rah-
men des Schengener Abkommens über die Dublin-II-
Verordnung von 2003 und die darin verankerte soge-
nannte Sichere-Drittstaaten-Regelung den Zuzug von 
Flüchtlingen sowie den Umfang von Asylanträgen in 
Deutschland sowohl in absoluten Zahlen als auch pro-
portional zu den anderen EU-Staaten verringert (sie-
he Tabelle 2). Alle deutschen Nachbarstaaten gelten 
als sicher, weshalb in Deutschland bis vor Kurzem nur 
Asyl beantragen konnte, wer mit dem Flugzeug einge-
reist war. Darüber hinaus schottet sich Deutschland 
im Rahmen des seit 2004 geltenden EU-Grenzregimes 
Frontex weiterhin systematisch gegen Flüchtlinge und 
Zuwanderung ab. Hierzu gehörten langjährige Verein-
barungen mit angrenzenden Nicht-EU-Staaten – ein-
schließlich der nordafrikanischen Ländern und dem 
von Muammar al-Gaddafi beherrschten Libyen. So 
stellte Gaddafi im Interesse der EU-Regierungen lan-
ge Zeit sicher, dass Flüchtlinge aus Subsahara-Afrika 
erst gar nicht europäischen Boden betreten konnten, 
um hier einen Asylantrag zu stellen. Ein Grund für die 
wachsenden Flüchtlingszahlen ist, dass mit dem Sturz 
Gaddafis durch die NATO 2011 und dem anschließen-
den verheerenden neuen libyschen Bürgerkrieg dieses 
System hinfällig geworden ist. Die Bundesregierung 
bemüht sich deshalb über die EU, dieses Abwehr-
system neu aufzubauen. In diese Richtung gehen die 
jüngsten politischen Entscheidungen, Grenzanlagen 
zur Abwehr von Flüchtlingen in der Türkei zu finanzie-
ren, oder die Zusage der EU an eine Reihe von afrikani-
schen Staaten, mehr Entwicklungshilfe im Gegenzug 
für größere Bemühungen bei der lokalen Grenzsiche-
rung zu zahlen.

Da es nun im Grunde in diesem System keine legalen 
Einreisemöglichkeiten gibt, boomt das Schlepperwe-
sen, das nach dem Drogenhandel weltweit mutmaß-
lich zweiteinträglichste Milliardengeschäft in der infor-
mellen Ökonomie. Die Zahl der Flüchtlinge, die in der 
Regel auf überfüllten und oft kaum seetauglichen Boo-
ten über das Mittelmeer fliehen, ist stark angewach-
sen. Hierbei kommt es immer wieder zu verheerenden 
Schiffsunglücken, die das Mittelmeer in ein Massen-
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grab verwandelt haben. Seit dem Jahr 2000 sind nach 
Schätzungen des Projekts «MigrantFiles» mindestens 
23.000 Menschen beim Versuch, auf diese Weise in die 
Europäische Union zu fliehen, ertrunken.21 Allein 2014 
starben so mehr als 3.000 Menschen, etwa genauso 
viele Menschen, wie bei den terroristischen Anschlä-
gen von 9/11 in den USA ums Leben kamen. Ohne die 
zivilgesellschaftlichen Seenotrettungsorganisationen 
wie «Watch the Med» oder «Ärzte ohne Grenzen» so-
wie die vielen lokalen Helfer in den Küstenorten oder 
auf den griechischen Inseln wäre diese Zahl noch deut-
lich höher. Diese Organisationen werfen der EU nicht 
nur Untätigkeit vor, sondern aktive Flüchtlingsbekämp-
fung unter anderem über Frontex. Mehrfach wurden 
sogenannte Push-Back-Operationen dokumentiert, bei 
denen Flüchtlingsboote mit militärischen Mitteln zur 
Umkehr gezwungen werden, sowie Fälle von unterlas-
sener Hilfeleistung bei Havarien. 

Nachdem binnen weniger Tage 400 Flüchtlinge im 
Mittelmeer ertrunken waren, initiierte die italienische 
Mitte-links-Regierung von Matteo Renzi im Oktober 
2013 die Operation Mare Nostrum, deren Hauptziel 
in der Seenotrettung bestand. Nach Angaben der In-
ternationalen Organisation für Migration konnten hier-
durch 150.000 Menschenleben gerettet werden.22 
Das Programm wurde jedoch nach einem Jahr Lauf-
zeit im Oktober 2014 wieder eingestellt, weil sich die 
anderen EU-Staaten weigerten, Mare Nostrum euro-
päisch auszuweiten oder Italien bei den monatlichen 
Kosten von rund 9,3 Millionen Euro finanziell zu unter-
stützen. Der Chefredakteur der Süddeutschen Zeitung 
Heribert Prantl kommentierte seinerzeit: «Es ist be-
schämend, dass die mit dem Friedensnobelpreis aus-
gezeichnete EU nicht einmal gewillt ist, die Kosten für 
das grandiose italienische Rettungsprogramm Mare 
Nostrum zu übernehmen. […] Europas Politiker wa-
schen sich ihre Hände in Unschuld – in dem Wasser, in 
dem die Flüchtlinge ertrinken« (Süddeutsche Zeitung, 
29.9.2014). 

Tatsächlich ist es nach dem Ende von Mare Nost-
rum immer wieder zu verheerenden Schiffsunglücken 
gekommen. Im April 2015 ereigneten sich allein in ei-
ner einzigen Woche drei tödliche Schiffskatastrophen, 
bei denen rund 1.500 Menschen umkamen. «Watch 
the Med» macht hierfür die EU unmittelbar verant-
wortlich: «These deaths were the direct consequence 
of Europe’s unwillingness to create an adequate and 
large-scale rescue operation at sea. In the aftermath, 
the EU did not introduce measures to prevent the dying 
but extended its policies of deterrence.»23 Tatsächlich 
hat die EU anstelle einer Europäisierung von Mare Nos-
trum das Frontex-Grenzregime mit der Operation Triton 
ausgebaut. Deren primäres Ziel (bei einem Budget von 
unter drei Millionen Euro im Monat) ist jedoch nicht 
die Seenotrettung, sondern die Sicherung der EU-Au-
ßengrenzen. Bei dieser Militarisierung der Fluchtrou-
ten steht also das «Rückführungsziel», das heißt die 
Flüchtlingsbekämpfung statt die Fluchtursachenbe-
kämpfung, im Zentrum. 

Zugleich investiert die EU in Reaktion auf die Migrati-
onskrise infolge des Arabischen Frühlings ab 2011 ver-
stärkt in die Entwicklung neuer Abwehrtechnologien. 
Hierzu gehören das Europäische Grenzkontrollsystem 
(EUROSUR) und das Projekt «Intelligente Grenzen». 
Das Ziel von EUROSUR besteht in der Verhinderung 
von «illegalen Grenzübertritten« mithilfe von Drohnen, 
Offshore-Sensoren und Satellitensuchsystemen. Zum 
Projekt «Intelligente Grenzen» gehören ein «Entry-Exit-
System» (EES) und ein «Registrierprogramm für Rei-
sende» (RTP). Ihr Ziel ist es, durch biometrische Daten-
erfassung von Nicht-EU-Bürgern bei der Einreise und 
ein automatisches Warnsystem bei Visumsüberschrei-
tung schnellere und systematischere Abschiebungen 
durchführen zu können. 

Das Grenzregime verschlingt dabei enorme gesell-
schaftliche Ressourcen, die eigentlich zum Schutz und 
nicht zur Bekämpfung der Kriegsflüchtlinge eingesetzt 
werden könnten. «MigrantsFiles» schätzt die Kosten 
des europäischen Grenzregimes auf allein 11,3 Milli-
arden Euro für Abschiebemaßnahmen in den Jahren 
2000 bis 2014 sowie 1,6 Milliarden Euro für Grenz-
schutzmaßnahmen, darunter der Bau und die Unter-
haltung von Drahtzäunen in Bulgarien, Ungarn, Grie-
chenland und Spanien. Die Entwicklungskosten für 
«Intelligente Grenzen» belaufen sich nach offiziellen 
Angaben der EU-Kommission auf 400 Millionen Euro. 
Hinzu kämen jährliche Unterhaltskosten von 190 Mil-
lionen Euro in den ersten fünf Jahren. Bewilligt wur-
den so 1,1 Milliarden Euro für den Zeitraum 2013 bis 
2020. Die Entwicklungskosten von EUROSUR werden 
von der EU mit 338 Millionen Euro veranschlagt, eine 
Studie der Heinrich-Böll-Stiftung beziffert die realen 
Kosten jedoch mit 874 Millionen Euro. Die Gesamtkos-
ten der neuen Überwachungstechnologien von EU-
ROSUR und «Intelligente Grenzen» beliefen sich damit 
auf 2 Milliarden Euro (Hayes/Vermeulen 2012). Diese 
Hightech-Aufrüstung sei «eine fragwürdige Reaktion 
auf eine im Wesentlichen humanitäre Krise» (ebd.). 
Dabei ist klar, worin die Priorität der Politik besteht, 
wenn man das Verhältnis von Flüchtlingsunterstüt-
zung und Flüchtlingsabwehr betrachtet: So zahlte die 
EU allein zwischen 2007 und 2011 eine Gesamtsum-
me von 2,2 Milliarden Euro an ihre Mitgliedsstaaten: 
«Davon kamen 366 Millionen Euro in Form von Not-
hilfe und Unterbringungskosten bei den Flüchtlingen 
an, für 481 Millionen förderten die Zielländer Sprach-
kurse oder Integrationsmaßnahmen. Doch rund die 
Hälfte des Geldes, nämlich gut eine Milliarde Euro, 
floss in den Bereich Grenzsicherung, also den Bau von 
Zäunen, Überwachungsanlagen und Grenzkontrollen» 
(Oberhuber 2014). Das grundsätzliche Problem dabei 
ist, dass die «Abschottung gegenüber Flüchtlingen […] 
illusionär» ist (Bischoff/Müller 2015b). «Milliarden flie-

21 Die Überlebenden der Schiffskatastrophen werden unter anderem in Italien wie-
derum mit Ermittlungsverfahren wegen «illegaler Einwanderung» überzo-
gen. 22 Nach Angaben von «Watch the Med» ertranken in diesem Zeitraum trotz-
dem noch 3.400 Menschen. 23 Vgl. http://alarmphone.org/en/2015/10/12/
anniversary-statement/.
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ßen in eine Politik, die viel Leid produziert, aber auch 
realitätsfern ist. Denn die Not in der eigenen Heimat 
hat für viele Flüchtlinge einen größeren Schrecken als 
schwer gesicherte Grenzanlagen oder die Tiefen des 
Mittelmeers» (Rietzschel 2015). Dabei geht die Ver-
schärfung des Grenzregimes mit erhöhter Todesgefahr 
einher, worauf «Watch the Med» hinweist: 

«The history of the last 20 years in the Mediterranean shows 

that stepping up the militarization of migration routes is 

only cause to more death. Each and every time a route into 

Europe has been blocked by new surveillance technologies 

and increasing policing, migrants have not stopped 

arriving. They have simply been forced to take longer and 

more dangerous routes […]. The ‹successes› of Frontex 

mean death to thousands of people.»24

Fluchtursache Krieg
Wie erklärt sich aber die dramatische Zunahme der 
Flüchtlingszahlen? Was sind die Fluchtursachen? Und 
warum befinden sich gerade seit Beginn der globa-
len Krise so viele Menschen auf der Flucht? Die Mig-
rationsforschung unterscheidet zwischen Push- und 
Pull-Faktoren. Klar ist, kein Mensch flieht und ver-
lässt sein bekanntes Umfeld ohne Grund und gefähr-
det sein Leben, indem er sich Schlepperbanden aus-
liefert, wenn dieses Leben nicht schon dort bedroht 
ist, wo er oder sie herkommt. Dieser Zusammenhang 
lässt sich schon allein anhand der Tatsache erkennen, 
dass der größte Push-Faktor, der für die dramatische 
Zunahme der Flüchtlingszahlen verantwortlich ist, der 
Krieg ist. Bis 2014 war Afghanistan, wo seit 38 Jahren 
Krieg herrscht, das Hauptherkunftsland von Flüchtlin-
gen, und sein Nachbarland Pakistan war seit mehr als 
einem Jahrzehnt das Hauptzielland der afghanischen 
Auslandsflüchtlinge vor dem Krieg zwischen den west-
lichen Besatzern und dem lokalen Widerstand, der 
zum großen Teil, aber nicht nur von den Taliban getra-
gen worden ist (UNHCR 2015: 8). Und auch als Ende 
der 1980er und Anfang der 1990er Jahre die Zahl der 
Flüchtlinge in die Europäische Union deutlich zunahm 
und auf dem Höhepunkt 1992 mit 672.075 Menschen 
über dem Stand von 2014 lag, war Krieg die zentrale 
Ursache und kamen die meisten Flüchtlinge aus Ex-Ju-
goslawien. 

Auch heute kommt die große Mehrzahl der Flücht-
linge aus von Bürger- oder Stellvertreterkriegen heim-
gesuchten Ländern. An erster Stelle steht mit allein fast 
12 Millionen Flüchtlingen Syrien. Von den 22 Millionen 
Einwohnern dieses Landes sind 7,6 Millionen – vor al-
lem die ärmeren Bevölkerungsschichten – innerhalb 
des Landes auf der Flucht, 4,3 Millionen flohen ins Aus-
land. Damit ist der syrische Bürger- und Stellvertre-
terkrieg maßgeblich für die Zunahme an Flüchtlingen 
verantwortlich (ebd.). In wenigstens sieben der 13 Län-
dern, aus denen die meisten Menschen Asylanträge in 
den 28 EU-Staaten stellen, herrscht (Bürger-)Krieg: Sy-
rien, Afghanistan, Irak, Nigeria, Somalia, Ukraine und 
Mali. 2014 gingen allein auf diese Länder 39,6 Prozent 
aller Asylanträge zurück (siehe Tabelle 3).

Tabelle 3: Asylanträge in den 28 Mitgliedsstaaten 
der EU, 2013–2015

2013 2014 2015 (Q1/2)

in Tausend in % in Tausend in % in Tausend

Syrien 431 11,6 626 19,5 73

Afghanistan 26 6,1 41 6,6 40

Kosovo 20 4,7 38 6,1 59

Eritrea 14 3,4 37 5,9 12

Serbien 22 5,2 31 4,9 12

Pakistan 21 4,8 22 3,5 15

Irak 11 2,5 21 3,4 21

Nigeria 12 2,7 20 3,2 10

Russland 41 9,6 20 3,2 7

Albanien 11 2,6 17 2,7 26

Somalia 17 3,8 16 2,6 9

Staatenlose 10 2,2 16 2,5 4

Ukraine 1 0,2 14 2,2 11

Mali 7 1,5 13 2,1 4

Quelle: Eurostat, eigene Zusammenstellung

Der Hintergrund dieser Entwicklung sind die dramati-
schen Destabilisierungs- und Zerfallsprozesse in den 
arabischen Staaten in Nordafrika und im Mittleren Os-
ten. Die Außenpolitik der USA und ihrer Verbündeten 
im «Westen» sind hierfür maßgeblich verantwortlich. 
Die bittere Wahrheit ist: Die Flüchtlinge, die das EU-
Grenzregime daran hindern soll, in den Westen Euro-
pas zu gelangen, fliehen vor den Ergebnissen der Au-
ßenpolitik des «Westens». Man braucht kein Freund 
der früheren unterdrückerischen Regime von Saddam 
Hussein, Bashir al-Assad oder Gaddafi zu sein, wenn 
man nüchtern feststellt, dass das Leben der Menschen 
in diesen Ländern sich durch die westlichen Kriege dra-
matisch verschlechtert hat und in Syrien, das nun von 
der halben Welt bombardiert wird (neben den NATO-
Ländern USA, Kanada, Frankreich, Großbritannien und 
Türkei nun auch noch von Russland, Katar, Saudi-Ara-
bien, Bahrain, Jordanien und den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten), weiter verschlechtert. 

Nicht nur herrscht in diesen Ländern heute Krieg und 
Gewalt statt Frieden und (relative) Sicherheit – mit di-
rekt kriegsbedingten Todesopfern, deren Zahl mitt-
lerweile in die Millionen geht: nach verschiedenen 
Schätzungen bis zu 249.000 Tote im NATO-besetzten 
Afghanistan, 1,3 Millionen während der US-Besatzung 
im Irak, 30.000 infolge des NATO-Bombardements, an-
schließenden Zerfalls und neuen Bürgerkriegs in Libyen 
und bis zu 330.080 in Syrien. Auch die soziale Versor-
gung und die letzten Reste der alten arabisch-nationa-
listischen Wohlfahrtsstaaten sind weitgehend zusam-
mengebrochen. Nach Angaben des «United Nations 
Development Report», der weltweit die Entwicklung 
der Lebensqualität misst, ist zum Beispiel die soziale 
Lage im Irak, einem der energiereichsten Länder der Er-
de, wo täglich 2,6 Millionen Barrel Öl gefördert werden, 

24 Vgl. www.watchthemed.net/media/uploads/page/12/Ferries%20not%20Fron-
tex.pdf.
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katastrophal: Nur noch 44 Prozent unter den Erwach-
senen gehen einer Erwerbstätigkeit nach, 75 Prozent 
der irakischen Bevölkerung halten die «Bekämpfung 
der Armut» für die wichtigste Aufgabe, 35 Prozent al-
ler Haushalte beklagen sich über die mangelhafte Elek-
trizitätsversorgung und 1,6 von 33,8 Millionen Irakern 
müssen mit Verletzungen und Beeinträchtigungen in-
folge von Landminen und nicht explodierten Spreng-
sätzen leben. Ebenso wie Osama bin Laden und al-
Qaida zu den Geistern gehörten, die die USA einst im 
Kampf gegen die Sowjetunion riefen und danach nicht 
wieder loswurden (Achcar 2002), ist Daesh mit seinem 
neuen grenzüberschreitenden «Kalifat» ein Produkt des 
Chaos und des immensen Leids, das die USA und ihre 
«Koalition der Willigen», zu der Angela Merkel 2003 als 
CDU-Vorsitzende unbedingt als «Garantie für Frieden, 
Freiheit und Sicherheit» gehören wollte, über die Men-
schen im Irak gebracht haben.25 Dabei geht es nicht nur 
um die Reorganisation des politisch lange nach Klas-
sen- und ideologischen Grenzen organisierten Irak 
entlang ethnischer Grenzen, die dazu führte, dass die 
unter Husseins säkularem Regime privilegierten Sunni-
ten mit dem IS den Aufstand wagten (Alnasseri 2009). 
Tatsächlich stellten sich viele Städte und Regionen des 
Irak dem «neuen Sunniten-Aufstand» deswegen nicht 
entgegen, weil das korrupte westliche Marionettenre-
gime, das den Ölreichtum des Staates weitestgehend 
(teil-)privatisierte, keinerlei Legitimität im Land besitzt 
(Cockburn 2014). 

Kurzum: Bemisst man die westliche Außenpolitik der 
letzten anderthalb Jahrzehnte – vom Afghanistan- bis 
zum Irakkrieg – an ihren eigenen vorgeblichen Zielen, 
den islamisch-fundamentalistischen Terrorismus zu-
rückzudrängen, diktatorische Regime auszuwechseln 
und funktionierende demokratische Staaten zu schaf-
fen, dann ist diese westliche Außenpolitik ein Desas-
ter gigantischen Ausmaßes: Der «Krieg gegen den Ter-
ror» – ein Krieg in Permanenz und ohne Grenzen – hat 
in gut einem Jahrzehnt nicht nur über eine Million To-
desopfer gefordert. Er war de facto ein Krieg für den 
Terror, insofern er in Reaktion auf die westliche Kriegs-
politik und Kriegsverbrechen einerseits und das vom 
Westen hinterlassene Chaos andererseits die Zahl der 
Dschihadisten weltweit vervielfacht hat: War die Ter-
rorgruppe al-Qaida noch ein loser Kampfverband von 
einigen Hundert Aktivisten, zählt der selbsternannte 
«Islamische Staat» heute rund 30.000, nach manchen 
Schätzungen sogar 40.000 Kämpfer und hat weltweit 
vermutlich Hunderttausende Sympathisanten. Dabei 
hat dieser Krieg gigantische Summen verschlungen: 
Nach offiziellen Angaben hat der «Krieg gegen den Ter-
ror» allein die USA bislang 1,6 Billionen US-Dollar ge-
kostet (Belasco 2014). Versteckte Kosten wie Mittel für 
die Versorgung von Kriegsversehrten, Zinsen etc. mit-
eingerechnet, kommen andere unabhängige Studien 
hingegen auf noch viel höhere Summen. So geht die 
wohl seriöseste Langzeitstudie von Forschern der Ivy-
League-Universität Brown mittlerweile von 4,4 Billio-
nen US-Dollar für die Kriege in Irak und Afghanistan/

Pakistan aus, die aufgrund der fälligen Zinszahlungen 
bis 2054 auf knapp acht Billionen US-Dollar ansteigen 
werden (Crawford 2014).26 Zum Vergleich: Die bishe-
rigen Kosten von 4,4 Billionen US-Dollar entsprechen 
fast dem Sechsfachen des riesigen Konjunkturpro-
gramms von 787 Milliarden US-Dollar, das die Obama-
Regierung 2009 zur Bekämpfung der finanziellen Kern-
schmelze aufgelegt hat, dem 44-fachen des gesamten 
Budgets für Bildung, Weiterbildung, Beschäftigungs-
förderung und Sozialdienste und dem 197-fachen der 
gesamten US-Entwicklungshilfe im Haushalt der USA 
für 2016.

Auch die Ressourcen, die die Beteiligung der deut-
schen Bundeswehr am Afghanistankrieg verschlun-
gen hat, sind enorm. Nach einer Studie des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung kostete der Krieg 
allein bis 2011 um die 17 Milliarden Euro. Alle Kos-
ten für Kredite zur Finanzierung des Kriegs miteinge-
rechnet, veranschlagte die Forschungsgruppe Kosten 
von 35 Milliarden Euro bis zum Bundeswehrabzug am 
31. Dezember 2014. Zum Vergleich: Diese Summe ent-
spricht knapp dem Sechsfachen des gesamten Bud-
gets (einschließlich Personalkosten) des BMZ im Bun-
deshaushalt 2015. 

Kriegsursache (globaler) Kapitalismus
Vor diesem Hintergrund ist es zweifellos richtig zu be-
haupten: «Wer Kriege und Waffen sät, wird Flüchtlinge 
ernten.» Allerdings wäre es falsch, den Stellvertreter-
krieg in Syrien allein als Folge der militärischen Politik 
der NATO-Staaten zu sehen. Die imperiale Politik des 
«Westens» in Syrien ist zwar zweifellos mitverantwort-
lich für die Fortsetzung des Krieges. Dies gilt auch für 
die Bundesregierung und ihren außenpolitischen Ta-
bubruch von 2014, ab sofort auch Waffen in Krisen-
gebiete zu liefern. Jedoch ist zum einen die Rolle der 
regionalen Mächte in Syrien hier wenigstens genauso 
bedeutsam. Zum anderen entstand der Stellvertreter-
krieg in Syrien aus einem Bürgerkrieg, der eine Folge 
des Arabischen Frühlings gewesen ist. Dieser aber ist 
aus gesellschaftlichen Widersprüchen in der Region 
des Mittleren Ostens und Nordafrikas selbst entstan-
den. Der «Westen» hat den Arabischen Frühling etwa 
in Syrien, Libyen und Ägypten oder den Euromaidan 
nicht selbst geschaffen, er hat diese Ereignisse aller-
dings für seine eigenen Interessen ausgenutzt. Bei vie-
len NATO-Kriegen erscheint die Politik des «Westens» 
reaktiv und entsprechend erratisch (Solty 2011a). 

25 Aus diesem Grund lassen sich auch die Forderungen von Oskar Lafontaine oder 
den Vorsitzenden der Linksfraktion im Bundestag Dietmar Bartsch und Sahra Wa-
genknecht, die Bundesregierung müsse die USA, die – wie Lafontaine am 23. Sep-
tember auf seiner Internetseite schrieb – «den Nahen Osten in Brand gesetzt» hät-
ten, dazu drängen, endlich Verantwortung für die flüchtenden Menschen aus 
Syrien übernehmen (und zwar für mehr als bloß die 10.000 Syrien-Flüchtlinge, die 
US-Präsident Barack Obama im gerade angelaufenen Fiskaljahr aufnehmen möch-
te), schlecht – wie von der bürgerlichen Presse teilweise versucht – einfach als po-
pulistisch oder gar antiamerikanisch abtun. 26 Der Wirtschaftsnobelpreisträger 
Joseph Stiglitz und die Harvard-Ökonomin Linda Bilmes bezifferten in einer im Hin-
blick auf ihre Bemessungsgrundlage kritisierten Studie die Kosten allein des Irak-
kriegs nur bis 2008, dem Jahr des Erscheinens ihrer Studie, mit drei Billionen US-
Dollar (Stiglitz/Bilmes 2008).
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Der entscheidende Punkt ist ein Essential der Frie-
dens- und Konfliktforschung: Frieden ist weit mehr als 
bloß die Abwesenheit von Krieg. Frieden hat materielle 
Voraussetzungen, und es kann ihn nur dort geben, wo 
gesellschaftliche Teilhabechancen und Lebenspers-
pektiven sowie demokratische Mitbestimmungsmög-
lichkeiten vorhanden sind. Dabei gilt: Jeder (Bürger-)
Krieg ist aus einer Situation des Nichtkriegs entstan-
den. Die Frage stellt sich also nach der Verantwortung 
des «Westens» für das Umschlagen einer Nichtkriegs- 
in eine Kriegssituation. Die Flüchtlingsgruppe «Lam-
pedusa in Hamburg» hat Anfang Februar 2014 eine 
Konferenz mit dem Titel «Wir sind hier, weil ihr unse-
re Länder zerstört» veranstaltet. Seinerzeit wurde dies 
vor allem mit dem NATO-Bombardement in Libyen 
begründet. Allerdings war derselbe Satz nicht zufällig 
auch schon das Motto der Flüchtlingskarawane wäh-
rend der Proteste in Heiligendamm 2007. Insofern die-
se sich gegen den G8-Gipfel richteten, stand hier vor 
allem die (Außen-)Wirtschaftspolitik des «Westens», 
konkreter: die Verfassung des globalen Kapitalismus, 
im Zentrum der Kritik. 

Aber in welchem Zusammenhang stehen der glo-
bale Kapitalismus und die Häufung der Staatszerfalls-
prozesse und innerstaatlichen «neuen Kriege» (etwa 
Bürgerkriege um natürliche Ressourcen) als zentrale 
Fluchtursachen? Und wie erklären sich die Fluchtbe-
wegungen aus Nicht-(Bürger-)Kriegsländern? Denn 
der Krieg bleibt zwar die zentrale Fluchtursache; es 
kommt aber auch eine große Anzahl von Flüchtlin-
gen aus Ländern, in denen offiziell kein Krieg herrscht 
(vom Westbalkan, aus Subsahara-Afrika etc.). Die Ur-
sachen für die Zunahme des Zusammenbruchs von 
Staaten und «neuen Kriegen» sind im Zusammen-
hang mit der internationalen politischen Ökonomie 
der letzten 30, 40 Jahre zu sehen, das heißt mit der 
Globalisierung des Kapitalismus im Allgemeinen und 
der globalen Krise im Besonderen. Diese «Globalisie-
rung» lässt sich mit Leo Panitch (2003: 209) definieren 
als «die Ausbreitung kapitalistischer Sozialverhältnisse 
in jeden Winkel unseres Planeten und jede Facette un-
seres Lebens». Die Globalisierung ist jedoch kein Na-
turereignis, sondern war und ist ein von gesellschaft-
lichen Interessen geleiteter politischer Prozess. Sie ist 
das historische Ergebnis der politisch eingeleiteten 
neoliberalen Wende. Sie wurde, wie in Kapitel III nä-
her ausgeführt, im Kontext der Profitklemmenkrise 
in den 1970er Jahren politisch forciert und zielte als 
«Klassenprojekt» auf die Wiederherstellung der struk-
turellen Macht des Kapitals (vgl. Harvey 2007: 142 ff.). 
Die geldpolitische Zäsur des Volcker-Schocks (1979), 
das heißt die Einleitung einer Hochzinspolitik durch 
die US-Notenbank, schuf hierfür die Voraussetzung, 
weil sie nach innen Massenarbeitslosigkeit zur Folge 
hatte, die Markt- und Organisationsmacht der Arbei-
terklasse und damit ihre Position in den Tarifverhand-
lungen schwächte, und weil sie nach außen über die 
abrupte Vervielfachung der Staatsschulden im globa-
len Süden vor allem in Afrika und in Lateinamerika eine 

Schuldenkrise hervorrief (Deppe u. a. 2011: 57 ff.). Die 
verschuldeten Länder, die nun auf Finanzhilfen seitens 
des US-dominierten Internationalen Währungsfonds 
(IWF) und der Weltbank angewiesen waren, konnten 
so mit dem Hebel von Strukturanpassungsprogram-
men gezwungen werden, im Austausch für Notkredite 
ihre Märkte zu öffnen, öffentliches Eigentum zu priva-
tisieren und Sozialprogramme zurückzufahren (Wood 
2003: 182 ff.). Der globale Süden erlebte also schon in 
den 1980er und 1990er Jahren die Form von Politik, 
die dem linken Griechenland im Sommer 2015 infolge 
der EZB-Kreditstrangulation aufoktroyiert werden soll-
te. Kurzum: Mithilfe dieser schuldenimperialistischen 
Praktiken und dem Mittel des Finanzkriegs wurde eine 
Globalisierung des Kapitalismus erzwungen, die mit 
der Kapitalmobilität die strukturelle Macht des Kapita-
lismus vergrößerte und im Umkehrschluss eine Dis-
ziplinierung der lokalen Arbeiterklassen weltweit zur 
Folge hatte (Gill/Solty 2013)

Das Projekt Globalisierung des Kapitalismus zielt da-
bei auf eine «flache Welt», in der im Rahmen der WTO 
für das globale Kapital allerorten die gleichen Regeln 
gelten (vgl. Solty 2015b). Dazu gehören auch die Inves-
titionsschutzabkommen wie TTIP, TPP und CETA, wel-
che die transnationalen Konzerne vor demokratischen 
Entscheidungen, die ihre Profite einschränken, wirt-
schaftsverfassungsrechtlich schützen sollen (vgl. Solty 
2015c). Dieses Projekt hat global jedoch dramatische 
Verheerungen hervorgerufen. Die globale Kapitalmobi-
lität und Forcierung von Weltmarktzwängen haben die 
Nationalstaaten in eine erbarmungslose Standortkon-
kurrenz gebracht. Sie erlaubt es dem Kapital, sie ge-
geneinander auszuspielen und damit zu Deregulierung 
von Arbeitsmärkten und Umweltauflagen sowie – mit 
Kapitalverlagerungsandrohungen – zur Einschränkung 
von Arbeitnehmerrechten und zu öffentlichen Subven-
tionen von Unternehmen zu zwingen. Damit geraten 
jedoch die Staaten – und insbesondere die schwachen 
Staaten des globalen Südens – unter enormen Druck, 
weil sie aufgrund einer Kombination aus Weltmarktz-
wängen und Steuerausfällen immer weniger in der La-
ge sind, sozial integrativ zu handeln. Die Staatszerfalls-
prozesse und «neuen (Ressourcen-)Kriege» sind Folge 
dieser kapitalistischen Weltmarktintegration, und es 
gibt inzwischen zahlreiche Belege für den Zusam-
menhang etwa zwischen den Freihandelsabkommen 
NAFTA (1994) und CAFTA (2005) einerseits und dem 
mexikanischen Drogenkrieg und seiner Ausweitung 
auf Guatemala, Honduras und andere zentralamerika-
nische Länder andererseits (Perez-Rocha/Paley 2014; 
Doleac 2015; Boullosa/Wallace 2015). Eine ähnliche 
Verbindung lässt sich auch für die Bürgerkriege im 
Kongo und in Ex-Jugoslawien und der (westlich aufok-
troyierten) Austeritätspolitik vermuten.

Grundsätzlich gilt, dass die Weltmarktintegration 
und die Transnationalisierung der Produktion in den 
vom Kapital durchdrungenen Ländern dramatische 
gesellschaftliche Umwälzungen hervorgerufen ha-
ben. Unumstritten ist, dass hierzu ein Prozess der «de-
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peasantization» (Araghi 2000) und der Proletarisie-
rung gehört, das heißt der Verwandlung von vormals 
unabhängigen Subsistenz- und Kleinbauern in lohn-
abhängige Arbeiter. So hat sich nach Angaben der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (ILO) die Zahl der 
Lohnabhängigen seit der neoliberalen Wende welt-
weit fast verdoppelt: von 1,9 Milliarden im Jahr 1980 
auf 3,5 Milliarden im Jahr 2015. Diese annähernde Ver-
dopplung ist dabei nur zum Teil das Ergebnis des glo-
balen Bevölkerungswachstums, weil sie überproporti-
onal zum Anstieg der Weltbevölkerung stattgefunden 
hat. Mittlerweile gehört knapp die Hälfte der Weltbe-
völkerung zur Klasse der Lohnabhängigen (siehe Gra-
fik 4). 

Grafik 4: Die globale Arbeiterklasse, 1980−2015

Quelle: Vereinte Nationen/International Labour Organisation

Dabei wuchs der Anteil des globalen Südens an der In-
dustriearbeiterklasse weltweit von 51 Prozent (1980) 
auf 73 Prozent (2008) und die Ausweitung der Arbei-
terklasse fand zu 73 Prozent wischen 1980 und 2000 in 
den Entwicklungsländern statt (40 % des Wachstums 
entfällt allein auf Indien und China; Foster u. a. 2011). 
Deswegen kann heute auch von einer «Weltarbeiter-
klasse» gesprochen werden (Van der Linden 2005) 
und von einer Verlagerung des Zentrums des Kapital-
Arbeit-Konflikts (und damit der Weltgeschichte) in die 
frühere (Semi-)Peripherie, insbesondere nach Asien 
(Silver 2005).
Mit dem Wachstum der Klasse der globalen Lohnab-
hängigen ist auch ein weltweiter Massenmigrations-
prozess historischen Ausmaßes verknüpft. Die Mig-
ration findet hier vor allem als Binnenmigration statt, 
als Abwanderung der Landbevölkerung in die Städte. 
Noch 1950 lebten nur 16 Prozent der Bevölkerung im 
globalen Süden (und 29 Prozent der Weltbevölkerung) 
in Städten (Araghi 1995: 338). Mit der Weltmarktinte-
gration hat seit den späten 1970er und 1980er Jahren 
dort jedoch ein Prozess der «Überurbanisierung» (ebd.) 

eingesetzt. Seit der Jahrtausendwende lebt die Mehr-
heit der Weltbevölkerung in Städten und mittlerweile 
beschränkt sich sämtliches Bevölkerungswachstum 
auf die urbanen Räume (Davis 2006). Bis 2050 sollen 
nach Angaben der Vereinten Nationen 64 Prozent al-
ler Menschen in den Entwicklungsländern und 86 Pro-
zent in den entwickelten Ländern in urbanen Regio-
nen leben. Dabei übersteigt die Urbanisierungsquote 
in Afrika mit einem jährlichen Wachstum von 3,5 bis 
4,0 Prozent bei Weitem die Hochphase der so schon 
chaotischen kapitalistischen Verstädterung im Europa 
des 19. Jahrhundert, wo die durchschnittliche Wachs-
tumsrate bei 2,1 Prozent lag (ebd.: 14 f.). Die Folge ist 
ein «Planet der Slums» (ebd.).
In den Sozialwissenschaften ist lange über die Ursa-
chen dieser «Entvölkerung des Landes» und Hyperur-
banisierung diskutiert worden. Die Debatte entfaltete 
sich lange entlang der Pole «disappearance/perma-
nence» und «Modernisierung/Marginalisierung». Die 
Frage war, was bei der kapitalistischen Durchdringung 
überwiegt: der Pull-Faktor der Städte oder der Push-
Faktor des Landes? Haben hohe Industriearbeiterlöhne 
in den Städten die Urbanisierung hervorgerufen oder 
Verelendungsprozesse auf dem Land? 

Der Klassenideologie zufolge führen Freihandels-
abkommen und die globale Ausbreitung des Kapita-
lismus perspektivisch zu einer Angleichung der Le-
bensverhältnisse im globalen Norden und im globalen 
Süden. Die Modernisierung würde auf dem Weg der 
Handelsliberalisierung, Deregulierung und Privatisie-
rung von öffentlichem Eigentum stattfinden. Markto-
rientierte Entwicklungsstrategien seien effizienter als 
staatsorientierte. In Wirklichkeit hat sich der Entwick-
lungsabstand in weiten Teilen des globalen Südens 
eher vergrößert als verringert. Nach drei Jahrzehnten 
Erfahrungen mit Strukturanpassungsprogrammen 
und erzwungener Marktöffnung zeigt sich, dass die 
Produktivität dramatisch nachgelassen hat: So war der 
Pro-Kopf-Output zwischen 1960 und 1980, das heißt 
vor der Marktöffnung, um 75 Prozent in Lateinameri-
ka und 36 Prozent in Subsahara-Afrika gestiegen; nach 
Durchsetzung der schuldenimperialistischen Marktöff-
nungspolitik, also zwischen 1980 und 2000, wuchs er 
jedoch in Lateinamerika nur noch um 6 Prozent und fiel 
in Subsahara-Afrika sogar um 15 Prozent (Babb 2005: 
209). Die Überurbanisierung war also die Folge von 
Push-Faktoren, der sich verschlechternden Lebensbe-
dingungen auf dem Land.

Der Hintergrund dieser Entwicklung ist, dass die 
Staaten des globalen Südens unter die neuen Zwänge 
der erbarmungslosen Weltmarktkonkurrenz geraten 
sind: Im Rahmen der bereits erwähnten Strukturanpas-
sungsprogramme und Weltmarktintegration mussten 
sie die öffentlichen Ausgaben drastisch reduzieren, 
Staatsbetriebe privatisieren, massenhaft Beschäftig-
te im öffentlichen Sektor entlassen und die verblie-
benen staatlichen Mittel in die (Industrie- und Agrar-)
Wirtschaftsmodernisierung stecken. Die «Grüne Revo-
lution», das heißt die Umstellung der Landwirtschaft 
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auf landwirtschaftliche Hochleistungsproduktion und 
neue Hochertragssorten, die im staatsorientierten 
und weltmarktgeschützten Asien gelang, konnte un-
ter diesen Bedingungen in Afrika nicht stattfinden. Ge-
gen die hoch subventionierten und hoch kapitalisier-
ten transnationalen Agrarkonzerne, die jetzt die Märkte 
des globalen Südens fluteten, hatten und haben die 
Subsistenz- und Kleinbauern dauerhaft keine Chance 
(Bryceson u. a. 2010). Millionenfache Proletarisierung 
war die Folge. 

In der neoliberalen Mainstreamtheorie galt dieser 
Prozess, die Zerstörung der traditionellen Landwirt-
schaft, jedoch lange als kein Problem, sondern als 
Ausdruck einer Modernisierung in Richtung einer In-
dustrie- und Dienstleistungsgesellschaft. Jedoch: Die 
zeitgleich stattfindende Privatisierung der Staatsbetrie-
be und der Rückbau der öffentlichen Beschäftigung 
hatten zur Folge, dass für die wachsende Zahl der Ar-
beiterklasse in der Peripherie keine Jobperspektiven 
in den Städten existieren. Die einfache Bevölkerung 
steckt also in einer Zwickmühle: Auf dem Land gibt es 
dauerhaft kein Überleben, aber in den Städten mangelt 
es an Arbeitsplätzen. «Third World cities, especially, 
were trapped in a vicious cycle of increasing immig-
ration, decreasing formal employment, falling wages, 
and collapsing revenues» (Davis 2006: 155). Die Fol-
ge war und ist die Entstehung einer dramatisch hohen 
Massenarbeitslosigkeit im globalen Süden. Schon vor 
Beginn der Krise 2007, als sie nach Angaben der ILO, 
einer UN-Behörde, bei 170 Millionen Menschen welt-
weit lag, betonte diese die enorme «globale Heraus-
forderung, produktive Beschäftigungsverhältnisse zu 
schaffen»: 

«Of the world’s 3.1 billion workers, 73 per cent lives in deve-

loping countries while only 14 per cent lives in advanced in-

dustrial countries and the rest lives in the countries of Cen-

tral and Eastern Europe (CEE) and the Commonwealth of 

Independent States (CIS), oil-rich countries and other high-

income countries. And some 46 million new workers will be 

joining the world’s labour force every year in the future, the 

bulk of them in developing countries. While the world’s la-

bour force is concentrated in developing countries, its capi-

tal and skills are concentrated in advanced industrial coun-

tries. The global employment situation reflects this huge 

asymmetry in the distribution of the world’s productive re-

sources. Millions of workers in the developing world are se-

riously under-employed and are engaged in extremely low-

productivity survival activities. Even in advanced industrial 

countries and CEE and CIS countries, there are large num-

bers of unemployed, precariously employed as well as dis-

couraged workers who have given up searching for elusive 

jobs. The challenge that the world faces is one of creating 

productive jobs not just for the millions who will be joining 

the labour force but also for the millions who are currently 

unemployed, underemployed, engaged in low-productivity 

survival activities and discouraged» (Ghose u. a. 2008: 1).

Die Massenarbeitslosigkeit in den armen Entwick-
lungsländern kann jedoch kaum durch sozialstaat-
liche Maßnahmen abgefedert werden – schon gar 

nicht unter Bedingungen der Weltmarktintegration, 
wo Steuererhöhungen Kapitalflucht zur Folge haben. 
Damit verbunden ist das dramatische Wachstum ei-
nes (unproduktiven) informellen Sektors (mit vielen 
äußerst prekären «Selbständigen») einerseits sowie 
die Schattenglobalisierung des Drogenhandels, Men-
schenschmuggels und illegalen Ressourcenabbaus 
andererseits als den letzten ökonomischen Überle-
bensmöglichkeiten für wachsende Bevölkerungsteile 
(Altvater/Mahnkopf 2002: 81 ff.; Babb 2005). Da diese 
Schattenökonomie jedoch häufig mit gewaltförmigen 
und manchmal ethnisierten Kämpfen um Nutzungs-
rechte einhergeht, ist sie eine weitere Quelle politi-
scher Instabilität. Denn es fällt den schwachen Staaten 
im globalen Kapitalismus zunehmend schwerer, das 
staatliche Gewaltmonopol aufrechtzuerhalten. Blutige 
Ressourcenkriege wie die im Kongo oder Drogenhan-
del-Territorialkonflikte wie in Mexiko sind die Folge. Da-
bei sind Marktlösungen im Rahmen des bestehenden 
Kapitalismus letztlich undenkbar: 

«A laissez-faire ‹let smallholder farmers find work else-

where› and ‹let small-scale agriculture disappear› per-

spective, in the absence of any policy provision for alter-

native non-agricultural employment constitutes gross 

negligence. The politically destabilizing effects of agrarian 

labour displacement in economies without established in-

dustrial growth trajectories or other alternative economic 

employment opportunities militate for concerted efforts to 

raise smallholders’ productivity through research, exten-

sion and input and infrastructural investment. With such 

policies, public insecurity, violence and civil war are likely 

to escalate further on the African continent» (Bryceson u. a. 

2010: 17).

Das soziale Potenzial für Prozesse von Bürgerkrieg 
und Staatszerfall im globalen Süden geht jedoch weit 
über die Erwerbslosen und Unterbeschäftigten hin-
aus. Auch die Arbeit (wie prekär auch immer) Haben-
den zählen oft hierzu.27 Die politische Instabilität hängt 
nicht zuletzt damit zusammen, dass der Prozess des 
Bauernlegens (die Zerschlagung bäuerlicher Famili-
en- und Kleinbetriebe) und die Schaffung einer immer 
größeren Arbeiterklasse, die ohne Zugang zu landwirt-
schaftlichen Produktions- und Subsistenzmitteln auf 
den Verkauf ihrer Ware Arbeitskraft angewiesen ist, 
um ihr Auskommen zu sichern, an sich enormen so-
zialen und politischen Sprengstoff birgt. Aufgrund ih-
rer vollständigen Marktabhängigkeit können kleinste 
Schwankungen der Weltmarktpreise ganz leicht deren 
Existenz zerstören, ein sozialstaatliches Netz, das bei 
Arbeitslosigkeit oder Einkommensausfall aus ande-
ren Gründen den Lebensunterhalt garantiert, gibt es in 
kaum einem der Länder im globalen Süden. 

Die Geschichte des 19. Jahrhunderts in Westeuro-
pa und Nordamerika hat gezeigt, welcher soziale und 
politische Konfliktstoff in der Existenz einer wach-

     2000  2007  2013  2019
entwickelte Länder und EU 32  29  45  35
Südosteuropa (Nicht-EU) & CIS 17  14  15  15
Ostasien   36  31  38  42
Südostasien und Pazifik 13  16  14  15
Südasien   24  25  25  29
Lateinamerika und Karibik 20  18  19  21
Mittlerer Osten/Nordafrika 14  14  17  20
Subsahara-Afrika  22  23  28  32
Gesamt   178  170  201  209  

27 Nach Angaben der Internationalen Arbeitsorganisation waren 2013 rund 1,4 
Milliarden der weltweiten Arbeiter «prekär beschäftigt»; das entspricht einem An-
teil von 50 Prozent (ILO 2015: 73). 
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senden gänzlich marktabhängigen Klasse liegt – ein 
Konfliktpotenzial, das etwa in den globalen Hunger-
revolten von 2008 als Reaktion auf den plötzlichen spe-
kulationsgetriebenen Anstieg der Nahrungsmittelprei-
se weltweit zum Ausdruck kam. Dies gilt umso mehr, 
als die Länder des globalen Südens im globalen Kapi-
talismus mehr oder weniger gezwungen sind, sich auf 
eine Reihe weniger Exportprodukte zu spezialisieren, 
was sie aber als Ganze extrem anfällig gegenüber die-
ser Art von Volatilität auf den internationalen Märkten 
macht. Dies gilt vor allem deshalb, weil im Zuge des 
Verlusts der kleinteiligen Landwirtschaft Afrika sich 
von einem autarken Nahrungsmittelexporteur zur Zeit 
der Entkolonialisierung in den 1960er Jahren in einen 
Kontinent verwandelt hat, auf dem fast alle Länder von 
Nahrungsmitteleinfuhren abhängig geworden sind. 
So importiert Afrika mittlerweile 25 Prozent seiner Le-
bensmittel, ein Hauptgrund, warum furchtbare Hun-
gersnöte immer häufiger geworden sind (Bello 2008).

Die große menschheitsgeschichtliche Tragik läuft 
letztlich darauf hinaus, dass kapitalistische Durchdrin-
gung und Umwälzung historisch überall dort, wo sie 
stattfanden, zur Produktion von Überschussbevölke-
rungen geführt haben. Die kernkapitalistischen Länder, 
die diesen Prozess zuerst durchliefen, zeigten sich im 
19. Jahrhundert noch in der Lage, ihre Überschuss-
bevölkerungen durch den Ansatz des Siedlerkolonia-
lismus zu exportieren. Die «gefährlichen Klassen», wie 
sie von bürgerlichen Sozialreformern genannt wur-
den, die sich (wie Joseph Chamberlain in England oder 
Friedrich Naumann oder Max Weber in Deutschland) 
schließlich zu Imperialisten wandelten, konnten so in 
die Kolonialgebiete der Amerikas, Afrikas, Australiens 
und Südasiens umgesiedelt werden. Die uneingestan-
dene Schuld des «Westens» besteht letztlich darin, 
dass er einerseits in vielerlei Hinsicht mit der Schaffung 
des globalen Kapitalismus ein Akteur der kapitalisti-
schen Umwälzungen im globalen Süden (gewesen) ist, 
aber das «Abfließen» der hierbei entstandenen Über-
flüssigen durch seine mörderischen Grenzregime un-
terbindet. 

Mit der Krise und der globalen austeritätspolitischen 
Wende hat sich diese allgemeine kritische Situation 
noch einmal erheblich verschärft. In sechs Jahren Kri-
se (von 2007 bis 2013) stieg die Zahl der Arbeitslosen 
weltweit um 31 auf 201 Millionen; die «labor force par-
ticipation rate» fiel zwischen 2000 und 2014 von 65,3 
auf 63,5 Prozent (ILO 2015: 72 ff.). Zugleich schreitet 
der Proletarisierungs- und Wachstumsprozess der glo-
balen Arbeiterklasse weiter fort. Bis 2019 rechnet die 
ILO mit 3,6 Milliarden Arbeitern weltweit (ebd.). Jedes 
Jahr müssten also durchschnittlich rund 50 Millionen 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden, damit die Mas-
senarbeitslosigkeit nicht weiter steigt. Rechnet man 
die Neuankömmlinge auf dem Arbeitsmarkt mit ein, so 
müssten dem ILO-Bericht zufolge bis zum Jahr 2019 
somit 280 Millionen neue Jobs entstehen, um die Ar-
beitsplatzverluste seit Beginn der Krise wieder auszu-
gleichen. Da der Kapitalismus aber im Zuge der glo-
balen austeritätspolitischen Wende, der wachsenden 
Vermögensungleichheit und dem auch damit verbun-
denen Mangel an profitablen Anlagemöglichkeiten für 
das global überschüssige, aufgehäufte Kapital in eine 
Phase des Geringwachstums eingetreten ist, ist diese 
Vorstellung extrem utopisch. Eingedenk dieser Tatsa-
che rechnet auch die ILO damit, dass die Zahl der Er-
werbslosen bis 2019 um weitere acht auf 209 Millio-
nen steigen wird (ebd.). Entsprechend düster sind 
unter diesen Bedingungen des globalen Kapitalismus 
aber damit auch die Aussichten auf eine Linderung von 
staatlichen Zerfalls- und Auflösungsprozessen und von 
Kriegen, die hauptsächlich für die Fluchtursachen ver-
antwortlich sind, wie auch der «Global Employment 
Report» der ILO ernüchtert feststellt.

So lässt sich abschließend festhalten: Die Fluchtur-
sache Nummer eins ist und bleibt der Krieg; aber die 
Kriegsursache Nummer eins ist und bleibt der globale 
Kapitalismus. Die USA und der «Westen» sind für die 
Flüchtlingskrise hauptsächlich verantwortlich, weil sie 
imperial(istisch)e Besatzungs-, Luft- und Stellvertre-
terkriege führen. Aber sie führen diese Kriege häufig 
oder «müssen» sie führen, weil sie zuvor die Globali-

Grafik 5: Massenarbeitslosigkeit global (in Millionen) 

Quelle: World Employment and Social Outlook 2015, S. 72–89
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sierung des Kapitalismus forciert haben. Ihre Kriege 
sind oft genug nicht Kriege zur lokalen Durchsetzung 
globalkapitalistischer Verhältnisse, sondern Kriege, die 
nach deren Durchsetzung zur Behebung der selbst er-
zeugten gesellschaftlichen Widersprüche im Sinne ei-
nes Managements des globalen Kapitalismus notwen-
dig werden. Der direkte Zwang (Krieg) ist also oft bloß 
die Reaktion auf den «Erfolg» des indirekten, scheinbar 
gewaltlosen strukturellen Zwangs wie etwa schulden-
imperialistische Marktöffnungen. Der kapitalistische 
Staat legt sich damit aber selbst die Flächenbrände, 
die er als imperial(istisch)er Staat immer neu und meist 
vergeblich zu löschen versucht. Seine scheinbare In-
kompetenz bei den Feuerlöschaktionen resultiert dabei 
daraus, dass seine Feuerlösch- seine Brandstifterkapa-
zitäten bei Weitem überschreiten. 

Den rotgrünen Liberalen, schwarzgelben Konservati-
ven und AfD-Rechtspopulisten kann die Linke entspre-
chend entgegenhalten: Wer vom Kapitalismus nicht 
reden will, der soll auch über Flüchtlinge und Integra-

tionspolitik schweigen. Fluchtursachen können nicht 
unabhängig von der neoliberalen Weltmarktintegra-
tion diskutiert werden. Und wer glaubt, Deutschland 
schafft das nicht, der muss daran arbeiten, den Kapi-
talismus abzuschaffen – eine Erkenntnis, die vielleicht, 
weil sie so banal und so schwer zu realisieren ist, auch 
so schwer über die Lippen kommt.

Insofern aber linke Außenpolitik nicht im Attentis-
mus und in revolutionärer Phraseologie erstarren darf 
und vor der Aufgabe steht, konkrete Einstiegsprojekte 
in die Transformation beziehungsweise den Ausstieg 
aus dem globalen Kapitalismus zu formulieren, wird im 
abschließenden Kapitel versucht, eine linke Außenpo-
litikperspektive zu skizzieren. Diese muss sich an der 
Frage orientieren, wie es der Linken gelingen kann, 
zu verhindern, dass das Zusammenspiel aus globa-
lem (Geringwachstums-)Kapitalismus, Krisenkriegen, 
islamfundamentalistischem Terrorismus und Flücht-
lingskrise zum Konjunkturprogramm der radikalen 
Rechten wird und in die «Barbarei» führt.
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VI. GRUNDZÜGE EINER LINKEN AUSSENPOLITIK

Es wäre leicht, angesichts der immensen Widersprü-
che im globalen Kapitalismus und der Gefahr, dass die-
se, weil sie unaufhebbar erscheinen, in Barbarisierung 
umschlagen, zu resignieren. Linke Politik ist jedoch mit 
Resignation nicht vereinbar. Durch ihre Orientierung an 
einem kritisch-dialektischen Theorie- und Praxisansatz 
glaubt sie zu wissen, dass – mit Bertolt Brecht gespro-
chen – die «Widersprüche [...] unsere Hoffnung sind». 
Linke Politik analysiert diese und interveniert in sie hi-
nein, sucht Einheiten zu schaffen zwischen scheinba-
ren Gegensätzen bei den Subalternen und Gegensätze 
in der scheinbaren Einheit der Herrschenden. Das Di-
lemma linker Politik heute scheint jedoch zu sein, dass 
sie angesichts der Größe der Widersprüche und der Re-
alität der drohenden Gefahren die Machtfrage stellen 
muss, aber (noch) nicht in der Position ist, dies zu tun 
(Brie u. a. 2015: 26; Chondros 2015). Nichtsdestotrotz 
gibt es ein genuines Bedürfnis von Linken, die nicht re-
signieren wollen, handlungsfähig zu werden. Dies gilt 
auch für die Außenpolitik, die – wie in der Studie ge-
zeigt werden sollte – aufs Engste mit innenpolitischen 
Fragen verschränkt ist. In der Außenpolitik jedoch steht 
die Linke/LINKE bei jedem «Krisenherd» und jedem in-
ternationalen «Konflikt» immer vor einer unauflösbaren 
Konfrontation zwischen der großen Gruppe der Gesin-
nungsethiker, die wissen, warum sie aus Prinzipien und 
politischen Gründen an der konsequenten Friedens-
politik festhalten wollen und müssen, und einer deut-
lich kleineren Gruppe von Verantwortungsethikern, die 
im Kontext der sich überschlagenden Ereignisse und 
staatlichen, machtinteressegeleiteten Propaganda zum 
Handeln drängen, denn man müsse ja angesichts des 
wahrgenommenen Konfliktleids «etwas tun». 

Wie kann also eine linke Außenpolitik aussehen, die 
die Linke wirklich handlungsfähig macht und nicht 
nur hilflos reagieren lässt? Es wurde in der Einleitung 
schon darauf hingewiesen, dass die wichtige Debatte 
über eine linke Außenpolitik noch in den Kinderschu-
hen steckt. Typisch für diese Debatte ist, dass die Su-
che nach linker Handlungsfähigkeit sich bislang auf 
das Ausloten von Gemeinsamkeiten zwischen den 
Kräften im linken politischen Spektrum konzentriert 
hat. Nach Jahren der politischen Entfremdung infolge 
von Spaltungen im Zuge der von SPD und Bündnis 90/
Die Grünen zu verantwortenden Kosovo- und Afgha-
nistankriegs gab es hierfür einen Resonanzboden (der 
erst im Zuge der erneut auftretenden grundlegenden 
Differenzen während des Ukrainekonflikts wieder ver-
schwand). Diese zeitweilige Annäherung hing eindeu-
tig mit dem offensichtlichen und grandiosen Scheitern 
der militärischen Regime-Change- und State-Building-
Politik des «Westens» in zahlreichen Ländern, von Irak 
über Afghanistan bis nach Libyen, zusammen. Die Er-
kenntnis, dass diese Politik sogar ihre selbstgesteck-
ten Ziele völlig verfehlt hat, führte auch im Spektrum 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen zur Einsicht, wo-

nach eine von der militärischen Logik dominierte Au-
ßenpolitik auf Dauer nicht tragfähig ist. Vor diesem 
Hintergrund erschien es möglich, auf der Basis eines 
abstrakten Menschenrechtsuniversalismus nach Ge-
meinsamkeiten zu suchen und Perspektiven einer lin-
ken Außenpolitik auszuloten, die auf Grundlage die-
ser normativen Orientierung auf zivilgesellschaftlich 
orientierte und präventive Maßnahmen im globalen 
Maßstab setzt. Dabei fehlte aber nicht der Zusatz, dass 
notfalls auch militärische Mittel nötig sein könnten, um 
Menschenrechten global zur Verwirklichung zu ver-
helfen. Der Krieg ist theoretisch eine Ausnahme, das 
macht ihn in der Praxis aber umso wahrscheinlicher. 

Das grundlegende Problem der Suche nach dieser 
Art von Bündnisfähigkeit im politischen Raum ist: Die 
Geschichte im Allgemeinen und die Kriege der letzten 
Jahre im Besonderen lehren, dass außenpolitisches 
Handeln von Staaten niemals vorrangig auf norma-
tive Gründe zurückgeht und werteorientiert ist. Staa-
ten handeln stets zuerst nach (geo-)politischen und 
ökonomischen Machtinteressen. Die Tatsache, dass 
ihr Handeln nicht von universellen Menschenrechten 
angeleitet wird, offenbart sich auch bei der Heuchelei 
des «Westens», wenn er etwa mit Saudi-Arabien pak-
tiert, aber zugleich seine Gegnerschaft zu Daesh oder 
dem Assad-Regime mit deren Verletzung von Men-
schenrechten begründet. Das heißt nicht, dass Kriege 
theoretisch durchaus auch Ergebnisse hervorbringen 
können, von denen Menschen- und Bürgerrechte pro-
fitieren. Auch in der realen Geschichte gibt es hierfür 
zweifellos Beispiele. Zudem können im Rahmen von 
staatlichen Kriegen bei einigen der Akteure durchaus 
der Schutz von Menschenrechten als ursprüngliche 
Handlungsmotivation eine Rolle spielen. Entscheidend 
ist jedoch, dass dieses werteorientierte Handeln nur 
dann praktisch umgesetzt werden kann, wenn eine mit 
ihnen verbundene Kriegsintervention zugleich den rea-
len Staatsmachtinteressen nicht widerspricht. 

Wenn linke Politik also glaubt, mithilfe des (krieg-
führenden) Staates linke Werte und Ziele umsetzen zu 
können, dann missversteht sie die Funktionsweise des 
Staates im Kapitalismus, der auf der Grundlage der in 
ihm zu politischen Projekten verdichteten Klasseninte-
ressen handelt. Heißt dieser Gedanke zu Ende gedacht 
dann: Die Linke kann den Gegensatz von Gesinnungs- 
versus Verantwortungsethikern, selbst wenn sie woll-
te, gar nicht auflösen? Heißt es, ihr bleibt angesichts 
massiver Menschenrechtsverletzungen nichts außer 
Appellen und Skandalisierungen? Wie kann die Lin-
ke friedenspolitisch handlungsfähig werden, wenn 
sie «immer nur ‹nein› sagt», wie ihr menschenrechts-
bellizistische Kritiker regelmäßig vorwerfen, wenn sie 
(scheinbar) keine «Verantwortung» übernimmt?

Tatsächlich kann es auch im Rahmen von linker Au-
ßenpolitik Handlungsfähigkeit geben. Ein Blick in ihre 
eigene Geschichte, nämlich in die der Arbeiterbewe-
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gung, erinnert uns daran: Das Selbstverständnis der 
Linken war früher einmal ein (proletarisch-)interna-
tionalistisches und das kommunistische Projekt der 
Emanzipation der Menschheit ein globales. Dagegen 
war der Nationalismus bürgerlich und rechts. Erst mit 
dem Ersten Weltkrieg und dem Kollaps des proleta-
rischen Friedensinternationalismus, in dem sich ein 
langer und brüchiger Prozess der nationalen sozial-
staatlichen Integration der dominanten sozialdemokra-
tischen Arbeiterbewegung abzeichnete, sowie mit der 
Durchsetzung des Projekts «globaler Kapitalismus» im 
Rahmen des American Empire wurde dieses Verhältnis 
(teilweise) auf den Kopf gestellt. 

Das heißt jedoch nicht, dass die Linke nicht hand-
lungsfähig war. Vor der «Durchstaatlichung» des 
reform orientierten Flügels der Arbeiterbewegung wäre 
die transformatorische Linke niemals auf die Idee ge-
kommen, ihren proletarisch-internationalistischen An-
satz über den Umweg des Staates zu verwirklichen. Die 
in den Begriffen des «guten Imperialismus« («White 
Man’s Burden», Zivilisation vs. Barbarei etc.) formu-
lierte Expansionspolitik der kapitalistischen Staaten im 
ausgehenden 19. Jahrhundert war für die Linke damals 
viel weniger eine Herausforderung, als es die heutige 
Politik für Teile der Linken ist. Sich diese zu eigen zu 
machen, musste für die damalige internationalistisch 
ausgerichtete Linke wie eine absurde Vorstellung an-
muten. Handlungsfähig zu werden versuchte sie auf 
dem Weg eines praktischen Internationalismus unter-
halb der vermachteten Ebene eines spezifischen ka-
pitalistischen Nationalstaates. Von dieser Perspektive 
eines bewegungsorientierten und gesellschaftlichen 
Internationalismus lässt sich heute noch viel lernen. 
Dabei wäre solch eine Perspektive auch auf die Euro-
päische Union, das EU-Empire, zu übertragen, die als 
Form transnationaler beziehungsweise «europäischer 
Staatlichkeit» (Bieling 2006) im Grunde als «materielle 
Verdichtung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse zwei-
ter Ordnung» (Brand 2007: 6) mit einer besonderen Do-
minanz der Kapitalseite gedacht werden kann.

Es lassen sich, so die hier vertretene These, in der Ge-
schichte der internationalistischen und revolutionären 
Arbeiterbewegung also viele anregende Erfahrungen 
finden für Herausforderungen, mit denen linke Politik 
heute konfrontiert ist. Im Hinblick etwa auf die Prob-
leme, die mit der ungleichen Entwicklung des Kapita-
lismus entstehen (z. B. Lohngefälle, Arbeitsmigration 
und Rassismus), ließe sich, um nur ein Beispiel zu nen-
nen, zweifellos viel aus dem Umgang der russischen 
Sozialdemokraten mit dem Problem des Lohndum-
pings und des Rassismus durch den Zuzug von irani-
schen Proletariern insbesondere in die Ölfelder von 
Baku lernen. Anstatt den Staat, der die Sozialdemokra-
ten nach der Revolution von 1905 politisch verfolgte, 
um Hilfe zu rufen, womöglich noch um die Grenze zu 
schließen, bemühten sie diese vielmehr auf einer Ebe-
ne unterhalb der staatlichen um den Aufbau einer ver-
bündeten Arbeiterpartei im Iran und unterstützten auf 
vielfältige proletarisch-internationalistische Weise die 

Praxis der entstehenden iranischen Arbeiterbewegung 
während der iranischen Verfassungsrevolution (1905–
1911) (vgl. hierzu näher Taghian 2015). 

Diese Perspektive eines transformatorischen Bewe-
gungsinternationalismus, der im Bewusstsein handelt, 
dass das Schicksal der Subalternen in den verschiede-
nen kapitalistischen Staaten miteinander verbunden 
ist, ließe sich im Hinblick auf Situationen und Kontex-
te weiterdenken, in denen sich die transformatorische 
Linke vor dem Hintergrund «internationaler Krisen» re-
gelmäßig in einen Streit zwischen Gesinnungs- und 
Verantwortungsethikern verzettelt. Denn dieser Streit 
muss aus zwei Gründen unproduktiv bleiben: erstens 
vor dem Hintergrund seines abstrakten Prinzipien-
charakters und zweitens, weil die Linke in der (gesell-
schaftlichen) Opposition sich zwar auf dem Fahrersitz 
der Geschichte dünken mag, wenn sie den bürgerlich-
kapitalistischen Staat auffordert oder ihm rät, auf eine 
bestimmte Weise zu handeln oder eben nicht zu han-
deln, aber von ihren Aufforderungen oder Ratschlä-
gen das konkrete Handeln dieses vermachteten Staa-
tes ohnehin nicht abhängt – solange sich die Linke in 
der (gesellschaftlichen) Opposition befindet und sie 
sich «den Staat» nicht im Rahmen eines radikalen ge-
sellschaftlichen Transformationsprozesses zu «ihrem» 
Staat gemacht hat (was selbst nicht durch eine Regie-
rungsübernahme mit absoluter Mehrheit getan ist). 
Mit anderen Worten: Die Linke sollte nicht, indem sie 
die Staatsperspektive einnimmt, Handlungsfähigkeit in 
Situationen simulieren, in denen sie – auf diesem We-
ge – effektiv ohnehin keine Handlungsfähigkeit besitzt.

Linke Außenpolitik sollte sich entsprechend um ei-
ne Entstaatlichung ihrer Praxisperspektive bemühen 
und Wege eruieren, wie linke Parteien – als Parteien der 
(Klassen-)Bewegung(en), deren Handlungsfähigkeit 
in den staatlichen Institutionen grundsätzlich von der 
(Gegen-)Macht dieser Bewegungen in der «Zivilgesell-
schaft» abhängt – auf der Grundlage einer Haltung der 
internationalen Solidarität tätig werden können. Nur 
wie genau könnte eine solche Perspektive der Entstaat-
lichung des linken Außenpolitikdenkens im Konkreten 
aussehen? Dies wäre zu diskutieren – ganz allgemein, 
aber durchaus auch in Bezug auf jene heiklen Situatio-
nen, in denen linke Positionen Gefahr laufen, sich in Wi-
dersprüchen zu verstricken. Eine solche war zweifellos 
die für Linke besonders emotional aufgeladene Situati-
on, als die kurdischen Autonomiegebiete Rojava/Koba-
ne durch Daesh militärisch bedroht wurden. Auch hier 
hing die Entscheidung des deutschen Staates, ob er 
Waffen an die Peschmerga liefern oder sich anderwei-
tig am Krieg gegen Daesh beteiligen sollte, nicht von 
der Linken, geschweige denn den Parlamentarier der 
LINKEN ab. Warum stellte sich dann aber die Frage, 
welche Position Politiker der LINKEN hierzu einnehmen 
und wie sie im Bundestag darüber abstimmen sollten, 
überhaupt in dieser Dramatik? Eine Orientierung linker 
Außenpolitik an konkretem (zivil-)gesellschaftlichem 
Internationalismus hätte viele Möglichkeiten geboten, 
konkret zu handeln und praktische Solidarität zu üben: 
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in Form von Demonstrationen und anderen öffentlich-
keitswirksamen Aktionen, mit denen man Druck auf 
die deutsche Bundesregierung ausübt, die PKK zu le-
galisieren, oder um Druck auf die Türkei auszuüben, die 
Grenzen für infiltrierte Daesh-Kämpfer systematisch 
zu schließen und für kurdische Flüchtlinge zu öffnen. 
Man hätte darüber diskutieren können, ob es sinnvoller 
war, in der Linken Gelder für zivile Einrichtungen («eine 
Feuerwehr für Rojava») oder für Verteidigungswaffen 
zu sammeln oder gar – nach dem Vorbild des Interna-
tionalismus im Spanischen Bürgerkrieg – selbst für die 
praktische militärische Verteidigung der Gebiete gegen 
die Daesh-Barbarei einzutreten. Damit hätte man we-
sentlich mehr Handlungsfähigkeit gewinnen können 
als durch den ewigen Clash der Gesinnungs- und Ver-
antwortungsethiker.

Und doch kann sich linke Außenpolitik in der Wei-
terentwicklung einer solchen Perspektive der Entstaat-
lichung nicht erschöpfen. Wie bereits ausgeführt, ist 
eine zentrale Erkenntnis der Friedens- und Konfliktfor-
schung, dass Frieden mehr ist als bloß die Abwesen-
heit von Krieg. Daher muss sich die Linke schließlich 
mit der Frage befassen, wie Gesellschaften vom Zu-
stand vom Nichtkrieg in den Krieg übergehen. In den 
vorangegangenen Kapiteln wurde argumentiert, dass 
im Rahmen des globalen Kapitalismus Frieden kaum 
denkbar ist und die kapitalistischen Staaten oft genug 
reaktiv die oft fürchterlichen Symptome behandeln, die 
die Widersprüche der Globalisierung kapitalistischer 
Sozialverhältnisse mit sich bringen. In einer Welt die-
ser Widersprüche – von der Prekarität vollkommen 
marktabhängig gewordener Menschen im Kontext der 
Volatilität globaler Märkte bis hin zur dramatisch ge-
wachsenen globalen Vermögensungleichheit – ist der 
Krieg längst schon da, bevor er ausbricht. Globaler Ka-
pitalismus bedeutet permanenter Krieg in Latenz. 

Vor diesem Hintergrund ist linke Außenpolitik nicht 
nur schlecht beraten, ihr Wissen aufzugeben, dass die 
neuen (Ressourcen-)Kriege niemals ohne eine Trans-
formation des Kapitalismus (der ohne Klassenkampf 
nicht zu haben sein wird) beendet werden können. Sie 

muss sich zudem stets erinnern, dass es ihr darum ge-
hen muss, das Problem an der Wurzel zu packen, das 
einen Namen hat: globaler Kapitalismus. Damit aber 
hört linke Außenpolitik auf, Außenpolitik zu sein. Und 
sie beginnt mit der Aufhebung der Engführung des Au-
ßenpolitikbegriffs auf die Politik des Staates und die 
Logik des Militärs. Sie beginnt lange bevor es zu einer 
«internationalen Krise» gekommen ist. Denn linke Au-
ßenpolitik ist nicht links, wenn sie sich das «muddling 
through» des kapitalistischen Staates im Umgang mit 
den von ihm selbst geschaffenen Widersprüchen und 
Krisen zu eigen macht. Linke Außenpolitik wird da-
durch links, dass sie sich an einer Bekämpfung der Pro-
blemursachen und nicht der Problemsymptome orien-
tiert. 

Dies ist freilich leichter gesagt als getan. Es beginnt 
aber mit einer Erkenntnis: Linke Außenpolitik wird da-
durch zu linker Außenpolitik, dass sie einen breiteren 
Ansatz wählt, der die Trennung von Innen- und Außen-
politik, von Wirtschafts- und Sozialpolitik und so weiter 
aufhebt und in das Projekt einer international(istisch)-
en Formierung von gesellschaftlichen Parteien über-
führt. Gelingt es diesen etwa, Freihandelsabkommen 
zu verhindern, dann handeln sie im Sinne einer linken 
Außenpolitik insofern, dass sie damit zentrale Ursachen 
von Perspektivlosigkeit, religiösem Fundamentalismus, 
Krieg und Flucht bekämpfen und künftige Krisensituati-
onen präventiv bearbeiten. Das heißt darum auch nicht, 
dass linke Außenpolitik nicht reale, reformistische Ver-
besserungen für die Subalternen in Angriff nimmt, viel-
mehr im Gegenteil. Transformatorische linke Politik 
zeichnet sich dadurch aus, dass sie bei dem Versuch, 
konkrete Verbesserungen für die Subalternen über 
den Weg von Einstiegsprojekten in die Transformation 
zu erwirken, bei diesem «Futuring» (Rilling 2014a) das 
Ziel und die Notwendigkeit einer langfristigen Überwin-
dung des Kapitalismus, der den Krieg tatsächlich im-
mer noch in sich trägt wie die Wolke den Regen, nicht 
aus den Augen verliert und erreichte Verbesserungen 
daran bemisst, wie sie die globale Linke diesem Ziel nä-
herbringen.
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